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Kirchengesetz 
zur Zustimmung und Ausführung 

des Kirchengesetzes zur Regelung der 
Dienstverhältnisse der 

Pfarrerinnen und Pfarrer in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD) 
sowie zur Änderung weiterer 

pfarrdienstrechtlicher Regelungen 
vom 17. November 2011 

 
 Die Gesamtsynode hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen, welches hiermit ver-
kündet wird: 
 

Artikel 1 
 

Kirchengesetz 
zur Zustimmung und Ausführung 

des Kirchengesetzes zur Regelung der 
Dienstverhältnisse der 

Pfarrerinnen und Pfarrer in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD) 
(Pfarrdienstausführungsgesetz) 

 
§ 1 

 
 Die Gesamtsynode stimmt dem Kirchenge-
setz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (Pfarrdienstgesetz der 
EKD – PfDG.EKD) vom 10. November 2010 
(ABl. EKD 2010, S. 307) in der jeweils gelten-
den Fassung zu. 
 

§ 2 
(zu § 1 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Das Amt der Pfarrerin oder des Pfarrers 
bleibt nach den Grundsätzen reformierter Kir-

chenordnung den Kirchengemeinden zugeord-
net. Soweit das Pfarrdienstgesetz der EKD die 
Aufgaben des Dienstherrn, Arbeitgebers und 
Anstellungsträgers für die Pfarrerinnen und 
Pfarrer mit einem gemeindlichen Auftrag den 
Gliedkirchen zuweist, nimmt die Gesamtkirche 
diese Aufgaben stellvertretend für die Kirchen-
gemeinden wahr. 
 

§ 3 
(zu § 4 PfDG.EKD) 

 
 (1) Das Ordinationsgespräch führt die Kir-
chenpräsidentin oder der Kirchenpräsident vor 
Aufnahme auf einen Wahlaufsatz. 
 
 (2) Die Verpflichtung ist Teil des Ordina-
tionsgespräches nach Absatz 1. Die Verpflich-
tungserklärung ist nach vorgenommener Ver-
pflichtung von der Verpflichteten oder dem 
Verpflichteten eigenhändig zu unterschreiben. 
 
 (3) Die Ordination wird vom Kirchenrat/
Presbyterium und der Frau Präses oder dem 
Präses der Synode oder ihrer oder seiner 
Stellvertreterin oder ihrem oder seinem Stell-
vertreter vollzogen. Die Ordinationsurkunde 
wird von der Kirchenpräsidentin oder dem Kir-
chenpräsidenten ausgestellt. 
 

§ 4 
(zu § 7 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Vor Anerkennung einer Ordination nach    
§ 7 Absatz 3 PfDG.EKD führt der Theologi-
sche Prüfungsausschuss ein Kolloquium zur 
Feststellung des Bekenntnisstandes durch. 
Über die Anerkennung der Ordination ent-
scheidet anschließend das Moderamen der 
Gesamtsynode. 
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§ 5 
(zu § 9 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 In anderen besonders begründeten Fällen 
kann das Moderamen der Gesamtsynode, ab-
weichend von § 9 Absatz 1 PfDG.EKD, im Ein-
zelfall Personen ins Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe berufen, die das 40. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. 
 

§ 6 
(zu § 10 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Die Amtsbezeichnung lautet „Pastorin col-
laborans“ (Pastorin coll.) oder „Pastor collabo-
rans“ (Pastor coll.). 
 

§ 7 
(zu § 11 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe haben zu Beginn des Probe-
dienstes folgende Verpflichtungserklärung ab-
zugeben:  
 
„Nachdem ich in das Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe in der Evangelisch-reformierten Kirche 
berufen bin, erkläre ich hiermit: 
 
1. Ich werde das Bekenntnis der Evangelisch-

reformierten Kirche wahren. Ich weiß mich 
den bestehenden Kirchengesetzen und 
Ordnungen der Evangelisch-reformierten 
Kirche verpflichtet und erkläre, sie gewis-
senhaft einzuhalten und meine daraus sich 
ergebenden Obliegenheiten zu erfüllen. 

 
2. Ich bin bereit, im Rahmen meines Probe-

dienstes und unter Anleitung und Verant-
wortung der zuständigen Pfarrerin oder des 
zuständigen Pfarrers im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Kirchenrat/Presbyterium 
zu predigen, bei Taufe und Abendmahl mit-
zuwirken, zu unterrichten, Amtshandlungen 
vorzunehmen und Seelsorge zu üben. Da-
bei werde ich die in der jeweiligen Gemein-
de geltenden gottesdienstlichen Formulare 
verwenden. Ich werde mich theologisch 
weiterbilden. 

 
3. Ich bin bereit, meinen Probedienst nach 

Maßgabe des Kirchengesetzes zur Rege-
lung der Dienstverhältnisse der Pfarrerin-
nen und Pfarrer in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (Pfarrdienstgesetz der 
EKD – PfDG.EKD) in der jeweils geltenden 
Fassung nach bestem Wissen und Gewis-
sen durchzuführen und die in § 30 und      
§ 31 Pfarrdienstgesetz der EKD festgelegte 
Pflicht zum Beichtgeheimnis, der seelsor-
gerlichen Schweigepflicht und der Amtsver-
schwiegenheit – auch nach dem Ausschei-
den – zu erfüllen.“ 

 Die Verpflichtungserklärung ist nach vorge-
nommener Verpflichtung von der Pfarrerin 
oder dem Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe eigenhändig zu unterschreiben. 
 

§ 8 
(zu § 12 Abs. 4 PfDG.EKD) 

 

 Das Moderamen der Gesamtsynode kann 
den Probedienst im Einzelfall auf ein Jahr ver-
kürzen. 
 

§ 9 
(zu § 16 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 

 (1) Die Anstellungsfähigkeit wird nach 
einem Jahr im Probedienst bei Bewährung 
durch die Kirchenpräsidentin oder den Kir-
chenpräsidenten zuerkannt. Über eine spätere 
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit ent-
scheidet das Moderamen der Gesamtsynode. 
 
 (2) Über die Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
im Probedienst eine Urkunde ausgestellt. 
 

§ 10 
(zu § 17 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 

 Vor Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
nach § 16 Absätze 2 bis 6 PfDG.EKD führt der 
Theologische Prüfungsausschuss ein Kollo-
quium zur Feststellung des Bekenntnisstandes 
durch. Über die Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit entscheidet das Moderamen der Ge-
samtsynode auf Grundlage des Votums des 
Theologischen Prüfungsausschusses. § 9 
Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

§ 11 
(zu § 18 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 

 Das Kolloquium ist vor dem Theologischen 
Prüfungsausschuss abzulegen. Das Modera-
men der Gesamtsynode entscheidet über das 
Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit auf 
Grundlage des Votums des Theologischen 
Prüfungsausschusses. § 9 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 
 

§ 12 
(zu § 19 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 

 In anderen besonders begründeten Fällen 
kann das Moderamen der Gesamtsynode, ab-
weichend von § 19 Absatz 1 PfDG.EKD, im 
Einzelfall Personen ins Pfarrdienstverhältnis 
auf Lebenszeit berufen, die das 40. Lebens-
jahr schon vollendet haben. 
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§ 13 
(zu § 25 Abs. 4 PfDG.EKD) 

 
 (1) Die Pfarrerinnen und Pfarrer sind inner-
halb eines Synodalverbandes zu gegenseiti-
ger Vertretung verpflichtet. Die Frau Präses 
oder der Präses der Synode kann in Vertre-
tung des Moderamens der Synode eine Pfar-
rerin oder einen Pfarrer im Synodalverband 
mit einem Vertretungsdienst beauftragen. Ist 
eine Vertretungsregelung innerhalb eines Sy-
nodalverbandes in einem besonderen Fall un-
möglich, kann im Einvernehmen der Präsides 
der beteiligten Moderamina der Synoden die 
Pfarrerin oder der Pfarrer der benachbarten 
Gemeinde eines anderen Synodalverbandes 
mit der Vertretung beauftragt werden.  
 
 (2) Gegen Beauftragungen durch die Frau 
Präses oder den Präses der Synode kann das 
Moderamen der Synode angerufen werden. 
Die Anrufung des Moderamens der Synode 
hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
 (3) Die infolge der Vertretung entstehenden 
Sachausgaben trägt die Kirchengemeinde, de-
ren Pfarrerin oder Pfarrer vertreten werden 
muss; über Ausnahmen entscheidet das Mo-
deramen der Gesamtsynode. 
 

§ 14 
(zu § 27 Abs. 4 PfDG.EKD) 

 
 Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfar-
rer sind grundsätzlich zur unentgeltlichen Er-
teilung von Religionsunterricht verpflichtet. Die 
Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsident 
weist den Gemeindepfarrerinnen und Gemein-
depfarrern einen konkreten Unterrichtsauftrag 
zu. 
 

§ 15 
(zu § 28 PfDG.EKD) 

 
 § 9 Absätze 3 und 4 der Kirchenverfassung 
bleiben unberührt.  
 

§ 16 
(zu § 32 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Die Genehmigung zur Annahme von Zu-
wendungen erteilt die Kirchenpräsidentin oder 
der Kirchenpräsident. 
 

§ 17 
(zu § 35 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Die beabsichtigte Kandidatur ist mit dem 
Kirchenrat/Presbyterium zu erörtern und dem 
Moderamen der Synode sowie dem Modera-
men der Gesamtsynode anzuzeigen. 

§ 18 
(zu § 36 PfDG.EKD) 

 
 Die bei einem Gottesdienst amtierende 
Pfarrerin oder der amtierende Pfarrer trägt als 
Amtstracht den in der Evangelisch-
reformierten Kirche üblichen oder in der Kir-
chengemeinde herkömmlichen Talar. Ände-
rungen bedürfen der Beschlussfassung des 
Kirchenrates/Presbyteriums und des Beneh-
mens mit dem Moderamen der Synode. 
 

§ 19 
(zu § 37 PfDG.EKD) 

 
 (1) Eine Abwesenheit vom Dienstsitz von 
mehr als 24 Stunden teilt die Pfarrerin oder 
der Pfarrer der oder dem Vorsitzenden des 
Kirchenrates/Presbyteriums oder deren oder 
dessen Stellvertretung und der Frau Präses 
oder dem Präses der Synode unter Angabe 
der Abwesenheitsanschrift, gegebenenfalls 
auch der Vertretungsregelung, mit. 
 
 (2) Ist eine Pfarrerin oder ein Pfarrer infolge 
Krankheit dienstunfähig, hat sie oder er dies 
unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des 
Kirchenrates/Presbyteriums oder deren oder 
dessen Stellvertretung und der Frau Präses 
oder dem Präses der Synode mitzuteilen oder 
mitteilen zu lassen. Dauert die Dienstunfähig-
keit länger als drei Tage, ist der Frau Präses 
oder dem Präses der Synode eine ärztliche 
Bescheinigung über die voraussichtliche Dau-
er der Dienstunfähigkeit zur Weiterleitung an 
das Kirchenamt einzureichen. 
 
 (3) Die Kirchenpräsidentin oder der Kir-
chenpräsident kann zur Feststellung des Ge-
sundheitszustandes der Pfarrerin oder des 
Pfarrers oder wenn Zweifel an der baldigen 
Wiederherstellung der Dienstfähigkeit be-
stehen, eine amtsärztliche Untersuchung auf 
Kosten der Gesamtsynodalkasse veranlassen. 
 
 (4) Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat unbe-
schadet der Verantwortlichkeit des Kirchenra-
tes/Presbyteriums im Falle ihrer oder seiner 
Abwesenheit vom Dienstsitz für ihre oder sei-
ne Vertretung zu sorgen. Sie oder er kann da-
bei die Vermittlung der Frau Präses oder des 
Präses der Synode in Anspruch nehmen. 
 

§ 20 
(zu § 38 PfDG.EKD) 

 
 (1) Die Genehmigung gem. § 38 Absatz 1 
Satz 2 PfDG.EKD erteilt das Moderamen der 
Gesamtsynode im Einvernehmen mit dem Kir-
chenrat/Presbyterium nach Anhörung des Mo-
deramens der Synode. 
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 (2) Die Genehmigung gem. § 38 Absatz 3 
Satz 1 PfDG.EKD erteilt der Kirchenrat/das 
Presbyterium. 
 
 (3) Die Genehmigung gem. § 38 Absatz 3 
Satz 2 PfDG.EKD erteilt das Moderamen der 
Gesamtsynode im Einvernehmen mit dem Kir-
chenrat. 
 

§ 21 
(zu § 41 PfDG.EKD) 

 
 Die Herausgabe erfolgt in Anwesenheit der 
Frau Präses oder des Präses des Synodalver-
bandes oder eines anderen Mitgliedes des 
Moderamens des Synodalverbandes an den 
Kirchenrat/das Presbyterium oder die Nachfol-
gerin oder den Nachfolger. 
 

§ 22 
(zu § 53 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Die Anzeige erfolgt gegenüber der Vorsit-
zenden oder dem Vorsitzenden des Kirchenra-
tes/Presbyteriums oder ihrer oder seiner Stell-
vertreterin oder ihres oder seines Stellvertre-
ters. 
 

§ 23 
(zu § 55 Abs. 3 PfDG.EKD) 

 
 Das Nähere regelt das Moderamen der 
Gesamtsynode durch Rechtsverordnung. 
 

§ 24 
(zu § 58 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Der Kirchenrat/das Presbyterium und das 
Moderamen der Synode führen die Mitaufsicht 
über die Pfarrerinnen und Pfarrer; die oberste 
Dienstaufsicht führt das Moderamen der Ge-
samtsynode. 
 

§ 25 
(zu § 61 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 

 (1) Die Personalakten werden im Kirchen-
amt geführt. Präsides können Nebenakten 
führen; dies ist dem Kirchenamt mitzuteilen. 
 
 (2) Das Nähere regelt das Moderamen der 
Gesamtsynode durch Rechtsverordnung. 
 

§ 26 
(zu § 62 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 Für die Einsichtnahme in Ausbildungs- und 
Prüfungsakten finden die Regelungen zur Ein-
sichtnahme in die Personalakten entsprechen-
de Anwendung. 

§ 27 
(zu § 64 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Der Kirchenrat/das Presbyterium kann in 
besonders begründeten Fällen der Übertra-
gung einer Nebentätigkeit im kirchlichen Inte-
resse widersprechen, sofern es sich nicht um 
eine Wahl durch eine Synode handelt. 
 

§ 28 
(zu § 65 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Die Genehmigung gem. § 65 Absatz 1 
PfDG.EKD erteilt das Moderamen der Ge-
samtsynode nach Anhörung des Kirchenrates/
Presbyteriums. 
 

§ 29 
(zu § 66 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 Die Anzeige gem. § 66 Absatz 2 
PfDG.EKD ist beim Kirchenrat/Presbyterium 
und dem Moderamen der Synode einzurei-
chen. 
 

§ 30 
(zu § 67 PfDG.EKD) 

 
 Die Verordnung über die Nebentätigkeit 
der Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (NebentätigkeitsV.EKD) vom 
11. September 1992 (ABl. EKD 1992 S. 425) 
findet in der jeweils geltenden Fassung für 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelisch-
reformierten Kirche entsprechende Anwen-
dung. 
 

§ 31 
(zu § 69 PfDG.EKD) 

 
 Vor Bewilligung oder Veränderung von Be-
urlaubung oder Teildienst gem. § 69 Absatz 1 
oder 3 PfDG.EKD ist der Kirchenrat/das Pres-
byterium anzuhören. 
 

§ 32 
(zu § 70 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 (1) Das Moderamen der Gesamtsynode 
entscheidet im Einzelfall über die Anrechnung 
der Beurlaubung als ruhegehaltfähige Dienst-
zeit. 
 
 (2) Das Moderamen der Gesamtsynode 
entscheidet im Einzelfall vor Beginn der Be-
urlaubung über die Belassung der Besoldung.  
 

§ 33 
(zu § 71 PfDG.EKD) 

 
 Vor Bewilligung oder Veränderung von Be-
urlaubung oder Teildienst gem. § 71 Absatz 2 
oder 3 PfDG.EKD ist der Kirchenrat/das Pres-
byterium anzuhören. 
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§ 34 
(zu § 77 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Vor der Abordnung einer Pfarrerin oder 
eines Pfarrers gem. § 77 Absatz 1 PfDG.EKD 
ist der Kirchenrat/das Presbyterium anzuhö-
ren. 
 

§ 35 
(zu § 78 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 Die Zuweisung erfolgt durch das Modera-
men der Gesamtsynode im Einvernehmen mit 
dem Kirchenrat/Presbyterium nach Anhörung 
des Moderamens der Synode. 
 

§ 36 
(zu § 79 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 (1) Erfolgt die Versetzung mit Zustimmung 
der Pfarrerin oder des Pfarrers, versetzt das 
Moderamen der Gesamtsynode nach Anhö-
rung des Kirchenrates/Presbyteriums der ab-
gebenden Kirchengemeinde sowie des Mo-
deramens der Synode die Pfarrerin oder den 
Pfarrer. 
 
 (2) Erfolgt die Versetzung ohne Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers aufgrund 
eines besonderen kirchlichen Interesses, ver-
setzt das Moderamen der Gesamtsynode 
nach Anhörung des Moderamens der Synode 
die Pfarrerin oder den Pfarrer, sofern der Kir-
chenrat/das Presbyterium der abgebenden 
Kirchengemeinde nicht widerspricht. 
 
 (3) Bei der Versetzung sind die persönli-
chen Verhältnisse der Pfarrerin oder des Pfar-
rers und der mit ihr oder ihm in häuslicher Ge-
meinschaft lebenden unterhaltsberechtigten 
Angehörigen zu berücksichtigen, soweit dies 
der kirchliche Auftrag zulässt. Die Pfarrerin 
oder der Pfarrer hat im Falle der Versetzung 
Anspruch auf Ersatz der Umzugskosten. 
 

§ 37 
(zu § 81 PfDG.EKD) 

 
 Die Kirchenpräsidentin oder der Kirchen-
präsident führt in regelmäßigen Abständen 
von zehn Jahren mit den Pfarrerinnen und 
Pfarrern, die das 57. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, ein persönliches Gespräch 
über die Perspektiven einer beruflichen Verän-
derung. 
 

§ 38 
(zu § 83 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 Die Versetzung in den Wartestand ist nur 
zulässig, wenn weder eine Stelle noch ein Auf-

trag im Sinne des § 25 Absatz 2 PfDG.EKD 
übertragen werden kann. 
 

§ 39 
(zu § 104 PfDG.EKD) 

 
 Beschwerden und Anträge sind je nach 
Sachzusammenhang entsprechend der Kir-
chenverfassung beziehungsweise der ein-
schlägigen Kirchengesetze an den Kirchenrat/
das Presbyterium, das Moderamen der Syno-
de oder an das Moderamen der Gesamtsyno-
de zu richten. 
 

§ 40 
(zu § 113 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Im Falle des § 113 Absatz 1 Pfarrdienstge-
setz der EKD endet die durch die Beauftra-
gung begründete Mitgliedschaft der Pfarrerin 
im Ehrenamt oder des Pfarrers im Ehrenamt 
sowie der Ältestenpredigerin oder des Ältes-
tenpredigers im Kirchenrat/Presbyterium. 
 

§ 41 
(zu § 114 Abs. 4 PfDG.EKD) 

 
 Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt 
gehört mit beratender Stimme dem Kirchenrat/
Presbyterium der Gemeinde an, in welcher sie 
oder er Dienst tut, sofern sie oder er nicht zur 
Kirchenältesten/Presbyterin oder zum Kirchen-
ältesten/Presbyter gewählt oder berufen wor-
den ist. § 26 Absatz 3 PfDG.EKD gilt entspre-
chend. Hierbei ist auf die Ehrenamtlichkeit des 
Dienstes Rücksicht zu nehmen. 
 

§ 42 
(zu § 115 PfDG.EKD) 

 
 (1) Das Moderamen der Gesamtsynode ist 
für alle Entscheidungen nach dem Kirchenge-
setz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (Pfarrdienstgesetz der 
EKD – PfDG.EKD) zuständig, soweit nicht et-
was anderes geregelt ist. 
 
 (2) Das Moderamen der Gesamtsynode 
kann die Entscheidungszuständigkeit in be-
stimmten Einzelfällen oder Gruppen von Fäl-
len auf Andere übertragen. 
 

§ 43 
(zu § 117 Abs. 1 PfDG.EKD) 

 
 Das Moderamen der Gesamtsynode kann 
zur Ausgestaltung der Regelungen des Kir-
chengesetzes zur Regelung der Dienstverhält-
nisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD) und 
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dieses Kirchengesetzes Rechtsverordnungen 
erlassen. 
 

§ 44 
(zu § 118 Abs. 2 PfDG.EKD) 

 
 Die Ordination erfolgt bei der Berufung in 
ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. Über 
Ausnahmen entscheidet das Moderamen der 
Gesamtsynode im Einzelfall. 
 

Artikel 2 
 

 Das Kirchengesetz über die Ausbildung der 
Pfarrer und Pfarrerinnen in der Evangelisch-
reformierten Kirche vom 6. Mai 2004 in der 
Fassung vom 20. Mai 2011 (Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Bd. 19 S. 182) wird wie folgt ge-
ändert: 
 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geän-
dert: 

 

 a) Der Abschnitt IV. Pfarramtlicher Hilfs-
dienst mit den §§ 42 bis 47 wird gestri-
chen. 

 
 b) Die Angabe „Abschnitt V“ wird durch die 

Angabe „Abschnitt IV“ ersetzt und die 
bisherigen §§ 48 bis 49 in die §§ 42 bis 
44 umbenannt. 

 

2. In § 21 Absatz 5 wird die Nennung „§§ 7 
und 8 des Pfarrerdienstgesetzes“ durch die 
Nennung „§§ 21 und 22 Pfarrdienstgesetz 
der EKD“ ersetzt. 

 
3. In § 21 Absatz 8 Satz 1 wird die Nennung 

„§ 62 Pfarrerdienstgesetz“ durch die Nen-
nung „§ 108 Pfarrdienstgesetz der EKD“ 
ersetzt. 

 
4. In § 22 Absatz 4 Satz 2 wird die Nennung 

„§ 14 des Pfarrerdienstgesetzes“ durch die 
Nennung „§ 36 Pfarrdienstgesetz der EKD“ 
ersetzt. 

 
5. In § 29 Absatz 1 wird die Nennung „§ 46 

des Pfarrerdienstgesetzes“ durch die Nen-
nung „§ 97 des Pfarrdienstgesetzes der 
EKD“ ersetzt. 

 
6. Der Abschnitt IV. Pfarramtlicher Hilfsdienst 

mit den §§ 42 bis 47 wird ersatzlos gestri-
chen. Der bisherige Abschnitt V. wird zu 
Abschnitt IV. und die bisherigen §§ 48 bis 
49 zu den §§ 42 bis 44. 

 
7. Im neuen § 42 wird Absatz 2 gestrichen. 

Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 2. 

Artikel 3 
 
 Das Kirchengesetz über die kirchenge-
meindlichen Pfarrwahlen in der Evangelisch-
reformierten Kirche (Pfarrwahlgesetz) vom 4. 
Mai 2000 zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Kirchengesetzes vom 18. November 2010 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 160) 
wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 3 Absatz 1 Satz 1 wird die Nennung 

„Kirchengesetz über die Ausbildung der 
Pfarrer und Pfarrerinnen in der Evange-
lisch-reformierten Kirche (Pfarrerausbil-
dungsordnung – PfAO)“ durch die Nen-
nung „Pfarrdienstgesetz der EKD“ ersetzt. 

 
2. § 7b wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Absatz 1 werden die Wörter 

„Kirchengesetzes zur Regelung der 
Rechtsstellung der Pfarrer und Pfarre-
rinnen der Evangelisch-reformierten Kir-
che“ durch die Nennung 
„Pfarrdienstgesetz der EKD“ ersetzt. 

 
 b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Nennung    

„§ 23 Abs. 2 Pfarrerdienstgesetz“ durch 
die Nennung „§ 25 Absatz 4 Pfarrdienst-
gesetz der EKD“ ersetzt. 

 
 c) In Absatz 3 Satz 3 wird die Nennung  

„(§ 24 Pfarrerdienstgesetz)“ durch die 
Nennung „(§ 26 Absatz 3 Pfarrdienstge-
setz der EKD)“ ersetzt. 

 
3. § 7e wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Absatz 1 wird die Nennung „§ 66 

Pfarrerdienstgesetz (PfDG)“ durch die 
Nennung  „§ 108 Pfarrdienstgesetz der 
EKD“ ersetzt. 

 
 b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Nennung 

„BAT“ durch die Nennung „TVöD“ er-
setzt. 

 
Artikel 4 

 
 Das Kirchengesetz über die Bildung eines 
Pfarrerausschusses in der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) vom 12. November 1998 in der 
Fassung vom 17. November 2005 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. Bd. 18 S. 366) wird wie 
folgt geändert: 
 
1. In der Überschrift und dem Einleitungssatz 

wird der Klammerzusatz „(Synode evange-
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland)“ ersatzlos gestri-
chen. 
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2. In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter 
„Kirchengesetz zur Regelung der Rechts-
stellung der Pfarrer und Pfarrerinnen in der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland)“ durch die Wör-
ter „Pfarrdienstgesetz der EKD“ ersetzt.  

 
3. In § 3 Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie Ab-

satz 2 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
„(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland)“ er-
satzlos gestrichen. 

 
4. § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Buchst. e. wird die Nennung „§ 38 

Pfarrerdienstgesetz“ durch die Nennung 
„§ 79 Pfarrdienstgesetz der EKD“ er-
setzt. 

 
 b) Buchst. f. wird ersatzlos gestrichen; die 

bisherigen Buchst. g. bis i. werden 
Buchst. f. bis h.  

 

Artikel 5 
 
 Das Kirchengesetz über den Dienst der eh-
renamtlichen Ältestenprediger und Ältesten-
predigerinnen in der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kir-
chen in Bayern und Nordwestdeutschland) 
(Ältestenprediger- und Ältestenpredigerinnen-
Ordnung) vom 22. April 1988 in der Fassung 
vom 16. November 2007 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 19 S. 26) wird wie folgt neu ge-
fasst: 
 

Kirchengesetz 
über den Dienst der 

ehrenamtlichen Ältestenprediger 
und Ältestenpredigerinnen 

in der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Ältestenprediger- und 

Ältestenpredigerinnen-Ordnung) 
vom 22. April 1988 
in der Fassung vom 
17. November 2011 

 
 Der Auftrag zur Verkündigung des Wortes 
Gottes ist der ganzen Gemeinde gegeben. Sie 
soll Gemeindeglieder, denen die Gabe der öf-
fentlichen Wortverkündigung gegeben ist, in 
Dienst nehmen und sie nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes aufgrund erfolgter Ausbil-
dung zu Ältestenpredigern oder Ältestenpredi-
gerinnen im Ehrenamt ordentlich berufen. 
 
 Die Gesamtsynode hat deshalb das folgen-
de Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 

I 
Ältestenprediger und Ältestenpredigerinnen 

im Ehrenamt 
 

§ 1 
Voraussetzungen 

 
 (1) Geeignete Gemeindeglieder können auf 
Vorschlag des Kirchenrates ihrer Gemeinde 
mit Zustimmung des Moderamens der Synode 
durch Beschluss des Moderamens der Ge-
samtsynode zu Ältestenpredigern und Ältes-
tenpredigerinnen berufen werden. 
 
 (2) Ein Gemeindeglied ist für die Berufung 
zum Ältestenprediger oder zur Ältestenpredi-
gerin im Ehrenamt geeignet, wenn 
 
1. es in der Gemeinde seines Wohnsitzes für 

das Ältestenamt wählbar ist und die nach  
§ 2 erforderliche Zurüstung nachgewiesen 
hat, 

 
2. dargetan ist, dass das Ehrenamt nicht dazu 

dienen darf, den Lebensunterhalt zu be-
streiten, 

 
3. es über einen Zeitraum von mindestens 

zwei Jahren den Dienst eines Lektors oder 
einer Lektorin in der Gemeinde wahrge-
nommen hat; dieser Dienst kann auch 
während der Zurüstung erfolgen. 

 

§ 2 
Zurüstung 

 
 (1) Der Kirchenrat benennt dem Modera-
men der Synode ein als Ältestenprediger oder 
Ältestenpredigerin geeignetes Gemeindeglied, 
das sich in der Mitarbeit in der Kirchengemein-
de bewährt hat und bereit ist, sich der Zurüs-
tung für den Dienst zu unterziehen und die 
Pflichten eines Ältestenpredigers oder einer 
Ältestenpredigerin im Ehrenamt zu überneh-
men. 
 
 (2) Das Moderamen der Synode ist für die 
mindestens zweijährige Zurüstung des Bewer-
bers oder der Bewerberin verantwortlich. Es 
beauftragt einen Pfarrer oder eine Pfarrerin 
mit der ständigen Betreuung des Bewerbers 
oder der Bewerberin und sorgt für eine Zurüs-
tung durch Entsendung zu Bibelkursen, Lehr-
gängen und ähnlichen Veranstaltungen oder 
durch Einzelunterricht. Während der mindes-
tens zweijährigen Zurüstung ist die Teilnahme 
an den von der Evangelisch-reformierten Kir-
che angebotenen Seminaren für Ältestenpre-
diger und Ältestenpredigerinnen verpflichtend. 
Dabei wird die berufliche Beanspruchung des 
Bewerbers oder der Bewerberin angemessen 
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berücksichtigt. Richtlinien über Form und In-
halt der Zurüstung erlässt das Moderamen der 
Gesamtsynode nach Anhörung des Ausschus-
ses für Ältestenprediger und Ältestenpredige-
rinnen. Die Kosten der Zurüstung tragen je zur 
Hälfte die entsendende Gemeinde und der Sy-
nodalverband. 
 

 (3) Der Ausschuss für Ältestenprediger und 
Ältestenpredigerinnen stellt in einem Kollo-
quium mit dem Bewerber oder der Bewerberin 
fest, ob das Ziel der Zurüstung erreicht ist und 
der Bewerber oder die Bewerberin zur freien 
Wortverkündigung im Auftrag der Kirche zuge-
lassen werden kann. Im Kolloquium wird über-
prüft, ob der Bewerber oder die Bewerberin 
nach seiner oder ihrer Begabung für den 
Dienst der öffentlichen Verkündigung geeignet 
ist und die für die Zulassung zur freien Wort-
verkündigung erforderlichen Kenntnisse er-
worben hat. Richtlinien über Form und Inhalt 
des Gesprächs erlässt das Moderamen der 
Gesamtsynode nach Anhörung des Ausschus-
ses für Ältestenprediger und Ältestenpredige-
rinnen. 
 
 (4) Ältestenprediger und Ältestenpredige-
rinnen, die in anderen evangelischen Kirchen 
ordiniert worden sind, haben vor einer Beru-
fung an einem Kolloquium gemäß Absatz 3 
teilzunehmen, wobei auch festgestellt wird, ob 
sie mit dem Bekenntnisstand der Kirche (§ 1 
der Kirchenverfassung) übereinstimmen. 
 

§ 3 
Berufung 

 
 (1) Ältestenprediger und Ältestenpredige-
rinnen werden in ein Ehrenamt auf Lebenszeit 
berufen.  
 
 (2) Über die Berufung zum Ältestenprediger 
oder zur Ältestenpredigerin im Ehrenamt ist 
vom Moderamen der Gesamtsynode eine Ur-
kunde auszufertigen, die außer dem Namen, 
Geburtstag und Geburtsort des oder der Beru-
fenen mindestens folgende Angaben enthalten 
muss: 
 
1. den Wortlaut des Gelübdes, das der oder 

die Berufene im Gottesdienst zur Einfüh-
rung ablegt, 

 
2. die Bestätigung, dass der oder die Berufe-

ne in ein Ehrenamt auf Lebenszeit in der 
Evangelisch-reformierten Kirche zum Ältes-
tenprediger oder zur Ältestenpredigerin be-
rufen worden ist, 

 
3. einen im Einvernehmen mit dem Kirchenrat 

der Ortsgemeinde vereinbarten Vorschlag 

über den Auftrag des Ältestenpredigers 
oder der Ältestenpredigerin im Ehrenamt. 

 
 (3) Das Ehrenamt wird dadurch begründet, 
dass dem oder der Berufenen die Berufungs-
urkunde ausgehändigt wird. Die Aushändi-
gung erfolgt im Gottesdienst zur Einführung 
des oder der Berufenen, bei dem der oder die 
Berufene zur gewissenhaften Erfüllung seiner 
oder ihrer Aufgaben und zur Einhaltung der 
kirchlichen Ordnungen verpflichtet wird. 
 
 (4) Ist der zum Ältestenprediger oder die 
zur Ältestenpredigerin Berufene noch nicht or-
diniert, wird er oder sie gemäß § 3 Pfarrdienst-
gesetz der EKD im Einführungsgottesdienst 
ordiniert. 
 

§ 4 
Rechtsstellung 

 
 (1) Die Einzelheiten des Dienstes und der 
Rechtsstellung des Ältestenpredigers und der 
Ältestenpredigerin im Ehrenamt richten sich 
nach den Regelungen des Pfarrdienstgeset-
zes der EKD über „Pfarrdienstverhältnisse im 
Ehrenamt“, soweit dieses Kirchengesetz nicht 
etwas anderes bestimmt. Dabei können an die 
Stelle der Pfarrkonferenzen die Konferenzen 
für Ältestenprediger und Ältestenpredigerinnen 
treten. Bei der Übertragung von Diensten und 
der Heranziehung zu Konferenzen der Ältes-
tenprediger und Ältestenpredigerinnen und 
Fortbildungsveranstaltungen ist die Ehrenamt-
lichkeit des Dienstes zu berücksichtigen. 
 
 (2) Dem Ältestenprediger und der Ältesten-
predigerin soll mindestens viermal im Jahr Ge-
legenheit zur Ausübung des Predigtamtes ge-
geben werden. Außerdem soll er oder sie in 
Gesprächskreisen, im Besuchsdienst und in 
der Jugend- und Kinderarbeit tätig werden. Bei 
Verhinderung des Gemeindepfarrers oder der 
Gemeindepfarrerin soll außer auswärtigen 
Vertretungskräften insbesondere auch der Äl-
testenprediger oder die Ältestenpredigerin im 
Ehrenamt um Vertretung gebeten werden. 
 
 (3) Die Erstattung nachgewiesener Sach-
auslagen richtet sich nach den für Pfarrer und 
Pfarrerinnen geltenden Bestimmungen. 
 

II 
Ausschuss für Ältestenprediger  

und Ältestenpredigerinnen 
 

§ 5 
Bildung des Ausschusses 

 
 (1) Das Moderamen der Gesamtsynode be-
ruft für die Dauer der Wahlperiode der Ge-
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samtsynode einen Ausschuss für Ältestenpre-
diger und Ältestenpredigerinnen. Der Aus-
schuss bleibt im Amt bis ein neugebildeter 
Ausschuss für Ältestenprediger und Ältesten-
predigerinnen zusammentritt. 
 

 (2) Der Ausschuss für Ältestenprediger und 
Ältestenpredigerinnen besteht aus 
 
1. drei Ältestenpredigern oder Ältestenpredi-

gerinnen im Ehrenamt, 
 
2. einem Pfarrer oder einer Pfarrerin der 

Evangelisch-reformierten Kirche als ge-
schäftsführendem Mitglied, 

 
3. dem Kirchenpräsidenten oder der Kirchen-

präsidentin, 
 
4. einem von der Evangelisch-altreformierten 

Kirche in Niedersachsen entsandten Mit-
glied. 

 
 (3) Das Verfahrensrecht und etwaige Er-
gänzungen des Ausschusses richten sich 
nach dem Kirchengesetz über die Ordnung 
der Synodalausschüsse. 
 

§ 6 
Aufgaben des Ausschusses 

 
 Der Ausschuss für Ältestenprediger und Äl-
testenpredigerinnen hat folgende Aufgaben: 
 
1. die Beratung der Gesamtsynode und ihrer 

Organe, der Synodalverbände und der Kir-
chengemeinden in allen Angelegenheiten 
der Ältestenprediger und Ältestenpredige-
rinnen, 

 
2. die Sorge für die geistliche Gemeinschaft 

und die Fort- und Weiterbildung der Ältes-
tenprediger und Ältestenpredigerinnen, 

 
3. die Führung der Gespräche nach § 2 Abs. 

3 und 4, 
 
4. die Erfüllung weiterer Aufgaben, die ihm 

von der Gesamtsynode und dem Modera-
men der Gesamtsynode gestellt werden. 

 

III 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 7 
Ausführungsbestimmungen 

 

 Das Moderamen der Gesamtsynode er-
lässt Ausführungsbestimmungen zu diesem 
Gesetz im Wege der Rechtsverordnung. 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
 (1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 
1988 in Kraft. 
 
 (2) Gleichzeitig treten alle Bestimmungen 
außer Kraft, die diesem Kirchengesetz wider-
sprechen. Insbesondere treten außer Kraft 
 
1. die Abschnitte A bis C und E des Kirchen-

gesetzes über die Ordnung für Ältestenpre-
diger in der Fassung vom 3. Juli 1972 
(Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 14 S. 29), 

 
2. § 55 Abs. 2 Pfarrerdienstgesetz. 
 

Artikel 6 
 
 Das Zweite Kirchengesetz über die Rechts-
stellung der hauptberuflichen Ältestenprediger 
in der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland vom 8. Juni 1988 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 15 S. 215) 
wird aufgehoben. 
 

Artikel 7 
 
 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz zur Re-
gelung der Rechtsstellung der Pfarrer und 
Pfarrerinnen der Evangelisch-reformierten Kir-
che (Pfarrerdienstgesetz) vom 11. Februar 
1986 in der Fassung vom 30. April 2010 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 143) 
außer Kraft. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n  
 
 

Kirchengesetz 
zur Regelung der Dienstverhältnisse 
der Pfarrerinnen und Pfarrer in der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD) 

 
Vom 10. November 2010 

 
(ABl.EKD 2010 S. 307) 

 
Inhaltsübersicht: 
 
Teil 1  Grundbestimmungen 
 
 § 1   Amt der öffentlichen Wortverkündi-

gung und Sakramentsverwaltung, 
Geltungsbereich 
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 § 2   Pfarrdienstverhältnis 
 
Teil 2  Ordination 
 
 § 3   Ordination 
 § 4   Voraussetzungen, Verfahren 
 § 5   Verlust, Ruhen 
 § 6   Erneutes Anvertrauen 
 § 7   Anerkennung der Ordination 
 
Teil 3  Probedienst und Anstellungsfähigkeit 
 
 Kapitel 1 Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
 
 § 8   Allgemeine Regelungen zum Pfarr-

dienstverhältnis auf Probe 
 § 9   Voraussetzungen, Eignung 
 § 10  Begründung des Pfarrdienstverhält-

nisses auf Probe 
 § 11  Auftrag und Ordination 
 § 12  Dauer des Probedienstes 
 § 13  Dienstunfähigkeit 
 § 14  Beendigung 
 
 Kapitel 2 Anstellungsfähigkeit 
 
 § 15  Wesen der Anstellungsfähigkeit 
 § 16  Zuerkennung der Anstellungsfähig-

keit 
 § 17  Anerkennung der Anstellungsfähig-

keit 
 § 18  Verlust, erneute Zuerkennung 
 

Teil 4  Begründung des Pfarrdienstverhältnis-
ses 

 
 § 19  Voraussetzungen 
 § 20  Berufung 
 § 21  Nichtigkeit der Berufung 
 § 22  Rücknahme der Berufung 
 § 23  Rechtsfolgen von Nichtigkeit und 

Rücknahme, Amtshandlungen 
 

Teil 5  Amt und Rechtsstellung 
 
 Kapitel 1 Wahrnehmung des Dienstes 
 
 § 24  Amtsführung 
 § 25  Wahrnehmung des geordneten 

kirchlichen Dienstes 
 § 26  Gesamtkirchliche Einbindung des 

Dienstes 
 § 27  Gemeindepfarrerinnen und Gemein-

depfarrer 
 § 28  Parochialrecht 
 § 29  Amtsbezeichnungen 
 
 Kapitel 2 Pflichten 
 
 § 30  Beichtgeheimnis und seelsorgliche 

Schweigepflicht 

 § 31  Amtsverschwiegenheit 
 § 32  Geschenke und Vorteile 
 § 33  Unterstützung von Vereinigungen 
 § 34  Verhalten im öffentlichen Leben 
 § 35  Mandatsbewerbung 
 § 36  Amtskleidung 
 § 37  Erreichbarkeit 
 § 38  Residenzpflicht, Dienstwohnung 
 § 39  Ehe und Familie 
 § 40  Verwaltungsarbeit 
 § 41  Pflichten bei Beendigung eines Auf-

trages 
 § 42  Fernbleiben vom Dienst, Verletzung 

der Pflicht zur Erreichbarkeit 
 § 43  Mitteilungen in Strafsachen 
 § 44  Amtspflichtverletzung 
 § 45  Lehrpflichtverletzung 
 § 46  Schadensersatz 
 

 Kapitel 3 Rechte 
 

 § 47  Recht auf Fürsorge 
 § 48  Seelsorge 
 § 49  Unterhalt 
 § 50  Abtretung von Schadensersatzan-

sprüchen 
 § 51  Schäden bei Ausübung des Dienstes 
 § 52  Dienstfreier Tag 
 § 53  Erholungs- und Sonderurlaub 
 § 54  Mutterschutz, Elternzeit, Arbeits-

schutz, Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen 

 

 Kapitel 4 Begleitung des Dienstes, Auf-
sicht 

 

 § 55  Personalentwicklung und Fortbildung 
 § 56  Beurteilungen 
 § 57  Visitation 
 § 58  Dienstaufsicht 
 § 59  Ersatzvornahme 
 § 60  Vorläufige Untersagung der Dienst-

ausübung 
 

 Kapitel 5 Personalakten 
 

 § 61  Personalaktenführung 
 § 62  Einsichts- und Auskunftsrecht 
 

 Kapitel 6 Nebentätigkeit 
 

 § 63  Nebentätigkeit, Grundsatz 
 § 64  Angeordnete Nebentätigkeiten 
 § 65  Genehmigungspflichtige Nebentätig-

keiten 
 § 66  Genehmigungsfreie Nebentätigkei-

ten 
 § 67  Rechtsverordnung über Nebentätig-

keiten 
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Teil 6  Veränderungen des Pfarrdienstver-
hältnisses 

 
 Kapitel 1 Beurlaubung und Teildienst 
 
 § 68  Beurlaubung und Teildienst 
 § 69  Beurlaubung und Teildienst aus fa-

miliären Gründen 
 § 70  Beurlaubung im kirchlichen Interesse 
 § 71  Beurlaubung und Teildienst aus an-

deren Gründen 
 § 72  Informationspflicht und Benachteili-

gungsverbot 
 § 73  Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit 

während einer Beurlaubung oder 
eines Teildienstes 

 § 74  Verfahren 
 § 75  Allgemeine Rechtsfolgen der Be-

urlaubung 
 § 76  Beendigung der Beurlaubung und 

des Teildienstes 
 
 Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Verset-

zung, Umwandlung und Warte-
stand 

 
 § 77  Abordnung 
 § 78  Zuweisung 
 § 79  Versetzung 
 § 80  Versetzungsvoraussetzungen und -

verfahren 
 § 81  Regelmäßiger Stellenwechsel 
 § 82  Umwandlung in ein Kirchenbeamten-

verhältnis 
 § 83  Versetzung in den Wartestand 
 § 84  Verfahren und Rechtsfolgen der Ver-

setzung in den Wartestand 
 § 85  Verwendung nach Versetzung in den 

Wartestand 
 § 86  Beendigung des Wartestandes 
 
 Kapitel 3 Ruhestand 
 
 § 87  Eintritt in den Ruhestand 
 § 88  Ruhestand vor Erreichen der Regel-

altersgrenze 
 § 89  Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, 

Verpflichtung zur Rehabilitation 
 § 90  Begrenzte Dienstfähigkeit 
 § 91  Verfahren bei Dienstunfähigkeit 
 § 92  Versetzung aus dem Warte- in den 

Ruhestand 
 § 93  Versetzung in den Ruhestand 
 § 94  Voraussetzungen und Rechtsfolgen 

des Ruhestandes 
 § 95  Wiederverwendung nach Versetzung 

in den Ruhestand 
 
Teil 7  Beendigung des Pfarrdienstverhältnis-

ses 
 
 § 96  Beendigung 
 § 97  Entlassung kraft Gesetzes 

 § 98  Entlassung wegen einer Straftat 
 § 99  Entlassung ohne Antrag 
 § 100 Entlassung auf Antrag 
 § 101 Verfahren und Rechtsfolgen der Ent-

lassung 
 § 102 Entfernung aus dem Dienst 
 
Teil 8  Rechtsschutz, Verfahren und Beteili-

gung der Pfarrerschaft 
 
 § 103 Verwaltungsverfahren 
 § 104 Allgemeines Beschwerde- und An-

tragsrecht 
 § 105 Rechtsweg, Vorverfahren 
 § 106 Leistungsbescheid 
 § 107 Beteiligung der Pfarrerschaft 
 
Teil 9  Sondervorschriften 
 
 § 108 Privatrechtliches Dienstverhältnis 
 § 109 Pfarrdienstverhältnis auf Zeit 
 § 110 Pfarrdienst in einer evangelischen 

Gemeinde deutscher Sprache oder 
Herkunft im Ausland 

 § 111 Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 
 § 112 Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im 

Ehrenamt 
 § 113 Beendigung und Ruhen des Pfarr-

dienstverhältnisses im Ehrenamt 
 § 114 Besondere Regelungen für Pfarr-

dienstverhältnisse im Ehrenamt 
 
Teil 10 Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
 § 115 Zuständigkeiten, Anstellungskörper-

schaften, Beteiligung kirchlicher Stel-
len 

 § 116 Vorbehalt für Staatskirchenverträge 
und Bestimmungen im Zusammen-
hang mit dem öffentlichen Dienst 

 § 117 Regelungszuständigkeiten 
 § 118 Übergangsbestimmungen 
 § 119 Bestehende Pfarrdienstverhältnisse 
 § 120 Inkrafttreten 
 § 121 Außerkrafttreten 
 

Teil 1 
Grundbestimmungen 

 
§ 1 

Amt der öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich 

 
 (1) Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu 
Christi, das in Wort und Sakrament zu bezeu-
gen sie beauftragt ist. Zu diesem kirchlichen 
Zeugendienst sind alle Getauften berufen. 
Auftrag und Recht zur öffentlichen Ausübung 
dieses Amtes vertraut die Kirche Pfarrerinnen 
und Pfarrern mit der Ordination an (Amt der 
öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung). 
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 (2) Die Ordination setzt voraus, dass ein 
geordneter kirchlicher Dienst übertragen wer-
den soll, der die öffentliche Wortverkündigung 
und die Sakramentsverwaltung einschließt. 
 
 (3) Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarr-
dienstverhältnis als Form des geordneten 
kirchlichen Dienstes, in den Pfarrerinnen und 
Pfarrer von der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, den Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüssen berufen werden. 
 

§ 2 
Pfarrdienstverhältnis 

 
 (1) Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kir-
chengesetzlich geregeltes öffentlich-
rechtliches Dienst- und Treueverhältnis zu der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, den 
Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen (Dienstherren). Diese Dienstherren 
besitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse zu 
begründen (Dienstherrnfähigkeit). Ihre obers-
ten kirchlichen Verwaltungsbehörden sind je-
weils oberste Dienstbehörden. 
 
 (2) Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Le-
benszeit begründet. Ein Pfarrdienstverhältnis 
kann auch begründet werden 
 
1. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung 

im Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit 
eine Probezeit abzuleisten ist (§ 9), 

 
2. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung 

aus einem bereits bestehenden öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, wenn für eine 
bestimmte Zeit ein geordneter kirchlicher 
Dienst im Sinne des § 1 Absatz 2 wahrge-
nommen werden soll (§ 109), 

 
3. als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, 

wenn ein geordneter kirchlicher Dienst im 
Sinne des § 1 Absatz 2 regelmäßig unent-
geltlich im Ehrenamt wahrgenommen wer-
den soll (§ 111). 

 
 (3) Die Evangelische Kirche in Deutschland 
kann Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarr-
dienstverhältnis berufen, die in einer Gliedkir-
che oder einem gliedkirchlichen Zusammen-
schluss ordiniert worden sind. 
 

Teil 2 
Ordination 

 

§ 3 
Ordination 

 
 (1) Das mit der Ordination anvertraute Amt 
der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-

mentsverwaltung (Amt) ist auf Lebenszeit an-
gelegt. 
 
 (2) Die Ordinierten sind durch die Ordina-
tion verpflichtet, das anvertraute Amt im Ge-
horsam gegen den dreieinigen Gott in Treue 
zu führen, das Evangelium von Jesus Chris-
tus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und 
im Bekenntnis ihrer Kirche bezeugt ist, rein zu 
lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung ge-
mäß zu verwalten, ihren Dienst nach den Ord-
nungen ihrer Kirche auszuüben, das Beichtge-
heimnis und die seelsorgliche Schweigepflicht 
zu wahren und sich in ihrer Amts- und Lebens-
führung so zu verhalten, dass die glaubwürdi-
ge Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt 
wird. 
 

 (3) Die in der Ordination begründeten 
Rechte und Pflichten sind für Ordinierte, die in 
einem kirchlichen Dienstverhältnis stehen, 
auch Rechte und Pflichten aus dem Dienstver-
hältnis. 
 

§ 4 
Voraussetzungen, Verfahren 

 
 (1) Das Amt der öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung kann durch 
die Ordination Frauen und Männern anvertraut 
werden, die sich im Glauben an das Evange-
lium gebunden wissen, am Leben der christli-
chen Gemeinde teilnehmen und die nach ihrer 
Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer Aus-
bildung für den Dienst der öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung ge-
eignet sind. 
 
 (2) Der Entscheidung über die Ordination 
geht ein Ordinationsgespräch über die Bedeu-
tung der Ordination und die Voraussetzungen 
für die Übernahme des Amtes voraus. 
 
 (3) Eine Versagung der Ordination ist auf 
Verlangen zu begründen. Die Versagung der 
Ordination ist rechtlich nur insoweit überprüf-
bar, als Verfahrensmängel geltend gemacht 
werden. 
 
 (4) Vor der Ordination erklären diejenigen, 
die ordiniert werden sollen: "Ich gelobe vor 
Gott, das Amt der öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung im Gehor-
sam gegen den dreieinigen Gott in Treue zu 
führen, das Evangelium von Jesus Christus, 
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im 
Bekenntnis meiner Kirche bezeugt ist, rein zu 
lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung ge-
mäß zu verwalten, meinen Dienst nach den 
Ordnungen meiner Kirche auszuüben, das 
Beichtgeheimnis und die seelsorgliche 
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Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner 
Amts- und Lebensführung so zu verhalten, 
dass die glaubwürdige Ausübung des Amtes 
nicht beeinträchtigt wird". Die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich eine andere Verpflich-
tungserklärung bestimmen. 
 
 (5) Die Ordination wird in einem Gottes-
dienst nach der Ordnung der Agende vollzo-
gen. Über die Ordination wird eine Urkunde 
ausgestellt. 
 

§ 5 
Verlust, Ruhen 

 
 (1) Ordinierte verlieren Auftrag und Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung 
 
1. durch schriftlich erklärten Verzicht, 
 
2. durch Austritt aus der Kirche, 
 
3. bei Anschluss an eine andere Kirche oder 

Religionsgemeinschaft, die nicht mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, 
einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht, 

 
4. bei Nichtigkeit und Rücknahme der Beru-

fung in das Dienstverhältnis, 
 
5. bei Verlust der Anstellungsfähigkeit, 
 
6. bei Entlassung, 
 
7. wenn kein geordneter kirchlicher Dienst 

übertragen ist, 
 
8. durch entsprechende Entscheidung in 

einem Lehrbeanstandungs- oder Diszipli-
narverfahren. 

 
 Die Nummern 2 und 6 finden keine Anwen-
dung, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mit 
vorheriger Genehmigung der obersten Dienst-
behörde im unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem Kirchenaustritt Mitglied einer Kirche wird, 
die mit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht. 
 
 (2) Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung kön-
nen im kirchlichen Interesse belassen werden. 
Die Belassung kann jederzeit widerrufen wer-
den. Ein kirchliches Interesse im Sinne des 
Satzes 1 kann insbesondere vorliegen  
 
1. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 

3 und 6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfar-

rer die Entlassung aus dem Pfarrdienstver-
hältnis beantragt, um in den Dienst einer 
anderen evangelischen Kirche zu treten, 
mit der keine Kanzel- und Abendmahlsge-
meinschaft besteht, und das Benehmen mit 
dieser Kirche hergestellt ist, 

 
2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 

6 und 7, wenn die künftige Tätigkeit der 
oder des Ordinierten im deutlichen Zusam-
menhang mit dem Verkündigungsauftrag 
steht. 

 

 (3) Mit dem Verlust von Auftrag und Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung geht auch die Anstellungsfä-
higkeit verloren sowie das Recht, die Amtsbe-
zeichnung zu führen und die Amtskleidung zu 
tragen. Die Ordinationsurkunde ist zurückzu-
geben. Wird sie trotz Aufforderung nicht zu-
rückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklä-
ren. Der Verlust der Rechte aus der Ordination 
ist im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bekannt zu machen. 
 
 (4) Der Verlust der Rechte aus der Ordina-
tion und der Widerruf der Belassung sind in 
einem schriftlichen, mit Gründen versehenen 
Bescheid festzustellen. In diesem ist auch der 
Zeitpunkt des Verlustes zu bestimmen und auf 
die Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 
 (5) Das Ruhen der Rechte aus der Ordina-
tion kann festgestellt werden, wenn eine Pfar-
rerin oder ein Pfarrer wegen einer Krankheit 
oder einer Behinderung nicht in der Lage ist, 
die eigenen Angelegenheiten zu besorgen. 
Das Recht der öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung darf während des 
Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung ausge-
übt werden. 
 
 (6) Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei 
der Entlassung Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung belassen wurden, gelten § 3 Absatz 2 
und die §§ 30 bis 34 entsprechend. Sie unter-
stehen der Lehr- und Disziplinaraufsicht der 
Kirche, in der sie einen geordneten kirchlichen 
Dienst ausüben, hilfsweise der Kirche, in der 
sie zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst 
ausgeübt haben. Die Kirche, die die Lehr- und 
Disziplinaraufsicht ausübt, entscheidet auch 
über die weitere Belassung oder den Entzug 
der Rechte aus der Ordination. 
 

§ 6 
Erneutes Anvertrauen 

 
 (1) Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung kön-
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nen auf Antrag erneut anvertraut werden; die 
Ordination wird dabei nicht wiederholt. Bevor 
Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung erneut 
anvertraut werden, ist die Erklärung nach § 4 
Absatz 4 zu wiederholen. 
 
 (2) Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 
ist das Benehmen mit der Kirche herzustellen, 
die den Verlust von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakraments-
verwaltung festgestellt hat. 
 
 (3) Die Ordinationsurkunde ist wieder aus-
zuhändigen oder neu auszustellen. 
 

§ 7 
Anerkennung der Ordination 

 
 (1) Jede im Geltungsbereich dieses Kir-
chengesetzes vollzogene Ordination einer 
Pfarrerin oder eines Pfarrers wird anerkannt. 
Satz 1 gilt entsprechend für Verlust, Beschrän-
kung, Ruhen und erneutes Anvertrauen der 
Rechte aus der Ordination. 
 
 (2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordi-
nation von Pfarrerinnen und Pfarrern, die 
durch eine Kirche ordiniert wurden, mit der die 
gegenseitige Anerkennung der Ordination für 
alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vereinbart wurde. 
 
 (3) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können je für ihren Bereich 
die Ordination durch eine andere in- oder aus-
ländische Kirche anerkennen. 
 
 (4) Ordinierte können beim Wechsel des 
Dienstherrn auf das Bekenntnis der aufneh-
menden Gliedkirche oder des aufnehmenden 
gliedkirchlichen Zusammenschlusses ver-
pflichtet werden, sofern sie nicht bereits an-
lässlich ihrer Ordination hierauf verpflichtet 
wurden. 
 

Teil 3 
Probedienst und Anstellungsfähigkeit 

 
Kapitel 1 

Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
 

§ 8 
Allgemeine Regelungen zum  

Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
 
 (1) Im Probedienst soll innerhalb eines be-
stimmten Zeitraumes die Bewährung in der 
selbstständigen und eigenverantwortlichen 
Ausübung des Pfarrdienstes festgestellt wer-
den. 

 (2) Die Regelungen dieses Kirchengeset-
zes sind auf Pfarrdienstverhältnisse auf Probe 
anzuwenden, soweit sie nicht die Übertragung 
einer Stelle voraussetzen und nicht etwas an-
deres bestimmt ist. 
 

§ 9 
Voraussetzungen, Eignung 

 
 (1) In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
kann nur berufen werden, wer 
 
1. einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche 

in Deutschland angehört, 
 
2. nach Persönlichkeit und Befähigung erwar-

ten lässt, den Anforderungen des Pfarr-
dienstes zu genügen, 

 
3. die vorgeschriebene wissenschaftliche und 

praktische Ausbildung für den Pfarrdienst 
erhalten und die vorgeschriebenen Prüfun-
gen bestanden hat, 

 
4. nicht infolge des körperlichen Zustandes 

oder aus gesundheitlichen Gründen bei der 
Ausübung des Pfarrdienstes wesentlich be-
einträchtigt ist, 

 
5. bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Or-

dination einzugehenden Verpflichtungen zu 
übernehmen, 

 
6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen 

Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzt zu werden und 

 
7. das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat. 
 
 In besonders begründeten Fällen kann von 
den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 
3 und 7 abgewichen werden. Ein besonders 
begründeter Fall liegt insbesondere vor, wenn 
das 35. Lebensjahr aufgrund Mutterschutz, El-
ternzeit oder Pflege von Angehörigen über-
schritten wurde. 
 

 (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können je für ihren Bereich 
ein höheres Höchstalter für die Berufung in 
das Pfarrdienstverhältnis auf Probe festset-
zen. 
 
 (3) In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
können auch Bewerberinnen und Bewerber 
berufen werden, die die Anstellungsfähigkeit 
besitzen und deren Übernahme in ein Pfarr-
dienstverhältnis auf Lebenszeit beabsichtigt 
ist. 
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 (4) Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe besteht nicht. 
 

§ 10 
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses  

auf Probe 
 
 (1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
wird durch Berufung zur Pfarrerin oder zum 
Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe be-
gründet. Die Amtsbezeichnung lautet 
"Pfarrerin" oder "Pfarrer". 
 
 (2) Die Berufung erfolgt durch Aushändi-
gung einer Berufungsurkunde. Sie wird mit 
Aushändigung der Berufungsurkunde wirk-
sam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich 
ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Eine Beru-
fung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist 
unzulässig und insoweit unwirksam. 
 
 (3) Die Berufungsurkunde muss die Worte 
"unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe" enthalten. 
 

§ 11 
Auftrag und Ordination 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe werden in der Regel mit 
einem gemeindlichen Dienst (§ 27) beauftragt. 
Der Auftrag kann aus dienstlichen oder wichti-
gen persönlichen Gründen geändert werden. 
 
 (2) Der Auftrag kann durch eine Dienstbe-
schreibung geregelt werden. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe sollen zu Beginn des Pro-
bedienstes ordiniert werden. Wird die Ordina-
tion gemäß § 118 Absatz 2 erst später vollzo-
gen, sollen sie mit der öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung vorläu-
fig beauftragt werden. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe werden bei Antritt des 
Dienstes in einem Gottesdienst vorgestellt. 
 

§ 12 
Dauer des Probedienstes 

 
 (1) Der Probedienst dauert drei Jahre. Der 
Probedienst kann im Einzelfall unter Anrech-
nung anderer Dienste bis auf ein Jahr verkürzt 
oder aus besonderen Gründen um höchstens 
zwei Jahre verlängert werden. Die genannten 
Fristen verlängern sich um die Dauer einer 
Beurlaubung und einer Inanspruchnahme von 
Elternzeit, soweit währenddessen kein Dienst 
mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienst-

umfangs ausgeübt wird. Vor Ablauf des Pro-
bedienstes ist über die Zuerkennung der An-
stellungsfähigkeit zu entscheiden. 
 
 (2) Ergeben sich Zweifel an der Bewäh-
rung, so soll dies der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe alsbald 
mitgeteilt und gemeinsam erörtert werden. Es 
können geeignete Maßnahmen angeordnet, 
ein anderer Auftrag übertragen und der Probe-
dienst bis zu der zulässigen Höchstdauer ver-
längert werden. Die Möglichkeit einer vorzeiti-
gen Entlassung nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 
bleibt unberührt. 
 
 (3) Nach der Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit wird das Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe fortgesetzt. 
 
 (4) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können die Dauer des 
Probedienstes allgemein verkürzen und die in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Fristen abwei-
chend regeln. Sie können nähere Regelungen 
über die Feststellung der Eignung und die Ver-
längerung des Probedienstes nach Absatz 2 
treffen. 
 

§ 13 
Dienstunfähigkeit 

 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe sind in den Ruhestand zu 
versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Verlet-
zung oder sonstiger Beschädigung, die sie 
sich ohne grobes Verschulden bei der Aus-
übung oder aus Veranlassung des Dienstes 
zugezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 
1) geworden sind. Sie können in den Ruhe-
stand versetzt werden, wenn sie aus anderen 
Gründen dienstunfähig geworden sind; § 94 
Absatz 1 findet Anwendung. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe werden nach Zuerken-
nung der Anstellungsfähigkeit auch dann in 
den Ruhestand versetzt, wenn sie aus ande-
ren Gründen dienstunfähig geworden sind.     
§ 94 Absatz 1 findet Anwendung. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe können nicht in den War-
testand versetzt werden. 
 

§ 14 
Beendigung 

 

 (1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe en-
det in der Regel durch die Berufung in ein 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit. 
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 (2) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
wird außer durch Tod und durch Beendigung 
nach den §§ 97 bis 100 und § 102 durch Ent-
lassung beendet, wenn 
 
1. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarr-

dienstverhältnis auf Probe sich nicht im 
Sinne des § 16 Absatz 1 bewährt hat, 

 
2. im Laufe der Probezeit eine der Vorausset-

zungen für die Berufung nach § 9 Absatz 1 
weggefallen ist, ohne dass ein Fall von      
§ 13 Absatz 1 vorliegt, 

 
3. eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im 

Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit min-
destens eine Kürzung der Bezüge zur Fol-
ge hätte, 

 
4. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarr-

dienstverhältnis auf Probe dienstunfähig ist 
und nicht in den Ruhestand versetzt wird, 

 
5. die Ordination versagt worden ist. 
 
 (3) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist 
durch Entlassung zu beenden, wenn nicht in-
nerhalb von vier Jahren nach Zuerkennung 
der Anstellungsfähigkeit ein Pfarrdienstverhält-
nis auf Lebenszeit begründet wird. Die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können abweichende Regelungen 
hierzu erlassen. Die Frist verlängert sich um 
die Dauer einer Beurlaubung, des Mutter-
schutzes und einer Inanspruchnahme von El-
ternzeit. 
 

 (4) Bei einer Entlassung nach Absatz 2 
Nummer 1, 2, 4 und 5 sowie nach Absatz 3 
sind folgende Fristen einzuhalten: 
bei einem Probedienst von 
bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Mo-
natsschluss, 
mehr als drei Monaten ein Monat zum Monats-
schluss, 
mehr als einem Jahr sechs Wochen zum 
Schluss eines Kalendervierteljahres, 
mehr als drei Jahren drei Monate zum Schluss 
des Kalendervierteljahres. 
 

Kapitel 2 
Anstellungsfähigkeit 

 

§ 15 
Wesen der Anstellungsfähigkeit 

 

 (1) Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, 
unter Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf 
Lebenszeit eine Stelle insbesondere in einer 
Kirchengemeinde übertragen zu bekommen. 

 (2) Die Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit begründet keinen Anspruch auf Berufung 
in ein Pfarrdienstverhältnis. 
 

§ 16 
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 

 
 (1) Die Anstellungsfähigkeit wird von den 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen nur Bewerberinnen und Bewerbern 
zuerkannt, die 
 
1. die vorgeschriebene wissenschaftliche und 

praktische Ausbildung für den Pfarrdienst 
erfolgreich absolviert haben, 

 
2. die Voraussetzungen für die Ordination    

(§ 4 Absatz 1) erfüllen, 
 
3. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 bis 7 für die Berufung in 
das Pfarrdienstverhältnis auf Probe erfüllen 
und 

 
4. sich im Pfarrdienst, insbesondere in der 

selbstständigen und eigenverantwortlichen 
Wahrnehmung pfarrdienstlicher Aufgaben, 
in vollem Umfang bewährt haben. 

 
 In der Regel wird die Bewährung im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe nachgewiesen. 
 
 (2) Die Anstellungsfähigkeit kann abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auf-
grund einer anderen Ausbildung erworben 
werden, wenn die übrigen Voraussetzungen 
der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind und die 
andere Ausbildung der in den geltenden Kir-
chengesetzen über die Ausbildung zum Pfarr-
dienst vorgeschriebenen wissenschaftlichen 
und praktischen Ausbildung gleichwertig ist. 
 
 (3) Absatz 2 gilt insbesondere für Hoch-
schullehrerinnen und -lehrer der evangeli-
schen Theologie, denen die Anstellungsfähig-
keit nicht bereits gemäß § 16 Absatz 1 zu-
erkannt wurde, aber die die übrigen Voraus-
setzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllen. 
Von dem Nachweis einer praktischen Ausbil-
dung kann in Ausnahmefällen abgesehen wer-
den. 
 
 (4) Theologinnen und Theologen aus nicht 
zur Evangelischen Kirche in Deutschland ge-
hörenden evangelischen Kirchen, die die Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit mit 
Ausnahme der Anforderungen zur praktischen 
Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) und 
zur Bewährung im Pfarrdienst (Absatz 1 Satz 
1 Nummer 4) erfüllen, kann die Anstellungsfä-
higkeit nach angemessener Vorbereitung und 
aufgrund eines Kolloquiums zuerkannt wer-
den. 
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 (5) Theologinnen und Theologen aus nicht 
zur Evangelischen Kirche in Deutschland ge-
hörenden evangelischen Kirchen, die die Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit mit 
Ausnahme der Anforderungen zur wissen-
schaftlichen Ausbildung erfüllen, kann die An-
stellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem 
sie den nachträglichen Erwerb ausreichender 
wissenschaftlicher Bildung durch eine Prüfung 
nachgewiesen haben. 
 
 (6) Theologinnen und Theologen, die aus 
einer nichtevangelischen Kirche zur evangeli-
schen Kirche übergetreten sind, kann die An-
stellungsfähigkeit nach angemessener Probe-
zeit und aufgrund einer besonderen Prüfung 
zuerkannt werden, sofern die Voraussetzun-
gen der Anstellungsfähigkeit, insbesondere 
der vorgeschriebenen wissenschaftlichen Aus-
bildung erfüllt sind. 
 

§ 17 
Anerkennung der Anstellungsfähigkeit 

 
 (1) Die im Geltungsbereich dieses Kirchen-
gesetzes nach § 16 Absatz 1 zuerkannte An-
stellungsfähigkeit wird von der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen an-
erkannt. 
 
 (2) Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Ent-
scheidung nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, 
so können die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse sie allgemein oder 
im Einzelfall anerkennen. 
 

§ 18 
Verlust, erneute Zuerkennung 

 
 (1) Die Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit kann, solange ein Pfarrdienstverhältnis 
auf Lebenszeit nicht begründet worden ist, zu-
rückgenommen werden, wenn Tatsachen be-
kannt werden, deren Kenntnis der getroffenen 
Entscheidung entgegengestanden hätte. 
 
 (2) Sind seit der Zuerkennung der Anstel-
lungsfähigkeit mehr als fünf Jahre vergangen, 
ohne dass ein geordneter kirchlicher Dienst 
übertragen worden ist, so kann das Fortbeste-
hen der Anstellungsfähigkeit vom Ausgang 
eines Kolloquiums oder einer anderen Über-
prüfung abhängig gemacht werden. Hiervon 
kann abgesehen werden, wenn das Amt der 
öffentlichen Wortverkündigung regelmäßig eh-
renamtlich ausgeübt wurde. Zuständig für die 
Durchführung des Kolloquiums und die Ent-
scheidung über einen Widerruf der Anstel-
lungsfähigkeit ist die Gliedkirche, bei der ein 

Pfarrdienstverhältnis begründet werden soll. 
Sie widerruft die Anstellungsfähigkeit nicht 
gegen den Widerspruch der Gliedkirche, die 
die Anstellungsfähigkeit zuerkannt hat. 
 
 (3) Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit 
verliert die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbe-
haltlich der Regelung des § 5 Auftrag und 
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung. 
 
 (4) Werden Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung gemäß § 6 erneut anvertraut, so kann 
damit die erneute Zuerkennung der Anstel-
lungsfähigkeit verbunden werden. 
 

Teil 4 
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses 

 

§ 19 
Voraussetzungen 

 
 (1) In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebens-
zeit kann berufen werden, wer 
 
1. die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 

genannten Voraussetzungen erfüllt; § 9 
Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt, 

 
2. im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 

Absatz 2 ordiniert ist, 
 
3. die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kir-

chengesetz von einer Gliedkirche oder 
einem gliedkirchlichen Zusammenschluss 
erhalten hat und 

 
4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat. 
 
 In besonders begründeten Fällen kann von 
den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 
4 abgewichen werden. Ein besonders begrün-
deter Fall liegt insbesondere vor, wenn das 
40. Lebensjahr aufgrund Mutterschutz, Eltern-
zeit oder Pflege von Angehörigen überschrit-
ten wurde. 
 
 (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können je für ihren Bereich 
ein höheres Höchstalter für die Aufnahme in 
das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit fest-
setzen. 
 

§ 20 
Berufung 

 
 (1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebens-
zeit wird durch die Berufung in das Pfarr-
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dienstverhältnis auf Lebenszeit begründet. 
Gleichzeitig erfolgt die Berufung zur Pfarrerin 
oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits ge-
mäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist. 
 
 (2) Die Berufung wird mit Aushändigung 
der Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in 
der Urkunde ausdrücklich ein späterer Zeit-
punkt bestimmt ist. Eine Berufung auf einen 
zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und 
insoweit unwirksam. 
 
 (3) Die Berufungsurkunde muss die Worte: 
"in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit 
berufen" enthalten. 
 
 (4) Die Begründung des Pfarrdienstverhält-
nisses auf Lebenszeit ist in der Regel mit der 
erstmaligen Übertragung einer Stelle einer An-
stellungskörperschaft im Sinne des § 25 Ab-
satz 2 verbunden. 
 
 (5) Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Le-
benszeit berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer 
werden in einem Gottesdienst eingeführt. 
 

§ 21 
Nichtigkeit der Berufung 

 
 (1) Eine Berufung ist nichtig, 
 
1. wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorge-

schriebenen Form entspricht, 
 
2. wenn sie von einer unzuständigen Stelle 

ausgesprochen wurde, 
 
3. wenn die oder der Berufene nicht Mitglied 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 
war, 

 
4. wenn die oder der Berufene zur Zeit der 

Berufung ganz oder teilweise unter Betreu-
ung stand oder 

 
5. wenn die Ordination nicht vollzogen wurde. 
 
 (2) Die Berufung ist von Anfang an als wirk-
sam anzusehen, wenn 
 
1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der 

Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeu-
tig hervorgeht, dass die für die Berufung 
zuständige Stelle ein bestimmtes Pfarr-
dienstverhältnis begründen oder ein be-
stehendes Dienstverhältnis in ein solches 
anderer Art umwandeln wollte, für das die 
sonstigen Voraussetzungen vorliegen, 

 
2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zu-

ständige Stelle die Berufung rückwirkend 
bestätigt. 

 (3) Sobald der Grund für die Nichtigkeit be-
kannt wird, ist er der berufenen Person mitzu-
teilen. Jede weitere Ausübung des Dienstes 
ist zu untersagen. 
 

§ 22 
Rücknahme der Berufung 

 
 (1) Die Berufung ist mit Wirkung auch für 
die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn 
 
1. sie durch Täuschung oder auf andere un-

redliche Weise herbeigeführt wurde, 
 
2. nicht bekannt war, dass die berufene Per-

son ein Verbrechen oder ein Vergehen be-
gangen hatte, das sie für die Berufung in 
das Pfarrdienstverhältnis unwürdig erschei-
nen lässt, 

 
3. im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur 

Wahrnehmung kirchlicher oder öffentlicher 
Ämter nicht vorlag. 

 
 (2) Die Berufung soll, soweit sie nicht be-
reits nach § 21 nichtig ist, zurückgenommen 
werden, wenn sie wegen Fehlens von Voraus-
setzungen zur Berufung nach § 19 Absatz 1 
nicht ausgesprochen werden durfte oder wenn 
nicht bekannt war, dass die berufene Person 
in einem rechtlich geordneten Verfahren aus 
einem kirchlichen oder einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden 
war oder ihr die Versorgungsbezüge oder die 
mit der Ordination verliehenen Rechte ab-
erkannt worden waren. 
 
 (3) Die Berufung ist innerhalb von sechs 
Monaten, nachdem die für die Berufung zu-
ständige Stelle von dem Grund der Rücknah-
me Kenntnis erlangt hat, zurückzunehmen. 
 
 (4) Sobald der Grund für die Rücknahme 
bekannt wird, ist er der berufenen Person mit-
zuteilen. Jede weitere Ausübung des Dienstes 
kann untersagt werden. 
 

§ 23 
Rechtsfolgen von Nichtigkeit und 

Rücknahme, Amtshandlungen 
 
 (1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme ha-
ben zur Folge, dass die Berufung von Anfang 
an unwirksam ist. 
 
 (2) Die Feststellung der Nichtigkeit, die 
Rücknahme und die Untersagung der Dienst-
ausübung haben auf die Gültigkeit der bis da-
hin vollzogenen dienstlichen Handlungen kei-
nen Einfluss. Die gezahlte Besoldung kann 
belassen werden. 
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Teil 5 
Amt und Rechtsstellung 

 

Kapitel 1 
Wahrnehmung des Dienstes 

 

§ 24 
Amtsführung 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben den 
Auftrag und das Recht, das Wort Gottes öf-
fentlich zu verkündigen und die Sakramente 
zu verwalten. Sie sind berechtigt und verpflich-
tet zur Leitung des Gottesdienstes, zur Vor-
nahme von Amtshandlungen, zur christlichen 
Unterweisung und zur Seelsorge. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestal-
tung und Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur 
an die Verpflichtungen aus der Ordination 
nach § 3 Absatz 2 und an die Ordnungen ihrer 
Kirche gebunden. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem 
dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten 
erkennen zu lassen, dass sie dem anvertrau-
ten Amt verpflichtet sind und dieses sie an die 
ganze Gemeinde weist. Sie berücksichtigen in 
ihrem Dienst die Vielfalt der Handlungsfelder 
und Erscheinungsformen, in denen sich der 
Auftrag der Kirche konkretisiert. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ih-
nen obliegenden Pflichten mit vollem persönli-
chen Einsatz treu, uneigennützig und gewis-
senhaft zu erfüllen. 
 

§ 25 
Wahrnehmung des geordneten 

kirchlichen Dienstes 
 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das 
Amt der öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung in einem gemeindli-
chen Auftrag, in einem allgemeinen kirchlichen 
Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt 
wahr. 
 
 (2) Ein Auftrag ist nach Maßgabe des 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse in der Regel mit einer Stelle 
verbunden. Anstellungskörperschaften, bei 
denen Stellen errichtet werden, können neben 
den in § 2 Absatz 1 genannten Dienstherren 
Kirchengemeinden und andere juristische Per-
sonen sein, über die die Evangelische Kirche 
in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein 
gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht 
führt. 

 (3) Der Auftrag kann durch eine Dienstbe-
schreibung geregelt werden. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflich-
tet, über den mit einem Auftrag unmittelbar 
übertragenen Aufgabenbereich hinaus Vertre-
tungen und andere zusätzliche Aufgaben zu 
übernehmen. 
 
 (5) Für Inhaberinnen und Inhaber kirchen-
leitender Ämter, die in einem Pfarrdienstver-
hältnis stehen, können die Evangelische Kir-
che in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich durch Kirchengesetz abweichen-
de Regelungen treffen. Die Evangelische Kir-
che in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestim-
men je für ihren Bereich, wer ein kirchenleiten-
des Amt innehat. 
 

§ 26 
Gesamtkirchliche Einbindung 

des Dienstes 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer werden in 
ihrem Dienst durch ihren Dienstherrn gefördert 
und begleitet. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse stellen dafür geeig-
nete Einrichtungen und den Dienst kirchlicher 
Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfügung. 
Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und 
verpflichtet, diese Begleitung anzunehmen. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die 
Fürbitte, den Rat und die Hilfe der Gemeinde 
angewiesen. Pfarrerinnen und Pfarrer wirken 
mit allen in den Dienst der Kirche Gerufenen 
an der Erfüllung des kirchlichen Auftrages mit 
und tragen mit ihnen Verantwortung für diese 
Dienstgemeinschaft. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Or-
dinierte in einer Gemeinschaft untereinander. 
Sie sollen bereit sein, einander in Lehre, 
Dienst und Leben Rat und Hilfe zu geben und 
anzunehmen. Sie sind verpflichtet, regelmäßig 
am Pfarrkonvent und entsprechenden Einrich-
tungen teilzunehmen. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren 
Dienst in Verantwortung für die Einheit der Kir-
che und die ihr obliegenden Aufgaben aus. 
Sie haben insbesondere alles zu unterlassen, 
was den Zusammenhalt einer Gemeinde oder 
den Dienst anderer Ordinierter erschweren 
kann. 
 
 (5) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflik-
ten in der Wahrnehmung des Dienstes recht-
zeitig mit geeigneten Mitteln begegnen. Hierzu 
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kommen neben den Mitteln der Dienst- und 
Gemeindeaufsicht insbesondere Visitation, 
Mediation, Gemeindeberatung oder Supervi-
sion in Betracht. 
 

§ 27 
Gemeindepfarrerinnen  
und Gemeindepfarrer 

 
 (1) Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfar-
rern, die eine gemeindliche Stelle innehaben 
oder einen anderen gemeindlichen Auftrag im 
Sinne des § 25 wahrnehmen (Gemeinde-
pfarrerinnen und Gemeindepfarrer) kann sich 
auf eine oder mehrere Kirchengemeinden, auf 
rechtlich geordnete Teile von Kirchengemein-
den oder einen rechtlich geordneten Verbund 
mehrerer Kirchengemeinden beziehen. 
 
 (2) Gemeindepfarrerinnen und Gemeinde-
pfarrer haben dafür Sorge zu tragen, dass der 
Zusammenhalt ihrer Gemeinde gestärkt und 
erhalten wird. Sie sind zu einer vertrauensvol-
len Zusammenarbeit mit den Leitungsorganen 
ihrer Gemeinde und ihrer Kirche verpflichtet. 
Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, die sich 
aus der geordneten Zusammenarbeit einer 
Gemeinde mit anderen Gemeinden und Ein-
richtungen ergeben. 
 
 (3) Sind in einer Gemeinde mehrere Ge-
meindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer tä-
tig, so sind sie einander in der öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 
gleichgestellt und in besonderer Weise zu ver-
trauensvoller Zusammenarbeit verpflichtet.  
 
 (4) Die Gliedkirchen können bestimmen, 
dass die Erteilung von Religionsunterricht zum 
Auftrag der Gemeindepfarrerinnen und Ge-
meindepfarrer gehört. 
 

§ 28 
Parochialrecht 

 
 (1) Amtshandlungen an Gliedern einer Kir-
chengemeinde werden von der zuständigen 
Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer vorge-
nommen. 
 
 (2) Gottesdienste und Amtshandlungen 
außerhalb des Bereichs der örtlichen Zustän-
digkeit einer Pfarrerin oder eines Pfarrers be-
dürfen der Genehmigung der örtlich zuständi-
gen Stelle. 
 
 (3) In Notfällen, insbesondere bei Todesge-
fahr, ist jede Pfarrerin und jeder Pfarrer zu 
Amtshandlungen unmittelbar berechtigt und 
verpflichtet. Sie haben darüber der zuständi-
gen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer 
alsbald Mitteilung zu machen. 

 (4) Das Nähere einschließlich möglicher 
Ausnahmen regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse. 
 

§ 29 
Amtsbezeichnungen 

 
 (1) Die Amtsbezeichnung lautet "Pfarrerin" 
oder "Pfarrer". Pfarrerinnen und Pfarrer im Ru-
hestand führen ihre letzte Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz "im Ruhestand" ("i. R."). 
 
 (2) Bei Beendigung des Pfarrdienstverhält-
nisses erlischt das Recht zur Fortführung der 
Amtsbezeichnung, es sei denn, dass dieses 
Recht ausdrücklich belassen wird. In diesem 
Falle darf die bisherige Amtsbezeichnung nur 
mit dem Zusatz "außer Dienst" ("a. D.") ge-
führt werden. Bei Verstößen gegen diese Vor-
schrift kann das Recht zur Fortführung der 
Amtsbezeichnung entzogen werden. 
 
 (3) Endet ein kirchliches Leitungs- und Auf-
sichtsamt ohne gleichzeitigen Eintritt in den 
Ruhestand, so gilt Absatz 2 entsprechend. 
 

Kapitel 2 
Pflichten 

 

§ 30 
Beichtgeheimnis und seelsorgliche 

Schweigepflicht 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflich-
tet, das Beichtgeheimnis gegenüber jeder-
mann unverbrüchlich zu wahren. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch 
über alles zu schweigen, was ihnen in Aus-
übung der Seelsorge anvertraut worden oder 
bekannt geworden ist. Werden sie von der 
Person, die sich ihnen anvertraut hat, von der 
Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleich-
wohl sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie 
Aussagen oder Mitteilungen verantworten kön-
nen. 
 
 (3) Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nach-
teile aus der Pflicht zur Wahrung des Beicht-
geheimnisses und der seelsorglichen Schwei-
gepflicht entstehen, hat die Kirche ihnen und 
ihrer Familie Schutz und Fürsorge zu gewäh-
ren. 
 

§ 31 
Amtsverschwiegenheit 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben über al-
le Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung 
ihres Dienstes bekannt geworden sind, Ver-
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schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für 
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder von 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Be-
deutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, 
sofern nicht ein Vorbehalt ausdrücklich ange-
ordnet oder vereinbart ist. Dies gilt auch über 
den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie 
nach Beginn des Ruhestandes und nach Be-
endigung des Pfarrdienstverhältnisses. 
 

 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über 
Angelegenheiten, die nach Absatz 1 der Amts-
verschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmi-
gung weder vor Gericht noch außergerichtlich 
aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ge-
nehmigung kann versagt werden, wenn durch 
die Aussage besondere kirchliche Interessen 
gefährdet würden. Hat sich der Vorgang, der 
den Gegenstand der Äußerung bildet, bei 
einem früheren Dienstherrn ereignet, darf die 
Genehmigung nur mit dessen Zustimmung er-
teilt werden. 
 

§ 32 
Geschenke und Vorteile 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit 
Rücksicht auf ihre Unabhängigkeit und das 
Ansehen des Amtes untersagt, 
 
1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zu-

wendungen oder Vorteile jedweder Art für 
sich oder ihre Angehörigen zu fordern, sich 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, 

 
2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zu-

wendungen oder Vorteile für einen Dritten 
zu fordern, sich versprechen zu lassen 
oder anzunehmen, soweit dies bei ihnen 
oder ihren Angehörigen zu einem wirt-
schaftlichen oder sonstigen Vorteil führt. 

 
 Die Nummern 1 und 2 gelten auch für erb-
rechtliche Begünstigungen. 
 
 (2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden 
 
1. für ortsübliche Sachzuwendungen geringen 

Umfangs, 
 
2. für Zuwendungen, die im Familien- und 

Freundeskreis üblich sind und keinen Be-
zug zum Dienst der Pfarrerin oder des 
Pfarrers haben, 

 
3. für Erbschaften oder Vermächtnisse, so-

weit die Pfarrerin oder der Pfarrer zu den 
gesetzlichen Erben gehört. 

 
 (3) In besonders begründeten Fällen kann 
der Dienstherr die Annahme von Zuwendun-

gen im Sinne des Absatzes 1 genehmigen. 
Die Genehmigung ist vor der Annahme der 
Zuwendung einzuholen. 
 
 (4) Wer gegen das in Absatz 1 genannte 
Verbot verstößt, hat auf Verlangen das auf-
grund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte 
dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht 
im Strafverfahren der Verfall angeordnet wor-
den oder es auf andere Weise auf den Staat 
übergegangen ist. Für den Umfang des He-
rausgabeanspruchs gelten die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die He-
rausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche-
rung entsprechend. Die Herausgabepflicht 
nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht, dem 
Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und 
Verbleib des Erlangten zu geben. 
 
 (5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach 
Eintritt in den Ruhestand und Beendigung des 
Pfarrdienstverhältnisses. 
 

§ 33 
Unterstützung von Vereinigungen 

 

 Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Ver-
einigung nicht angehören oder sie auf andere 
Weise unterstützen, wenn sie dadurch in Wi-
derspruch zu ihrem Amt treten oder in der 
Wahrnehmung ihres Dienstes wesentlich be-
hindert werden. 
 

§ 34 
Verhalten im öffentlichen Leben 

 

 Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren 
Dienst wie auch als Bürgerinnen und Bürger 
Anteil am öffentlichen Leben. Auch wenn sie 
sich politisch betätigen, müssen sie erkennen 
lassen, dass das anvertraute Amt sie an alle 
Gemeindeglieder weist und mit der ganzen 
Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen zu 
beachten, die sich hieraus für Art und Maß 
ihres politischen Handelns ergeben. 
 

§ 35 
Mandatsbewerbung 

 

 (1) Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein 
Pfarrer, sich um die Aufstellung als Kandidatin 
oder Kandidat für die Wahl zum Europäischen 
Parlament, zum Deutschen Bundestag, zu 
einem gesetzgebenden Organ eines Bundes-
landes oder zu einem kommunalen Amt oder 
Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht un-
verzüglich, jedenfalls vor Annahme der Kandi-
datur, anzuzeigen. Die Pfarrerin oder der Pfar-
rer ist zur Mitteilung über Ausgang und Annah-
me der Wahl verpflichtet. 
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 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandi-
datinnen oder Kandidaten für die Wahl zum 
Europäischen Parlament, zum Deutschen 
Bundestag oder zu einem gesetzgebenden 
Organ eines Bundeslandes aufgestellt worden 
sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate 
vor dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. 
Ein Verlust der Stelle tritt nicht ein. Eine 
Dienstwohnung kann weiter bewohnt werden. 
Im Übrigen gelten § 75 Absatz 1, 3 und 4 so-
wie § 76 Absatz 2 und 3. 
 
 (3) Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 
2 ist die Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. 
Es gelten § 75 Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 
Absatz 2 und 3. Eine Dienstwohnung ist zu 
räumen. Die Beurlaubung endet mit Ablauf der 
Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen Been-
digung des Mandats. 
 
 (4) Während einer Beurlaubung nach den 
Absätzen 2 und 3 darf das Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung nur im Einzelfall mit Genehmigung 
ausgeübt werden. 
 
 (5) Für die Mandatsbewerbung und Man-
datsausübung in einer kommunalen Vertre-
tungskörperschaft oder in anderen als den in 
den Absätzen 2 bis 4 genannten politischen 
Ämtern gelten die Vorschriften des Bundesbe-
amtengesetzes entsprechend. 
 
 (6) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können je für ihren Bereich 
von den Absätzen 2, 3 und 5 abweichende 
Regelungen treffen. 
 

§ 36 
Amtskleidung 

 
 Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen 
wird die vorgeschriebene Amtskleidung getra-
gen. Bei sonstigen Anlässen darf sie nur ge-
tragen werden, wenn dies dem Herkommen 
entspricht oder besonders angeordnet wird. 
Orden, Ehrenzeichen und Abzeichen dürfen 
zur Amtskleidung nicht getragen werden. 
 

§ 37 
Erreichbarkeit 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer müssen er-
reichbar sein und ihren Dienst innerhalb ange-
messener Zeit im Dienstbereich aufnehmen 
können. 
 
 (2) Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Er-
füllung ihrer Dienstpflichten, insbesondere der 
Pflicht, erreichbar zu sein, gehindert, so haben 
sie dies unverzüglich anzuzeigen. Im Falle der 

Verhinderung aufgrund einer Krankheit kann 
ein ärztliches, amts- oder vertrauensärztliches 
Attest verlangt werden. 
 

§ 38 
Residenzpflicht, Dienstwohnung 

 
 (1) Gemeindepfarrerinnen und Gemeinde-
pfarrer sind verpflichtet, am Dienstsitz zu woh-
nen. Eine für sie bestimmte Dienstwohnung 
haben sie zu beziehen. Ausnahmen können in 
besonders begründeten Fällen genehmigt 
werden. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allge-
meinen kirchlichen Stelle oder einem allgemei-
nen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchen-
leitenden Amt haben ihre Wohnung so zu neh-
men, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahr-
nehmung ihres Dienstes nicht beeinträchtigt 
werden. Sie können angewiesen werden, eine 
Dienstwohnung zu beziehen. 
 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine 
Dienstwohnung bewohnen, dürfen Teile der 
Dienstwohnung nur mit Genehmigung an Drit-
te überlassen. Die Ausübung eines Gewerbes 
oder eines anderen Berufes in der Dienstwoh-
nung bedarf, auch für die mit ihnen in häusli-
cher Gemeinschaft lebenden Personen, einer 
Genehmigung. 
 
 (4) Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, 
so ist die Dienstwohnung in angemessener 
Frist zu räumen. Dies gilt bei Veränderungen 
des Pfarrdienstverhältnisses sinngemäß. 
 

§ 39 
Ehe und Familie 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in 
ihrer Lebensführung im familiären Zusammen-
leben und in ihrer Ehe an die Verpflichtungen 
aus der Ordination (§ 3 Absatz 2) gebunden. 
Hierfür sind Verbindlichkeit, Verlässlichkeit 
und gegenseitige Verantwortung maßgebend. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich be-
wusst sein, dass die Entscheidung für eine 
Ehepartnerin oder einen Ehepartner Auswir-
kungen auf ihren Dienst haben kann. Ehepart-
nerinnen und Ehepartner sollen evangelisch 
sein. Sie müssen einer christlichen Kirche an-
gehören; im Einzelfall kann eine Ausnahme 
zugelassen werden, wenn zu erwarten ist, 
dass die Wahrnehmung des Dienstes nicht 
beeinträchtigt wird. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine be-
absichtigte Änderung ihres Personenstandes, 
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eine kirchliche Trauung und andere wesentli-
che Änderungen in ihren persönlichen Le-
bensverhältnissen alsbald anzuzeigen. Sie ha-
ben die Auskünfte zu erteilen und die Unterla-
gen vorzulegen, die erforderlich sind, um die 
Auswirkungen auf den Dienst beurteilen zu 
können. 
 

§ 40 
Verwaltungsarbeit 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen 
obliegenden Aufgaben in der Verwaltung, der 
pfarramtlichen Geschäftsführung, der Kirchen-
buchführung und in Vermögens- und Geldan-
gelegenheiten sorgfältig zu erfüllen. 
 

§ 41 
Pflichten bei Beendigung 

eines Auftrages 
 
 Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendi-
gung eines Auftrages oder einer sonstigen ih-
nen übertragenen Aufgabe, sowie bei Beendi-
gung des Pfarrdienstverhältnisses, die in 
ihrem Besitz befindlichen amtlichen Schriftstü-
cke und Gegenstände jeder Art, insbesondere 
sämtliche Aufzeichnungen über dienstliche 
Vorgänge, auch soweit es sich um Wiederga-
ben handelt, sowie Kirchensiegel, Kirchenbü-
cher, Kirchenakten, Kassenbücher und Ver-
mögenswerte zu übergeben und über eine ih-
nen anvertraute Vermögensverwaltung Re-
chenschaft abzulegen. Die Pflicht zur Heraus-
gabe gilt auch für ihre Hinterbliebenen und 
Erben. 
 

§ 42 
Fernbleiben vom Dienst, Verletzung der 

Pflicht zur Erreichbarkeit 
 
 Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuld-
haft ihren Dienst nicht wahr oder verletzen sie 
schuldhaft ihre Pflicht, erreichbar zu sein, so 
verlieren sie für die Dauer des Fernbleibens 
vom Dienst den Anspruch auf Dienstbezüge. 
Der Verlust der Dienstbezüge ist festzustellen 
und der Pfarrerin und dem Pfarrer mitzuteilen. 
Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren ein-
zuleiten, bleibt unberührt. 
 

§ 43 
Mitteilungen in Strafsachen 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung 
verpflichtet, wenn in einem strafrechtlichen 
Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder 
Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das Er-
gebnis eines solchen Verfahrens anzuzeigen 
und die strafgerichtliche Entscheidung vorzu-
legen. 

§ 44 
Amtspflichtverletzung 

 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre 
Amtspflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Le-
bensführung innerhalb oder außerhalb des 
Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende 
Pflichten verstoßen. 
 
 (2) Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverlet-
zung und das Verfahren ihrer Feststellung 
richten sich nach dem Disziplinarrecht. 
 

§ 45 
Lehrpflichtverletzung 

 

 (1) Nach Maßgabe des Rechts der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
findet im Falle einer Beanstandung der Lehre 
ein besonderes Verfahren statt. Verfahren und 
Rechtsfolgen werden durch Kirchengesetz ge-
regelt. 
 
 (2) Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland unter-
stehen der Lehraufsicht der Kirche, die sie be-
urlaubt hat, hilfsweise der Kirche, in der sie or-
diniert wurden. 
 

§ 46 
Schadensersatz 

 

 (1) Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vor-
sätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende 
Pflichten, so haben sie dem Dienstherrn den 
daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 
Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem An-
deren Schadensersatz zu leisten hat, weil eine 
Pfarrerin oder ein Pfarrer die Amtspflicht ver-
letzt hat. 
 
 (2) Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfar-
rer den Schaden gemeinsam verursacht, so 
haften sie gesamtschuldnerisch. 
 
 (3) Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer 
dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen 
Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so ist 
dieser Anspruch an die Pfarrerin oder den 
Pfarrer abzutreten. 
 
 (4) Hat der Dienstherr Dritten Schadens-
ersatz geleistet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der 
Dienstherr Kenntnis im Sinne der Verjährungs-
vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der Ersatzan-
spruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn an-
erkannt oder dem Dienstherrn gegenüber 
rechtskräftig festgestellt wird. 
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Kapitel 3 
Rechte 

 
§ 47 

Recht auf Fürsorge 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein 
Recht auf Fürsorge für sich und ihre Familie. 
Sie sind gegen Behinderungen ihres Dienstes 
und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre Person 
in Schutz zu nehmen. 
 
 (2) Geschlecht, Abstammung, Rasse oder 
ethnische Herkunft dürfen sich bei dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. 
 

§ 48 
Seelsorge 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch 
auf seelsorgliche Begleitung. 
 

§ 49 
Unterhalt 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben An-
spruch auf angemessenen Unterhalt für sich 
und ihre Familie, insbesondere durch Gewäh-
rung von Besoldung und Versorgung sowie 
von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Ge-
burtsfällen. Das Nähere sowie die Erstattung 
von Reise- und Umzugskosten regeln die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich. Die Regelung 
der Besoldung und Versorgung bedarf eines 
Kirchengesetzes. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn 
gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, 
Ansprüche auf Dienstbezüge nur insoweit ab-
treten, als sie der Pfändung unterliegen. Der 
Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und Zu-
rückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen 
auf Dienstbezüge nur insoweit geltend ma-
chen, als sie pfändbar sind. Diese Einschrän-
kung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf Scha-
densersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung besteht. 
 

§ 50 
Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

 
 (1) Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder 
deren Angehörige körperlich verletzt oder ge-
tötet, so werden Leistungen, zu denen der 
Dienstherr während einer auf der Körperverlet-
zung beruhenden Aufhebung der Dienstfähig-
keit oder infolge der Körperverletzung oder der 
Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn ge-
setzliche Ansprüche gegen Dritte auf Scha-
densersatz wegen der Körperverletzung oder 

der Tötung bis zur Höhe der Leistung des 
Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden. 
 
 (2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche 
dürfen nicht zum Nachteil der verletzten Per-
son oder ihrer Hinterbliebenen geltend ge-
macht werden. 
 

§ 51 
Schäden bei Ausübung des Dienstes 

 
 (1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne 
dass ein Dienstunfall eingetreten ist, Klei-
dungsstücke oder sonstige Gegenstände, die 
üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes 
mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört 
worden oder abhanden gekommen, so kann 
gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche 
Ersatz geleistet werden. 
 
 (2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der 
Schaden durch ein vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verhalten der Pfarrerin oder des 
Pfarrers herbeigeführt worden ist. 
 

§ 52 
Dienstfreier Tag 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegen-
heit haben, ihren Dienst unter Berücksichti-
gung der dienstlichen Belange so einzurich-
ten, dass ein Tag in der Woche von dienstli-
chen Verpflichtungen frei bleibt. Die Pflicht, er-
reichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt, 
wenn keine Vertretung gewährleistet ist. 
 

§ 53 
Erholungs- und Sonderurlaub 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich 
Erholungsurlaub unter Fortgewährung der 
Dienstbezüge zu. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus 
wichtigen Gründen Sonderurlaub gewährt wer-
den. 
 
 (3) Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen be-
nötigen Pfarrerinnen und Pfarrer keinen 
Urlaub. Hat die Mitarbeit zur Folge, dass sie 
ihre Pflicht, erreichbar zu sein, oder eine an-
dere Dienstpflicht nicht wahrnehmen können, 
so haben sie dies vorher anzuzeigen. 
 
 (4) Das Nähere einschließlich möglicher 
weiterer Gremien im Sinne des Absatzes 3 re-
geln die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch 
Rechtsverordnung. 
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§ 54 
Mutterschutz, Elternzeit, 

Arbeitsschutz, Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen 

 
 (1) Die allgemeinen Vorschriften über Mut-
terschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilita-
tion und Teilhabe behinderter Menschen sind 
anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. 
Im Übrigen gelten die Regelungen für Bundes-
beamtinnen und Bundesbeamte entspre-
chend, soweit sie nicht der Wahrnehmung got-
tesdienstlicher Aufgaben entgegenstehen und 
soweit nicht die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich 
andere Regelungen treffen. 
 
 (2) Wird während der Elternzeit kein Dienst 
oder Dienst mit weniger als der Hälfte eines 
vollen Dienstumfangs ausgeübt, so tritt ein 
Verlust der Stelle nicht ein, sofern diese For-
men der Elternzeit insgesamt längstens für 18 
Monate in Anspruch genommen werden. Die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können je für ihren Bereich eine län-
gere Frist bestimmen. Im Übrigen gelten § 69 
Absatz 3 und 4, die §§ 72 und 73, § 74 Absatz 
2 und die §§ 75 und 76 während der Elternzeit 
entsprechend. 
 
 (3) Schwangerschaft, Mutterschutz, Eltern-
zeit und Pflege von Angehörigen dürfen sich 
bei der Begründung eines Pfarrdienstverhält-
nisses und dem beruflichen Fortkommen nicht 
nachteilig auswirken. Das gilt auch für Behin-
derung, wenn nicht zwingende sachliche 
Gründe, insbesondere Gründe nach § 9 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 vorliegen. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit 
in Anspruch nehmen, erhalten Beihilfe in 
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen nach 
den Regelungen des § 75 Absatz 4. 
 

Kapitel 4 
Begleitung des Dienstes, Aufsicht 

 
§ 55 

Personalentwicklung und Fortbildung 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt 
und verpflichtet, die für ihren Dienst erforderli-
che Kompetenz durch Teilnahme an Maßnah-
men der Personalentwicklung und regelmäßi-
ge Fortbildung fortzuentwickeln. 
 
 (2) Maßnahmen der Personalentwicklung 
sollen Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst 
würdigen und helfen, die für den Dienst erfor-
derlichen Gaben zu entdecken, zu fördern und 

zu entwickeln. Im Rahmen der Personalent-
wicklung können insbesondere regelmäßige 
Gespräche nach einer festen Ordnung durch-
geführt und verbindliche Vereinbarungen über 
Ziele der Arbeit und über Maßnahmen der 
Personalentwicklung getroffen werden. 
 
 (3) Maßnahmen der Fortbildung sollen hel-
fen, die für den Dienst erforderlichen Kenntnis-
se, Einsichten und Fertigkeiten fortzuentwi-
ckeln. Maßnahmen der Fortbildung sind insbe-
sondere die theologische Arbeit im Pfarrkon-
vent, die Teilnahme an Fortbildungsangeboten 
und das Selbststudium. 
 

§ 56 
Beurteilungen 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer können nach 
Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse beurteilt 
werden. 
 

§ 57 
Visitation 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßga-
be des Rechts der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse berechtigt und ver-
pflichtet, sich zusammen mit der Gemeinde 
oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, visitie-
ren zu lassen und an der Visitation mitzuwir-
ken. 
 

§ 58 
Dienstaufsicht 

 
 (1) Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, 
dass Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Pflichten 
ordnungsgemäß erfüllen. Sie umfasst auch die 
Aufgabe, Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem 
Dienst zu unterstützen und Konflikten rechtzei-
tig durch geeignete Maßnahmen im Sinne des 
§ 26 Absatz 5 zu begegnen. 
 
 (2) Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten 
können dienstliche Anordnungen treffen. Die-
se sind für die Pfarrerinnen und Pfarrer bin-
dend. 
 
 (3) Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat da-
rauf zu achten, dass das Handeln im Rahmen 
der Dienstaufsicht von der Seelsorge an Pfar-
rerinnen und Pfarrern unterschieden wird. 
 

§ 59 
Ersatzvornahme 

 
 Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer 
ihre Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser 
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Mahnung und Fristsetzung die ersatzweise Er-
ledigung rückständiger Arbeiten veranlasst 
werden. Bei Verschulden können ihnen die 
Kosten auferlegt werden. 
 

§ 60 
Vorläufige Untersagung der 

Dienstausübung 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Aus-
übung des Dienstes aus wichtigen dienstli-
chen Interessen ganz oder teilweise untersagt 
werden. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis 
zum Ablauf von drei Monaten gegen die Pfar-
rerin oder den Pfarrer ein Disziplinarverfahren 
oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf 
Veränderung des Pfarrdienstverhältnisses 
oder auf Entlassung gerichtetes Verfahren ein-
geleitet worden ist. 
 
 (2) Die Möglichkeit, aufgrund anderer kir-
chengesetzlicher Vorschriften die Ausübung 
des Dienstes zu untersagen, bleibt unberührt. 
 

Kapitel 5 
Personalakten 

 

§ 61 
Personalaktenführung 

 
 (1) Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist 
eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich 
zu behandeln und vor unbefugter Einsicht zu 
schützen. 
 
 (2) Zur Personalakte gehören alle Unterla-
gen, die die Pfarrerin oder den Pfarrer betref-
fen, soweit sie mit dem Pfarrdienstverhältnis in 
einem unmittelbaren inneren Zusammenhang 
stehen; hierzu gehören auch in Dateien ge-
speicherte, personenbezogene Daten 
(Personalaktendaten). Unterlagen, die beson-
deren, von der Person und dem Pfarrdienst-
verhältnis sachlich zu trennenden Zwecken 
dienen, insbesondere Prüfungsakten, sind 
nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die 
Personalakte in Grund- und Teilakten geglie-
dert, so ist in die Grundakte ein vollständiges 
Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Ist 
die Führung von Nebenakten erforderlich, ist 
auch dies in der Grundakte zu vermerken. 
 
 (3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwe-
cke der Personalverwaltung oder Personal-
wirtschaft verwendet werden. Soweit in die-
sem Kirchengesetz nicht etwas anderes be-
stimmt ist, richten sich Verarbeitung und Nut-
zung sowie Übermittlung der Personalakten-
daten nach dem Kirchengesetz über den 
Datenschutz in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. 

 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Be-
schwerden, Behauptungen und Bewertungen, 
die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig 
werden können, vor deren Aufnahme in die 
Personalakte zu hören; ihre Äußerungen sind 
zur Personalakte zu nehmen. Anonyme 
Schreiben dürfen nicht in die Personalakte 
aufgenommen werden. 
 
 (5) Unterlagen über Beschwerden, Behaup-
tungen und Bewertungen sind, falls sie 
 
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen 

haben, mit Zustimmung der Pfarrerin oder 
des Pfarrers unverzüglich aus der Perso-
nalakte zu entfernen und zu vernichten, 

 
2. für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig 

sind oder ihr oder ihm nachteilig werden 
können, auf eigenen Antrag nach drei Jah-
ren zu entfernen und zu vernichten; dies 
gilt nicht für dienstliche Beurteilungen. 

 
 Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch 
neue Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift 
oder durch die Einleitung eines Straf-, Diszipli-
nar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens 
unterbrochen. Stellt sich der neue Vorwurf als 
unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist 
als nicht unterbrochen. 
 
 (6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie 
nicht Bestandteil einer Disziplinarakte sind, so-
wie Auskünfte aus dem Bundeszentralregister 
sind mit Zustimmung der Pfarrerin oder des 
Pfarrers nach drei Jahren zu entfernen und zu 
vernichten. Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 
 

§ 62 
Einsichts- und Auskunftsrecht 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch 
nach Beendigung des Pfarrdienstverhältnis-
ses, ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige 
Personalakte. Dies gilt ebenso für die von ih-
nen beauftragten Angehörigen. Ihren Bevoll-
mächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit 
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und 
Erben, wenn ein berechtigtes Interesse glaub-
haft gemacht wird, und für deren Bevollmäch-
tigte. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein 
Recht auf Einsicht auch in andere Schriftstü-
cke, die personenbezogene Daten über sie 
enthalten und für ihr Pfarrdienstverhältnis ver-
arbeitet oder genutzt werden, soweit kirchen-
gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die 
Daten der Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten 
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Dritter oder mit Daten, die nicht personenbe-
zogen sind und deren Kenntnis die Wahrneh-
mung des kirchlichen Auftrages gefährden 
könnte, derart verbunden sind, dass ihre Tren-
nung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist 
den Pfarrerinnen und Pfarrern Auskunft zu er-
teilen. Das Recht auf Einsicht in die Ausbil-
dungs- und Prüfungsakten regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich. 
 
 (3) Die personalaktenführende Stelle be-
stimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit 
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, 
können auf Kosten der Pfarrerin oder des 
Pfarrers Kopien gefertigt werden. 
 
 (4) Das Recht auf Auskunft steht dem 
Recht auf Einsicht gleich; insoweit gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
 (5) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht er-
langt sind, unterliegen der Amtsverschwiegen-
heit nach § 31. 
 
 (6) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines 
Disziplinarverfahrens und die Unterrichtung 
über die Erhebung und Speicherung perso-
nenbezogener Daten für diese Akten regelt 
das Disziplinarrecht. 
 

Kapitel 6 
Nebentätigkeit 

 

§ 63 
Nebentätigkeit, Grundsatz 

 
 Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine 
Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäfti-
gung oder ein öffentliches oder kirchliches Eh-
renamt) nur übernehmen, wenn dies mit ihrem 
Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung ihrer 
Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche In-
teressen nicht entgegenstehen. 
 

§ 64 
Angeordnete Nebentätigkeiten 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflich-
tet, nach Maßgabe des für sie geltenden 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse auf Verlangen der zuständi-
gen oder vorgesetzten aufsichtführenden Per-
sonen oder Stellen eine Nebentätigkeit im 
kirchlichen Interesse auch ohne Vergütung zu 
übernehmen, soweit sie die erforderliche Eig-
nung dafür besitzen und ihnen die Übernahme 
zugemutet werden kann. 

 (2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder 
des Wartestandes oder mit der Beendigung 
des Pfarrdienstverhältnisses endet eine 
Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Einzel-
fall nicht etwas anderes bestimmt wird. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer 
auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung 
übernommenen Tätigkeit in einem Leitungs- 
oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person 
haftbar gemacht werden, haben Anspruch auf 
Ersatz eines ihnen entstandenen Schadens. 
Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig herbeigeführt worden, so besteht ein Er-
satzanspruch nur dann, wenn die Pfarrerin 
oder der Pfarrer auf Verlangen einer Person 
oder einer Stelle gehandelt hat, die die Dienst-
aufsicht ausübt. 
 

§ 65 
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 

 
 (1) Die Übernahme einer Nebentätigkeit 
bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung 
kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit 
Auflagen erteilt werden. Jede wesentliche Än-
derung der Nebentätigkeit ist unverzüglich an-
zuzeigen. 
 
 (2) Die Genehmigung ist zu versagen oder 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 63 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein Ver-
sagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbeson-
dere vor, wenn zu besorgen ist, dass die 
Nebentätigkeit geeignet ist, 
 
1. nach Art und Umfang die Pfarrerin oder 

den Pfarrer so stark in Anspruch zu neh-
men, dass die sorgfältige Erfüllung der 
Dienstpflichten behindert werden kann, 

 
2. die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Wi-

derstreit mit den Dienstpflichten zu bringen, 
 
3. das Ansehen der Kirche oder des Amtes 

zu beeinträchtigen. 
 

§ 66 
Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten 

 
 (1) Keiner Genehmigung und keiner Anzei-
ge bedürfen folgende Nebentätigkeiten: 
 
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreu-

ung oder Pflegschaft bei Angehörigen, 
 
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem 

Tod von Angehörigen, 
 
3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznie-

ßung der Pfarrerin oder des Pfarrers unter-
liegenden Vermögens, 
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4. die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen 
Berufsverbänden, 

 
5. die Übernahme von Ehrenämtern, 
 
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstel-

lerische, wissenschaftliche, künstlerische 
oder Vortragstätigkeit, 

 
7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbst-

ständige Gutachtertätigkeit. 
 
 (2) Keiner Genehmigung, aber einer Anzei-
ge bedürfen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 
Nummer 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegent-
lich ausgeübt werden. 
 
 (3) Aus begründetem Anlass kann verlangt 
werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer 
über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1 oder 
2, insbesondere über deren Art und Umfang, 
schriftlich Auskunft erteilt. 
 
 (4) Die Übernahme oder Fortführung einer 
Nebentätigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu 
untersagen, wenn ein Versagungsgrund nach 
§ 65 Absatz 2 gegeben ist. Sofern es zur 
sachgerechten und sorgfältigen Erfüllung der 
Dienstpflichten erforderlich ist, kann die 
Nebentätigkeit auch bedingt, befristet, wider-
ruflich oder unter Auflagen gestattet werden. 
Die Ausübung eines kirchlichen Ehrenamtes 
darf nicht aus Gründen der kirchenpolitischen 
Einflussnahme untersagt werden. 
 

§ 67 
Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten 

 
 Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 not-
wendigen Regelungen können die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. 
In der Rechtsverordnung kann insbesondere 
bestimmt werden, 
 
1. ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer 

mit Bezügen verpflichtet sind, die Vergü-
tungen aus Nebentätigkeiten ganz oder 
teilweise abzuführen; 

 
2. dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich 

nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres 
eine Abrechnung über die Vergütungen 
und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkei-
ten vorzulegen haben; 

 
3. unter welchen Voraussetzungen Pfarrerin-

nen und Pfarrer zur Ausübung von Neben-
tätigkeiten für dienstliche Zwecke bestimm-
te Einrichtungen, Personal oder Material in 
Anspruch nehmen dürfen und in welcher 
Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist. 

Teil 6 
Veränderungen des Pfarrdienstverhältnisses 

 
Kapitel 1 

Beurlaubung und Teildienst 
 

§ 68 
Beurlaubung und Teildienst 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
auf ihren Antrag ohne Besoldung von der 
Pflicht zur Dienstleistung ganz freigestellt wer-
den (Beurlaubung). 
 
 (2) Der Dienstumfang kann auf Antrag der 
Pfarrerin oder des Pfarrers nach Maßgabe der 
nachfolgenden Bestimmungen bei entspre-
chender Kürzung der Besoldung bis zur Hälfte 
des Umfanges eines uneingeschränkten 
Dienstes ermäßigt werden (Teildienst). 
 
 (3) Nach Maßgabe der Stellenplanung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen kann der Dienstumfang auf Antrag 
der Pfarrerin oder des Pfarrers im kirchlichen 
Interesse für begrenzte Zeit unter das nach 
Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt wer-
den (unterhälftiger Teildienst). 
 

§ 69 
Beurlaubung und Teildienst 

aus familiären Gründen 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit 
besondere kirchliche oder dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu be-
urlauben, wenn sie 
 
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren 

oder 
 
2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-

ge sonstige Angehörige 
 
tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter den-
selben Voraussetzungen ist Teildienst zu be-
willigen. 
 
 (2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, 
auch wenn sie mehrfach gewährt wird, auch in 
Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 71 
und unterhälftigem Teildienst die Dauer von 
fünfzehn Jahren nicht überschreiten. 
 
 (3) Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfar-
rers soll die Beurlaubung widerrufen oder der 
Teildienst geändert werden, wenn die Beurlau-
bung oder der Teildienst im bisherigen Um-
fang nicht mehr zugemutet werden kann und 
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dienstliche Belange nicht entgegenstehen. So-
weit zwingende kirchliche oder dienstliche In-
teressen dies erfordern, kann nachträglich die 
Dauer der Beurlaubung oder des Teildienstes 
beschränkt oder der Umfang des zu leistendes 
Teildienstes erhöht werden. 
 
 (4) Während einer Beurlaubung nach Ab-
satz 1 sollen die Verbindung zum Dienst und 
der berufliche Wiedereinstieg durch geeignete 
Maßnahmen erleichtert werden. 
 

§ 70 
Beurlaubung im kirchlichen Interesse 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf An-
trag im kirchlichen Interesse beurlaubt wer-
den. 
 
 (2) Die Zeit der Beurlaubung kann nach 
Maßgabe des jeweils anwendbaren Versor-
gungsrechts als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
angerechnet werden, sofern die Beurlaubung 
im Interesse des Dienstherrn liegt. Im Falle 
eines besonderen Interesses des Dienstherrn 
an der Beurlaubung kann die Besoldung be-
lassen werden. 
 
 (3) Die Beurlaubung soll auf Antrag wider-
rufen werden, wenn sie der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer nicht mehr zugemutet werden kann 
und dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen. Sie kann von Amts wegen aus kirchlichen 
oder dienstlichen Interessen beendet werden. 
 

§ 71 
Beurlaubung und Teildienst 

aus anderen Gründen 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf An-
trag 
 
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren 

oder 
 
2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Be-

ginn des Ruhestandes erstrecken muss 
 
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder 
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. 
Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung mit 
einer Beurlaubung nach § 69 und unterhälfti-
gem Teildienst die Dauer von fünfzehn Jahren 
nicht überschreiten. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf An-
trag Teildienst bewilligt werden, soweit kirchli-
che oder dienstliche Interessen nicht ent-
gegenstehen. Soweit zwingende kirchliche 
oder dienstliche Interessen dies erfordern, 
kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung 
oder des Teildienstes beschränkt oder der 

Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht 
werden. 
 
 (3) Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfar-
rers soll die Beurlaubung widerrufen oder der 
Teildienst geändert werden, wenn die Beurlau-
bung oder der Teildienst im bisherigen Um-
fang nicht mehr zugemutet werden kann und 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
 (4) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können durch Kirchengesetz 
je für ihren Bereich Regelungen über den Al-
tersteildienst und über eine Sabbatzeit treffen. 
 

§ 72 
Informationspflicht und 
Benachteiligungsverbot 

 
 (1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teil-
dienst beantragt, so sind die Pfarrerinnen und 
Pfarrer schriftlich auf die sich daraus ergeben-
den Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 
 (2) Beurlaubung aus familiären Gründen 
und Teildienst dürfen sich bei dem beruflichen 
Fortkommen nicht nachteilig auswirken, wenn 
nicht zwingende sachliche Gründe vorliegen. 
 

§ 73 
Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit 

während einer Beurlaubung 
oder eines Teildienstes 

 
 (1) Während einer Beurlaubung oder eines 
Teildienstes dürfen nur solche Nebentätigkei-
ten ausgeübt werden, die dem Zweck der Be-
urlaubung oder des Teildienstes nicht zuwider-
laufen. 
 
 (2) Abweichend von den §§ 63 bis 67 be-
dürfen Nebentätigkeiten keiner Genehmigung; 
Erwerbstätigkeiten im Umfang von mindestens 
der Hälfte eines uneingeschränkten Dienstes 
sind genehmigungspflichtig. 
 

§ 74 
Verfahren 

 
 (1) Beurlaubung und Teildienst beginnen, 
wenn kein anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, 
mit dem Ablauf des Monats, in dem der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer die Verfügung bekannt 
gegeben wird. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern 
im Schul- und Hochschuldienst sollen der Be-
ginn und das Ende einer Beurlaubung und 
eines Teildienstes oder eine Änderung dersel-
ben jeweils auf den Beginn und das Ende 
eines Schulhalbjahres oder eines Semesters 
festgesetzt werden. 
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 (2) Ein Antrag auf Verlängerung einer Be-
urlaubung oder eines Teildienstes soll spätes-
tens drei Monate vor Ablauf des Bewilligungs-
zeitraumes gestellt werden. 
 

§ 75 
Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung 

 
 (1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung ver-
lieren die Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle 
oder ihren Auftrag im Sinne des § 25 und die 
damit verbundenen oder persönlich übertrage-
nen Aufgaben. Bei kurzfristigen Beurlaubun-
gen können Stelle oder Auftrag belassen wer-
den. Die mit der Stelle verbundenen oder per-
sönlich übertragenen Aufgaben können im 
Einzelfall ganz oder teilweise belassen wer-
den. Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarr-
dienstverhältnis, insbesondere Lebensfüh-
rungs- und Verschwiegenheitspflichten, blei-
ben bestehen, soweit die Beurlaubung dem 
nicht entgegensteht. Alle Anwartschaften, die 
im Zeitpunkt der Beurlaubung erworben wa-
ren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und 
versorgungsrechtlichen Vorschriften über die 
Berücksichtigung von Zeiten einer Beurlau-
bung ohne Besoldung bleiben unberührt. 
 
 (2) Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte 
aus der Ordination im Sinne des § 5 Absatz 5 
Satz 2, sofern nicht etwas anderes bestimmt 
wird. 
 
 (3) Während einer Beurlaubung unterste-
hen Pfarrerinnen und Pfarrer der Lehr- und 
Disziplinaraufsicht der Kirche, die sie be-
urlaubt hat; sie sollen an Fortbildungsveran-
staltungen und Maßnahmen der Personalent-
wicklung im Sinne des § 55 teilnehmen. 
 
 (4) Während der Zeit der Beurlaubung aus 
familiären Gründen (§ 69) besteht Anspruch 
auf Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Ge-
burtsfällen in entsprechender Anwendung der 
Beihilferegelungen für Pfarrerinnen und Pfar-
rer mit Anspruch auf Besoldung. Dies gilt 
nicht, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer 
 
1. berücksichtigungsfähiger Angehöriger 

einer beihilfeberechtigten Person wird oder 
 
2. nach den Bestimmungen des Fünften Bu-

ches Sozialgesetzbuch über die Familien-
versicherung krankenversichert ist oder 

 
3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen 

bei Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- 
und Pflegeversicherung nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch hat. 

 
 Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Ab-
satz 2 kann ein Anspruch auf Beihilfe in 
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen in ent-

sprechender Anwendung der Beihilferegelun-
gen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit Anspruch 
auf Besoldung gewährt werden. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich von den Bestimmun-
gen dieses Absatzes abweichende oder er-
gänzende Regelungen treffen. 
 

§ 76 
Beendigung der Beurlaubung 

und des Teildienstes 
 
 (1) Die Beurlaubung endet mit Ablauf der 
festgelegten Dauer oder ihrem Widerruf. 
 
 (2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist ver-
pflichtet, sich rechtzeitig vor Ablauf einer Be-
urlaubung oder eines Teildienstes um eine 
Stelle zu bewerben. Führt die Bewerbung vor 
dem Ende der Beurlaubung oder des Teil-
dienstes nicht zum Erfolg, so soll unter Be-
rücksichtigung des jeweiligen Stellenbeset-
zungsrechts von Amts wegen eine Stelle oder 
ein Auftrag im Sinne des § 25 übertragen wer-
den. 
 
 (3) Steht nach Ablauf einer Beurlaubung 
weder eine Stelle noch ein Auftrag zur Verfü-
gung, so wird die Pfarrerin oder der Pfarrer in 
den Wartestand versetzt. Mit Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers kann anstelle einer 
Versetzung in den Wartestand die Beurlau-
bung um die Zeit bis zur Übertragung einer 
Stelle oder eines Auftrages verlängert werden. 
 

Kapitel 2 
Abordnung, Zuweisung, Versetzung, 

Umwandlung und Wartestand 
 

§ 77 
Abordnung 

 
 (1) Eine Abordnung ist die vorübergehende 
Übertragung einer der Ausbildung der Pfarre-
rin oder des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit 
bei einer anderen Dienststelle desselben oder 
eines anderen Dienstherrn unter Beibehaltung 
der bisherigen Stelle oder des bisherigen Auf-
trages im Sinne des § 25. Die Abordnung er-
folgt im dienstlichen Interesse. Sie kann ganz 
oder teilweise erfolgen. 
 
 (2) Die Abordnung bedarf der Zustimmung 
der Pfarrerin oder des Pfarrers, wenn sie 
 
1. bei einer teilweisen Abordnung insgesamt 

länger als zwölf Monate dauert oder 
 
2. bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt 

länger als sechs Monate dauert oder 
 
3. zu einem anderen Dienstherrn erfolgt. 
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 (3) Die Abordnung zu einem anderen 
Dienstherrn wird von dem abgebenden im Ein-
verständnis mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn verfügt. Das Einverständnis ist schriftlich 
zu erklären. 
 
 (4) Für die abgeordneten Pfarrerinnen und 
Pfarrer sind die für den Bereich des aufneh-
menden Dienstherrn geltenden Vorschriften 
über die Rechte und Pflichten der Pfarrerinnen 
und Pfarrer entsprechend anzuwenden mit 
Ausnahme der Regelungen über die Amtsbe-
zeichnung (§ 29), die Zahlung von Bezügen, 
von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Ge-
burtsfällen und von Versorgung (§ 49 Absatz 
1). 
 

§ 78 
Zuweisung 

 

 (1) Eine Zuweisung ist die befristete oder 
unbefristete Übertragung einer der Ausbildung 
der Pfarrerin oder des Pfarrers entsprechen-
den Tätigkeit bei einer Einrichtung oder einem 
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Kirchengesetzes. Die Zuweisung kann 
ganz oder teilweise erfolgen. Die Rechtsstel-
lung der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt un-
berührt. 
 
 (2) Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen In-
teresse. Sie bedarf der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stel-
le oder einem Auftrag im Sinne des § 25 in 
einer Einrichtung, die ganz oder teilweise in 
eine privatrechtlich organisierte Einrichtung 
der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird, 
kann auch ohne ihre Zustimmung im kirchli-
chen Interesse eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zuge-
wiesen werden. 
 
 (4) Die Zuweisung endet mit Ablauf der 
festgelegten Dauer. Sie kann im dienstlichen 
oder kirchlichen Interesse beendet werden. 
 
 (5) Bei einer Zuweisung von insgesamt 
nicht mehr als einem Jahr tritt ein Verlust der 
Stelle nur mit Zustimmung der Pfarrerin oder 
des Pfarrers ein. Im Übrigen gilt § 76 entspre-
chend. 
 

§ 79 
Versetzung 

 

 (1) Versetzung ist die Übertragung einer 
anderen Stelle oder eines anderen Auftrages 
im Sinne des § 25 unter Verlust der bisherigen 
Stelle oder des bisherigen Auftrages. 

 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer können um der 
Unabhängigkeit der Verkündigung willen nur 
versetzt werden, wenn sie sich um die andere 
Verwendung bewerben oder der Versetzung 
zustimmen oder wenn ein besonderes kirchli-
ches Interesse an der Versetzung besteht. Ein 
besonderes kirchliches Interesse liegt insbe-
sondere vor, wenn 
 
1. die befristete Übertragung einer Stelle oder 

eines Auftrages im Sinne des § 25 endet, 
 
2. die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes 

endet, das mit der bisherigen Stelle oder 
dem bisherigen Auftrag im Sinne des § 25 
verbunden ist, 

 
3. aufgrund verbindlich beschlossener Stel-

lenplanung ihre Stelle aufgehoben wird, 
unbesetzt sein oder einen anderen Dienst-
umfang erhalten soll, oder wenn ihr Dienst-
bereich neu geordnet wird, 

 
4. es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen 

Gesamtbesetzung der Stellen im Bereich 
ihres Dienstherrn notwendig ist, 

 
5. in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bishe-

rigen Auftrag eine nachhaltige Störung in 
der Wahrnehmung des Dienstes gemäß    
§ 80 Absatz 1 und 2 festgestellt wird, 

 
6. sie wegen ihres Gesundheitszustandes in 

der Ausübung ihres bisherigen Dienstes 
wesentlich beeinträchtigt sind. 

 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allge-
meinen kirchlichen Stelle oder einem allgemei-
nen kirchlichen Auftrag im Sinne des § 25 so-
wie Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfar-
rer (§ 27), die keine Stelle innehaben, können 
über die in Absatz 2 genannten Gründe hinaus 
ohne ihre Zustimmung in eine andere Stelle 
oder einen anderen Auftrag versetzt werden, 
wenn dafür ein kirchliches Interesse besteht. 
 
 (4) Sieht das Recht der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen oder 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse vor, dass 
zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern, deren Dienst-
umfang jeweils eingeschränkt ist, gemeinsam 
eine Stelle übertragen werden kann, so kann, 
wenn das Pfarrdienstverhältnis einer beteilig-
ten Person verändert wird oder endet, auch 
die andere beteiligte Person versetzt werden. 
Die §§ 83 bis 85 sind anwendbar. 
 
 (5) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können durch Kirchengesetz 
je für ihren Bereich von den Regelungen des 
Absatzes 2 Satz 2 Nummer 3 und 4 und des 
Absatzes 4 abweichen. 
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§ 80 
Versetzungsvoraussetzungen 

und -verfahren 
 

 (1) Eine nachhaltige Störung in der Wahr-
nehmung des Dienstes im Sinne des § 79 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 5 liegt vor, wenn die Er-
füllung der dienstlichen oder der gemeindli-
chen Aufgaben nicht mehr gewährleistet ist. 
Das ist insbesondere der Fall, wenn das Ver-
hältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer und nicht unbeträchtlichen Teilen der Ge-
meinde zerrüttet ist oder das Vertrauensver-
hältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer und dem Vertretungsorgan der Gemeinde 
zerstört ist und nicht erkennbar ist, dass das 
Vertretungsorgan rechtsmissbräuchlich han-
delt. Die Gründe für die nachhaltige Störung 
müssen nicht im Verhalten oder in der Person 
der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen. 
 
 (2) Zur Feststellung der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 werden die erforderlichen Er-
hebungen durchgeführt. Der Beginn der Erhe-
bungen wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
mitgeteilt. Sofern nicht ausnahmsweise etwas 
anderes angeordnet wird, nehmen Pfarrerin-
nen und Pfarrer für die Dauer der Erhebungen 
den Dienst in der ihnen übertragenen Stelle 
oder in dem ihnen übertragenen Auftrag nicht 
wahr. Während dieser Zeit soll eine angemes-
sene Aufgabe übertragen werden. 
 
 (3) Zur Feststellung der Voraussetzungen 
des § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine 
amts- oder vertrauensärztliche Untersuchung 
angeordnet werden. § 91 Absatz 3 und 5 gilt 
entsprechend. 
 
 (4) Versetzungen zu einem anderen 
Dienstherrn bedürfen der Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers. Bei einem Wech-
sel des Dienstherrn wird die Versetzung von 
dem abgebenden im Einverständnis mit dem 
aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Pfarr-
dienstverhältnis wird mit dem neuen Dienst-
herrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des 
bisherigen. Auf die Rechtsstellung der Ver-
setzten sind die im Bereich des neuen Dienst-
herrn geltenden Vorschriften anzuwenden. 
 

§ 81 
Regelmäßiger Stellenwechsel 

 
 Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können durch Kirchengesetz ein 
besonderes Verfahren regeln, nach dem Ge-
meindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer     
(§ 27), die mindestens zehn Jahre in dersel-
ben Gemeinde tätig sind und das 57. Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben, versetzt wer-
den können. 
 

§ 82 
Umwandlung in ein 

Kirchenbeamtenverhältnis 
 

 Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers in ein 
Kirchenbeamtenverhältnis umgewandelt wer-
den, wenn ein dienstliches Interesse besteht. 
In diesem Fall wird das Pfarrdienstverhältnis 
als Kirchenbeamtenverhältnis fortgesetzt. Die 
Vorschriften über die Ordination (§§ 3 bis 7) 
und die daraus folgenden Rechte und Pflich-
ten bleiben unberührt. 
 

§ 83 
Versetzung in den Wartestand 

 

 (1) Wartestand ist die vorübergehende 
dienstrechtliche Stellung, in der einer Pfarrerin 
oder einem Pfarrer, ohne beurlaubt oder in 
den Ruhestand versetzt zu sein, weder eine 
Stelle noch ein anderer Auftrag im Sinne des  
§ 25 übertragen ist. 
 
 (2) Neben den anderen in diesem Kirchen-
gesetz genannten Fällen werden Pfarrerinnen 
und Pfarrer in den Wartestand versetzt, wenn 
eine Versetzung in eine andere Stelle in den 
Fällen des § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 
3 und 5 nicht durchführbar ist. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich 
bestimmen, dass eine Versetzung in den War-
testand nur dann erfolgen darf, wenn weder 
eine Stelle noch ein Auftrag im Sinne des § 25 
Absatz 2 übertragen werden kann. 
 
 (3) Anstelle einer Versetzung nach § 79 
Absatz 2 Satz 2 kann mit Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers eine Versetzung in 
den Wartestand erfolgen. 
 

§ 84 
Verfahren und Rechtsfolgen der 
Versetzung in den Wartestand 

 

 (1) Die Verfügung über die Versetzung in 
den Wartestand ist der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn 
des Wartestandes zurückgenommen werden. 
 
 (2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in 
der Verfügung ein anderer Zeitpunkt bestimmt 
wird, mit dem Ende des Monats, in dem der 
Pfarrerin oder dem Pfarrer die Versetzung in 
den Wartestand bekannt gegeben wird. 
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 (3) Während des Wartestandes besteht ein 
Anspruch auf Wartegeld nach Maßgabe der 
jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestim-
mungen. 
 

 (4) Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 
Absatz 2 in Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 
2 Nummer 5 können Pfarrerinnen und Pfarrern 
im kirchlichen Interesse Beschränkungen in 
der Ausübung von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakraments-
verwaltung auferlegt werden. Es kann be-
stimmt werden, dass ihre Bewerbungen der 
vorherigen Genehmigung einer aufsichtführen-
den Stelle bedürfen. 
 

§ 85 
Verwendung nach Versetzung 

in den Wartestand 
 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand 
sind verpflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung 
entsprechende Stelle oder einen ihrer Ausbil-
dung entsprechenden Auftrag im Sinne des    
§ 25 zu bewerben oder sich eine solche Stelle 
oder einen solchen Auftrag übertragen zu las-
sen. Sie können verpflichtet werden, sich in 
einer anderen Gliedkirche zu bewerben, wenn 
sie in dieser zur Bewerbung zugelassen wor-
den sind. 
 

 (2) Pfarrerinnen und Pfarrern im Warte-
stand kann jederzeit ein ihrer Ausbildung ent-
sprechender, befristeter Auftrag zur Wahrneh-
mung dienstlicher Aufgaben erteilt werden 
(Wartestandsauftrag). 
 

 (3) Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz 
Aufforderung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach 
Absatz 1 nicht nach oder nehmen sie ihren 
Dienst nach Absatz 2 nicht wahr, so verlieren 
sie für diese Zeit den Anspruch auf Wartegeld 
und Dienstbezüge. Die Möglichkeit, ein Diszi-
plinarverfahren einzuleiten, bleibt unberührt. 
 

§ 86 
Beendigung des Wartestandes 

 

 Der Wartestand endet mit 
 

1. der erneuten Übertragung einer Stelle oder 
eines Auftrages im Sinne des § 25, 

 

2. dem Eintritt oder der Versetzung in den 
Ruhestand oder 

 

3. der Beendigung des Pfarrdienstverhältnis-
ses. 

Kapitel 3 
Ruhestand 

 

§ 87 
Eintritt in den Ruhestand 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem 
Ende des Monats in den Ruhestand, in dem 
sie die Regelaltersgrenze erreichen. Sie errei-
chen die Regelaltersgrenze mit Vollendung 
des 67. Lebensjahres. Pfarrerinnen und Pfar-
rer im Schul- oder Hochschuldienst treten mit 
Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semes-
ters in den Ruhestand, in dem sie die Regel-
altersgrenze erreichen. 
 
 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. 
Januar 1947 geboren sind, erreichen die Re-
gelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres. Für Pfarrerinnen und Pfarrer, die 
nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, 
wird diese Regelaltersgrenze wie folgt ange-
hoben:1 
 
 (3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich durch Kirchengesetz eine abweichende 
Regelaltersgrenze festsetzen. 
 
 (4) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, 
kann der Eintritt in den Ruhestand mit Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers um bis 
zu drei Jahren hinausgeschoben werden. Bei 
Pfarrerinnen und Pfarrern im Schul- und Hoch-
schuldienst geschieht dies unter Berücksichti-
gung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder 
des Semesters. 
 

§ 88 
Ruhestand vor Erreichen 

der Regelaltersgrenze 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf 
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn 
 
1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben 

oder 
 
2. ihnen ein Grad der Behinderung von we-

nigstens 50 im Sinne des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist 
und sie das 62. Lebensjahr vollendet ha-
ben. 

 
 (2) Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein 
Grad der Behinderung von wenigstens 50 im 
Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
zuerkannt worden ist, und die vor dem 1. Ja-
nuar 1952 geboren sind, können auf eigenen 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden, 

1. Tabelle hier nicht abgedruckt 
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wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. 
Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad 
der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu-
erkannt worden ist, und die nach dem 31. De-
zember 1951 geboren sind, wird diese Alters-
grenze wie folgt angehoben:1 
 

 (3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich durch Kirchengesetz Altersgrenzen fest-
setzen, die von den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Altersgrenzen abweichen. 
 

 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in 
den Ruhestand versetzt werden, wenn aus 
Gründen, die in der Person oder in dem Ver-
halten der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, 
eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung 
des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2 fest-
gestellt wird und eine störungsfreie Wahrneh-
mung des Dienstes in einer anderen Stelle 
oder einem anderen Auftrag im Sinne des      
§ 25 nicht erwartet werden kann. 
 

§ 89 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, 

Verpflichtung zur Rehabilitation 
 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ru-
hestand zu versetzen, wenn sie wegen ihres 
körperlichen Zustands oder aus gesundheitli-
chen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflich-
ten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. 
Dienstunfähigkeit kann auch dann angenom-
men werden, wenn wegen Krankheit innerhalb 
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein 
Dienst geleistet wurde und keine Aussicht be-
steht, dass innerhalb weiterer sechs Monate 
wieder volle Dienstfähigkeit erlangt wird. 
 

 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Ver-
meidung einer drohenden Dienstunfähigkeit 
verpflichtet, an geeigneten und zumutbaren 
gesundheitlichen und beruflichen Rehabilita-
tionsmaßnahmen teilzunehmen. 
 

§ 90 
Begrenzte Dienstfähigkeit 

 
 (1) Von der Versetzung in den Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen wer-
den, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer 
Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen 
Dienstumfangs ausüben kann (begrenzte 
Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 5 gilt 
entsprechend. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse können abweichen-
de Regelungen erlassen. 

 (2) Der Dienstumfang der Pfarrerin oder 
des Pfarrers ist entsprechend der begrenzten 
Dienstfähigkeit herabzusetzen. 
 

§ 91 
Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

 
 (1) Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer 
die Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit, so wird die Dienstunfähig-
keit in der Regel aufgrund eines ärztlichen 
Gutachtens festgestellt, das die Pfarrerin oder 
den Pfarrer für dauernd unfähig hält, die 
Dienstpflichten zu erfüllen. 
 
 (2) Soll die Versetzung in den Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfol-
gen, so wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
unter Angabe der Gründe mitgeteilt, dass eine 
Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist. 
Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann innerhalb 
eines Monats Einwendungen erheben. Nach 
Ablauf der Frist wird über die Versetzung in 
den Ruhestand entschieden. Während des 
Verfahrens kann angeordnet werden, dass die 
Pfarrerin oder der Pfarrer die Dienstgeschäfte 
ruhen lässt. 
 
 (3) Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann ver-
pflichtet werden, ein ärztliches Gutachten über 
die Dienstfähigkeit vorzulegen und sich, falls 
dies für erforderlich gehalten wird, ärztlich be-
obachten zu lassen. 
 
 (4) Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfar-
rer trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung 
ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung, 
sich untersuchen oder beobachten zu lassen, 
so kann sie oder er so behandelt werden, als 
ob die Dienstunfähigkeit ärztlich bestätigt wor-
den wäre. Die Besoldung wird mit dem Ende 
des Monats, in dem die Versetzung in den Ru-
hestand bekannt gegeben wird, einbehalten, 
soweit sie das Ruhegehalt übersteigt. 
 
 (5) Gutachten, Untersuchungen und Beob-
achtungen sollen, soweit nicht im Einzelfall die 
Dienstunfähigkeit zweifelsfrei feststeht, durch 
Vertrauens- oder Amtsärztinnen und -ärzte er-
folgen, wenn nicht die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen oder gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich 
etwas anderes bestimmt haben. Gutachten 
entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie 
schließen die Erhebung weiterer Beweise 
nicht aus. 
 

§ 92 
Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand 
können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den 
Ruhestand versetzt werden. 

1. Tabelle hier nicht abgedruckt 
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 (2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand 
werden in den Ruhestand versetzt, wenn ih-
nen bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem 
Beginn des Wartestandes nicht erneut eine 
Stelle oder ein Auftrag im Sinne des § 25 
übertragen worden ist. Der Lauf der Frist ist 
gehemmt, solange ein Wartestandsauftrag ge-
mäß § 85 Absatz 2 wahrgenommen wird. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand 
können in den Ruhestand versetzt werden, 
wenn während des Wartestands neue Tatsa-
chen festgestellt werden, die, aus Gründen, 
die in der Person oder in dem Verhalten der 
Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine stö-
rungsfreie Wahrnehmung des Dienstes nicht 
erwarten lassen. 
 

§ 93 
Versetzung in den Ruhestand 

 
 (1) Die Versetzung in den Ruhestand wird 
von der für die Berufung zuständigen Stelle 
verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach     
§ 77 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand 
durch den abordnenden Dienstherrn im Be-
nehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn. 
Im Falle der Zuweisung nach § 78 wird das 
Einvernehmen mit der aufnehmenden Einrich-
tung oder dem aufnehmenden Dienstherrn 
hergestellt. 
 
 (2) Die Verfügung ist der Pfarrerin oder 
dem Pfarrer zuzustellen. Sie kann bis zum Be-
ginn des Ruhestandes zurückgenommen wer-
den. 
 
 (3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 
kein Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der Ruhe-
stand, abgesehen von den Fällen des Ruhe-
standes auf Antrag nach § 88 Absatz 1 und 2 
und des Ruhestandes wegen Dienstunfähig-
keit nach § 89 mit dem Ende des Monats, in 
dem die Versetzung in den Ruhestand be-
kannt gegeben worden ist. 
 

§ 94 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen 

des Ruhestandes 
 
 (1) Eintritt und Versetzung in den Ruhe-
stand setzen die Erfüllung einer versorgungs-
rechtlichen Wartezeit voraus, soweit kirchen-
gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 
 (2) Mit Beginn des Ruhestandes endet die 
Pflicht der Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienst-
leistung. Sie scheiden aus ihrer Stelle oder 
ihrem Auftrag aus und verlieren sonstige über-
tragene kirchliche Aufgaben oder Funktionen, 
soweit sie nicht im Einzelfall vorübergehend 

belassen werden. Sie erhalten Versorgungs-
bezüge nach den jeweils geltenden kirchenge-
setzlichen Bestimmungen des Versorgungs-
rechts. Im Übrigen bleibt ihre Rechtsstellung 
erhalten. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand 
behalten Auftrag und Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung. Ihnen kann mit ihrer Zustimmung wider-
ruflich ein pfarramtlicher oder ein anderer 
kirchlicher Dienst übertragen werden. Im kirch-
lichen Interesse können ihnen Beschränkun-
gen in der Ausübung von Auftrag und Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung, insbesondere bei der Vor-
nahme von Amtshandlungen, auferlegt wer-
den. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand 
unterstehen weiterhin der Lehr- und Diszipli-
naraufsicht. Sie sind weiterhin zu einer amts-
angemessenen Lebensführung verpflichtet. 
Sie haben insbesondere alles zu vermeiden, 
was den Zusammenhalt einer Gemeinde oder 
den Dienst anderer Ordinierter erschweren 
kann. 
 
 (5) Abweichend von den §§ 63 bis 67 be-
dürfen Nebentätigkeiten keiner Genehmigung. 
Eine Nebentätigkeit kann unter den Voraus-
setzungen des § 65 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
3 untersagt werden. 
 

§ 95 
Wiederverwendung nach Versetzung 

in den Ruhestand 
 

 (1) Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand 
kann erneut eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Stelle oder ein ihrer Ausbildung ent-
sprechender Auftrag im Sinne des § 25 über-
tragen werden, wenn die Gründe für die Ver-
setzung in den Ruhestand weggefallen sind. 
Sie sind auf Aufforderung verpflichtet, sich um 
eine Stelle zu bewerben und sich eine Stelle 
oder einen Auftrag übertragen zu lassen, 
wenn zu erwarten ist, dass sie den gesund-
heitlichen Anforderungen genügen werden. 
Sie erhalten Besoldung mindestens aus der 
Besoldungsgruppe ihrer letzten Verwendung. 
 
 (2) Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit 
kann in regelmäßigen Abständen überprüft 
werden. Zur Prüfung ihrer Dienstfähigkeit sind 
Pfarrerinnen und Pfarrer verpflichtet, sich nach 
Weisung ärztlich untersuchen zu lassen. § 91 
Absatz 3 und 5 ist anzuwenden. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Wei-
sung verpflichtet, zur Wiederherstellung ihrer 
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Dienstfähigkeit an geeigneten und zumutbaren 
gesundheitlichen und beruflichen Rehabilita-
tionsmaßnahmen teilzunehmen. 
 

Teil 7 
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses 

 
§ 96 

Beendigung 
 
 Das Pfarrdienstverhältnis endet außer 
durch den Tod durch Entlassung oder Entfer-
nung aus dem Dienst. 
 

§ 97 
Entlassung kraft Gesetzes 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Ge-
setzes entlassen, wenn sie 
 
1. die evangelische Kirche durch Austritts-

erklärung oder durch Übertritt zu einer an-
deren Religionsgemeinschaft verlassen 
oder 

 
2. nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur 

öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung verlieren oder 

 
3. den Dienst unter Umständen aufgeben, 

aus denen zu entnehmen ist, dass sie ihn 
nicht wieder aufnehmen wollen oder 

 
4. den Dienst trotz Aufforderung durch den 

Dienstherrn nicht aufnehmen oder 
 
5. durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Be-

urlaubung erkennen lassen, dass sie den 
Dienst nicht wieder aufnehmen wollen oder 

 
6. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder 

Dienstverhältnis zu einem anderen Dienst-
herrn treten, sofern kirchengesetzlich nicht 
etwas anderes bestimmt ist oder die für die 
Berufung zuständige Stelle keine andere 
Regelung trifft. 

 
 (2) Die für die Berufung zuständige Stelle 
entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 vorliegen und stellt den Tag der 
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses fest. 
 

§ 98 
Entlassung wegen einer Straftat 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Ge-
setzes entlassen, wenn sie in einem ordentli-
chen Strafverfahren durch Urteil eines deut-
schen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat 
zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem 
Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind. Die 
Entlassung aus dem Dienst wird einen Monat 
nach amtlicher Kenntnis der disziplinarauf-

sichtführenden Stelle von der Rechtskraft des 
strafgerichtlichen Urteils rechtswirksam, spä-
testens einen Monat nach Zugang der amtli-
chen Mitteilung bei der disziplinaraufsichtfüh-
renden Stelle. 
 
 (2) Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt 
nicht, wenn vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 
Satz 2 aus kirchlichem Interesse ein Diszipli-
narverfahren eingeleitet oder die Fortsetzung 
eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfah-
rens beantragt oder beschlossen wird. Ein An-
spruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines 
Disziplinarverfahrens besteht nicht. 
 
 (3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
oder fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der 
Pfarrer mit der Einleitung oder Fortsetzung 
dieses Verfahrens in den Wartestand. 
 
 (4) Wird eine Entscheidung, durch die die 
Entlassung nach Absatz 1 bewirkt worden ist, 
in einem strafgerichtlichen Wiederaufnahme-
verfahren rechtskräftig durch eine Entschei-
dung ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, 
so gilt das Pfarrdienstverhältnis als nicht 
unterbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
wird, soweit möglich, die Rechtsstellung ein-
geräumt, die sie oder er ohne die aufgehobe-
ne Entscheidung hätte. Die Möglichkeit, auf-
grund des im gerichtlichen Verfahren festge-
stellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen, bleibt unberührt. 
 

§ 99 
Entlassung ohne Antrag 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlas-
sen, wenn sie nicht in den Ruhestand versetzt 
werden können, weil eine versorgungsrechtli-
che Wartezeit nicht erfüllt ist. 
 
 (2) Die Entlassung wird mit Ablauf des Mo-
nats, der auf den Monat folgt, in dem die Ent-
lassungsverfügung zugestellt worden ist, wirk-
sam. 
 

§ 100 
Entlassung auf Antrag 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlas-
sen, wenn sie gegenüber dem Dienstherrn 
schriftlich ihre Entlassung verlangen. Die Er-
klärung kann zurückgenommen werden, so-
lange die Entlassungsverfügung noch nicht 
zugegangen ist. 
 
 (2) Die Entlassung ist für den beantragten 
Zeitpunkt auszusprechen. Mit Rücksicht auf 
dienstliche Belange kann sie längstens drei 
Monate, bei Pfarrerinnen und Pfarrern im 
Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum 
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Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semes-
ters, hinausgeschoben werden. 
 
 (3) Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit 
der Entlassung die Möglichkeit eingeräumt 
werden, im Falle der erfolgreichen Bewerbung 
auf eine Stelle in das Pfarrdienstverhältnis zu-
rückzukehren. Die Möglichkeit kann befristet 
werden. Sie ist zu widerrufen, wenn die für die 
Ausübung des pfarramtlichen Dienstes erfor-
derlichen persönlichen Voraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind. 
 

§ 101 
Verfahren und Rechtsfolgen 

der Entlassung 
 
 (1) Die Entlassung wird von der für die Be-
rufung zuständigen Stelle verfügt. Sie wird mit 
dem in der Entlassungsverfügung angegebe-
nen Zeitpunkt, jedoch frühestens mit ihrer Zu-
stellung wirksam. In den Fällen der Entlassung 
nach § 98 wird der durch das Kirchengesetz 
bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt. 
 
 (2) Nach der Entlassung besteht kein An-
spruch auf Besoldung, Versorgung oder sons-
tige Leistungen; die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse können je für ihren 
Bereich etwas anderes bestimmen. Wird die 
Entlassung im Laufe eines Kalendermonats 
wirksam, so können die für den Entlassungs-
monat gezahlten Dienstbezüge belassen wer-
den. 
 
 (3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, 
befristet oder unter Auflagen als laufende Zah-
lung oder als Einmalzahlung gewährt werden. 
 
 (4) Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin 
oder der Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen 
der §§ 5 und 29 Absatz 2 Auftrag und Recht 
zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung sowie das Recht zum Füh-
ren der Amtsbezeichnung und etwaiger kirchli-
cher Titel. 
 

§ 102 
Entfernung aus dem Dienst 

 
 Die Entfernung aus dem Dienst wird durch 
das Disziplinarrecht geregelt. 
 

Teil 8 
Rechtsschutz, Verfahren und 
Beteiligung der Pfarrerschaft 

 
§ 103 

Verwaltungsverfahren 
 
 Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstä-
tigkeit nach diesem Kirchengesetz gelten er-

gänzend die Bestimmungen des Verwaltungs-
verfahrens- und -zustellungsgesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, soweit 
diese nicht zu den Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes in Widerspruch stehen oder so-
weit nicht in diesem Kirchengesetz oder ande-
ren Kirchengesetzen der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas an-
deres bestimmt ist. 
 

§ 104 
Allgemeines Beschwerde- 

und Antragsrecht 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträ-
ge und Beschwerden vorbringen. Hierbei ist 
der Dienstweg einzuhalten. 
 
 (2) Richtet sich die Beschwerde gegen die 
unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelba-
ren Vorgesetzten, so kann sie unmittelbar bei 
der nächsthöheren vorgesetzten Stelle einge-
reicht werden. 
 
 (3) Die Beschwerde hat keine aufschieben-
de Wirkung. 
 

§ 105 
Rechtsweg, Vorverfahren 

 
 (1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarr-
dienstverhältnis ist nach Maßgabe des in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, den 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen jeweils geltenden Rechts der 
Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsge-
richten eröffnet. 
 
 (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse regeln je für ihren Bereich, 
ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorver-
fahren erforderlich ist. 
 
 (3) Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen folgende Maßnahmen haben keine auf-
schiebende Wirkung: 
 
1. Untersagung der Dienstausübung nach     

§ 21 Absatz 3, § 22 Absatz 4 und § 60 Ab-
satz 1, 

 
2. Abordnung nach § 77, 
 
3. Zuweisung nach § 78, 
 
4. Versetzung nach § 79, 
 
5. Versetzung in den Wartestand nach § 76 

Absatz 3, § 83 Absatz 2 und § 118 Abs. 6, 
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6. Versetzung in den Ruhestand nach § 88 
Absatz 4, § 91 Absatz 2 und 4 und § 92 
Absatz 2 und 3, 

 
7. Entlassung nach den §§ 97 und 98. 
 
 In den Fällen nach den Nummern 3 bis 7 
kann eine bisher innegehabte Stelle einer an-
deren Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer 
erst übertragen werden, wenn die angefochte-
ne Maßnahme bestandskräftig geworden ist. 
 

§ 106 
Leistungsbescheid 

 
 Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können nach Maßgabe ihres 
Rechts Ansprüche aus Pfarrdienstverhältnis-
sen durch Leistungsbescheid geltend machen. 
Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhe-
bung einer Klage zu verfolgen, bleibt unbe-
rührt. 
 

§ 107 
Beteiligung der Pfarrerschaft 

 
 (1) Bei der Vorbereitung allgemeiner 
dienstrechtlicher Vorschriften für Pfarrerinnen 
und Pfarrer, die nach Artikel 10 a der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land für die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse gelten sollen, erhält der 
Verband evangelischer Pfarrerinnen und Pfar-
rer in Deutschland e.V. Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Die Beteiligung der Pfarrerschaft 
bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtli-
cher Vorschriften der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse richtet sich 
nach dem dort jeweils geltenden Recht. 
 
 (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können die Beteiligung von 
Vertreterinnen und Vertretern der Pfarrer-
schaft bei Einzelmaßnahmen je für ihren Be-
reich regeln. 
 

Teil 9 
Sondervorschriften 

 
§ 108 

Privatrechtliches Dienstverhältnis 
 
 (1) In begründeten Einzelfällen können 
Pfarrerinnen und Pfarrer in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis beschäftigt werden. 
 
 (2) Die Vorschriften dieses Kirchengeset-
zes gelten sinngemäß, soweit sie nicht das 
Bestehen eines öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnisses voraussetzen. Die Evangelische 

Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je 
für ihren Bereich etwas anderes regeln. Bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses wegen 
Bezuges einer Rente oder vergleichbaren 
Leistung bleiben die Rechte aus der Ordina-
tion erhalten. § 94 Absatz 3 bis 5 gilt entspre-
chend. 
 

§ 109 
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit 

 
 (1) Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit   
(§ 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2) gelten die 
Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf 
Lebenszeit entsprechend, soweit nicht in die-
sem Kirchengesetz etwas anderes bestimmt 
ist. 
 
 (2) Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird 
durch die Berufung in das Pfarrdienstverhält-
nis auf Zeit begründet. Gleichzeitig erfolgt die 
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn 
diese nicht bereits gemäß § 10 Absatz 1 oder 
§ 20 Absatz 1 erfolgt ist. 
 
 (3) Die Berufungsurkunde muss die Worte: 
"in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen" 
enthalten. 
 
 (4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Zeit sind kraft Gesetzes auch 
entlassen durch 
 
1. Zeitablauf, 
 
2. Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6, 
 
3. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand 

nach Absatz 7, 
 
4. Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses auf Lebenszeit, 
 
5. Verlust der Stelle oder des Auftrages im 

Sinne des § 25 aufgrund einer Disziplinar-
entscheidung. 

 
 (5) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Zeit können im Einvernehmen 
mit dem beurlaubenden Dienstherrn vorzeitig 
entlassen werden, wenn festgestellt wird, dass 
die Voraussetzungen einer Versetzung in den 
Wartestand nach § 83 Absatz 2 vorliegen. 
 
 (6) Die Beurlaubung kann durch den be-
urlaubenden Dienstherrn im Einvernehmen mit 
dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses 
auf Zeit widerrufen werden. 
 
 (7) Eintritt und Versetzung in den Ruhe-
stand erfolgen bei dem beurlaubenden Dienst-
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herrn nach Maßgabe des bei ihm geltenden 
Rechts im Einvernehmen mit dem Dienstherrn 
des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit. 
 

§ 110 
Pfarrdienst in einer evangelischen 

Gemeinde deutscher Sprache 
oder Herkunft im Ausland 

 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrer können mit 
ihrer Zustimmung befristet für die Dauer der 
Beurlaubung aus einem Pfarrdienstverhältnis 
nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die 
Mitarbeit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in der Ökumene von der Evange-
lischen Kirche in Deutschland zu einer evan-
gelischen Gemeinde deutscher Sprache oder 
Herkunft im Ausland oder zu einer evangeli-
schen Kirche im Ausland entsandt werden und 
mit ihr ein Dienstverhältnis begründen. 
 
 (2) Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis 
zur Evangelischen Kirche in Deutschland nach 
Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mit-
arbeit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land in der Ökumene begründet. Dieses be-
inhaltet ein Aufsichts- und Fürsorgeverhältnis 
der entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland nach 
Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mit-
arbeit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land in der Ökumene. Pfarrerinnen und Pfarrer 
im Entsendungsverhältnis stehen weiter unter 
der Lehr- und Disziplinaraufsicht des Dienst-
herrn, der sie beurlaubt hat. 
 
 (3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstver-
hältnis der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land können mit ihrer Zustimmung einer evan-
gelischen Gemeinde deutscher Sprache oder 
Herkunft im Ausland zugewiesen werden. 
 

§ 111 
Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 

 
 (1) In das Pfarrdienstverhältnis im Ehren-
amt (§ 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3) kann be-
rufen werden, wer regelmäßig einen geordne-
ten kirchlichen Dienst im Sinne des § 1 Absatz 
2 versehen soll und die Voraussetzungen für 
die Ordination gemäß § 4 Absatz 1 und für die 
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Pro-
be gemäß § 9 erfüllt. 
 
 (2) Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienst-
verhältnis im Ehrenamt lautet "Pfarrerin im Eh-
renamt" oder "Pfarrer im Ehrenamt". 
 
 (3) Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 
wird durch die Berufung zur Pfarrerin oder 
zum Pfarrer im Ehrenamt unter Berufung in 
das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt begrün-
det. 

 (4) Die Berufungsurkunde muss die Worte: 
"unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im 
Ehrenamt" enthalten. 
 
 (5) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt 
erhalten keine Besoldung und keine Versor-
gung. 
 
 (6) Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehren-
amt gelten die Vorschriften über das Pfarr-
dienstverhältnis auf Lebenszeit entsprechend, 
soweit sie nicht ein besoldetes Dienstverhält-
nis voraussetzen und soweit in diesem Kir-
chengesetz nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Keine Anwendung finden die Regelungen über 
Aufnahmealter, Erreichbarkeit, Residenz-
pflicht, Abordnung, Zuweisung, Versetzung, 
Wartestand, Ruhestand und Entlassung bei 
Eintritt in ein anderes öffentliches Amts- oder 
Dienstverhältnis. 
 

§ 112 
Auftrag im Pfarrdienstverhältnis 

im Ehrenamt 
 
 (1) Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt 
wird ein regelmäßig wahrzunehmender Auf-
trag, insbesondere ein Predigtauftrag übertra-
gen. Der Auftrag kann zeitlich befristet wer-
den. Er ist örtlich zu beschränken. Der Auftrag 
soll durch eine Dienstbeschreibung geregelt 
werden. Übertragung und Änderung eines 
Auftrages bedürfen der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers. 
 
 (2) Der Auftrag endet 
 
1. mit Ablauf seiner Befristung, 
 
2. auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers 

im Ehrenamt, 
 
3. auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, 

in der der Auftrag ausgeübt wird, 
 
4. auf Antrag einer aufsichtführenden Person 

oder Stelle, 
 
5. mit Verlegung der Hauptwohnung außer-

halb der Gliedkirche der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, in der zuletzt ein ge-
ordneter kirchlicher Dienst ausgeübt wur-
de, sofern nicht im Einzelfall eine andere 
Regelung getroffen wird. 

 
§ 113 

Beendigung und Ruhen des 
Pfarrdienstverhältnisses im Ehrenamt 

 
 (1) Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 
endet außer in den in diesem Kirchengesetz 
genannten Fällen bei Erreichen der Regel-
altersgrenze (§ 87), bei Dienstunfähigkeit      
(§ 89) und wenn innerhalb von drei Jahren seit 
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Beendigung eines Auftrages kein anderer Auf-
trag übertragen wurde. § 5 findet Anwendung. 
 
 (2) Nach Beendigung eines Auftrages ruht 
das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt bis zur 
Erteilung eines neuen Auftrages. Die Rechte 
aus der Ordination ruhen im Sinne des § 5 Ab-
satz 5 Satz 2, sofern nicht etwas anderes be-
stimmt wird. Die Verpflichtung einen Auftrag 
zu übernehmen, bleibt bestehen, sofern die 
Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht 
beurlaubt ist. Die Rechte und Pflichten aus 
dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere 
Lebensführungs- und Verschwiegenheits-
pflichten, bleiben bestehen, soweit das Ruhen 
nicht entgegensteht. 
 

§ 114 
Besondere Regelungen für  

Pfarrdienstverhältnisse 
im Ehrenamt 

 
 (1) Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und 
Pfarrer im Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen 
richtet sich nach den Vorschriften des Beam-
tenversorgungsgesetzes des Bundes zum 
Dienstunfallschutz der Ehrenbeamten. Die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können je für ihren Bereich eine an-
dere Regelung treffen. 
 
 (2) Abweichend von den §§ 63 bis 67 be-
dürfen Nebentätigkeiten keiner Genehmigung. 
Eine Nebentätigkeit kann nur unter den Vo-
raussetzungen des § 65 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 3 untersagt werden. 
 
 (3) Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 
kann nicht in ein Pfarrdienstverhältnis anderer 
Art, ein solches Pfarrdienstverhältnis nicht in 
ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt umge-
wandelt werden. 
 
 (4) Das Nähere, insbesondere die mögliche 
Teilnahme der Pfarrerinnen und Pfarrer im Eh-
renamt an Pfarrkonventen und Sitzungen des 
Leitungsorgans der Gemeinde oder Einrich-
tung, in der sie regelmäßig Dienst tun, regeln 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich. 
 

Teil 10 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 115 

Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften, 
Beteiligung kirchlicher Stellen 

 
 Soweit in diesem Kirchengesetz keine an-
dere Zuständigkeit bestimmt ist, ist für Ent-

scheidungen nach diesem Kirchengesetz die 
jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehör-
de zuständig. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse können die in die-
sem Kirchengesetz bestimmten Anstellungs-
körperschaften sowie die Zuständigkeiten und 
Beteiligungen kirchlicher Stellen oder Amtsträ-
gerinnen und Amtsträger je für ihren Bereich 
in eigener Weise regeln. 
 

§ 116 
Vorbehalt für Staatskirchenverträge 

und Bestimmungen 
im Zusammenhang mit dem 

öffentlichen Dienst 
 
 (1) Besondere Bestimmungen in Verträgen 
mit dem Bund und mit den Ländern werden 
durch dieses Kirchengesetz nicht berührt. 
 
 (2) Soweit für ordinierte Hochschullehrerin-
nen und -lehrer der evangelischen Theologie 
an staatlichen Hochschulen oder für Pfarrerin-
nen und Pfarrer im Dienst anderer Personen 
des öffentlichen Rechts besondere Rechtsver-
hältnisse bestehen, bleiben diese unberührt. 
 

§ 117 
Regelungszuständigkeiten 

 
 (1) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse treffen die zur Ausführung 
dieses Kirchengesetzes erforderlichen Rege-
lungen. Sie können insbesondere Regelungen 
zur Ausgestaltung des Verfahrens erlassen. 
Abweichungen von Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes sind nur in den gesondert ge-
nannten Fällen möglich. 
 
 (2) Die Bestimmungen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse zu Ausbil-
dung, Prüfung, Besoldung, Versorgung, Er-
stattungen und sonstigen Leistungen, zur Er-
richtung und Besetzung von Stellen und Ertei-
lung von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visita-
tion und Lehrbeanstandung bleiben unberührt. 
 

§ 118 
Übergangsbestimmungen 

 

 (1) Die Gliedkirchen können die Begrün-
dung mittelbarer Pfarrdienstverhältnisse vor-
sehen. 
 
 (2) Die Gliedkirchen können bestimmen, 
dass die Ordination erst im Laufe der Probe-
zeit oder bei der Berufung in ein Pfarrdienst-
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verhältnis auf Lebenszeit stattfindet, sofern ihr 
Recht dies bei Inkrafttreten dieses Kirchenge-
setzes vorsieht. 
 
 (3) Neben einer Amtsbezeichnung nach 
diesem Kirchengesetz kann eine bei Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes nach dem Her-
kommen mit einer Stelle verbundene oder 
nach dem Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse bisher übliche Be-
zeichnung geführt werden. Gliedkirchen, die 
bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes die 
Amtsbezeichnung "Pfarrerin" oder "Pfarrer" 
ausschließlich im Falle des Innhabens einer 
Pfarrstelle verwenden, können Pfarrdienstver-
hältnisse im Ehrenamt als Pastorenverhältnis-
se im Ehrenamt mit der Amtsbezeichnung 
"Pastorin im Ehrenamt" oder "Pastor im Eh-
renamt" begründen. Gliedkirchen, die bei In-
krafttreten dieses Kirchengesetzes Ordinierte 
im Sinne des § 111 Absatz 1 in ein Prädikan-
tenverhältnis berufen, können von der Anwen-
dung der §§ 111 bis 114 ganz oder teilweise 
absehen. 
 
 (4) In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkraft-
treten dieses Kirchengesetzes aus kirchenver-
fassungsrechtlichen Gründen keine Visitation 
vorsieht, findet § 57 keine Anwendung. 
 
 (5) Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes Bestimmungen 
zum Vorruhestand oder von diesem Kirchen-
gesetz abweichende Regelungen zur Dauer 
von Beurlaubungen enthält, können diese Re-
gelungen beibehalten. Die Gliedkirchen kön-
nen aus dringenden kirchlichen Gründen vor-
sehen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Be-
gründung eines Pfarrdienstverhältnisses auf 
Lebenszeit ohne ihren Antrag im Teildienst be-
schäftigt werden können. 
 
 (6) Kirchengesetzliche Regelungen der 
Gliedkirchen, nach denen Pfarrerinnen und 
Pfarrer mit Genehmigung auf eine ihnen über-
tragene Stelle verzichten können, können fort-
geführt werden. Nach Genehmigung des Ver-
zichts soll der Pfarrerin oder dem Pfarrer vor-
läufig eine andere Aufgabe übertragen wer-
den. Ist die Übertragung einer anderen Stelle 
oder eines anderen Auftrages im Sinne des    
§ 25 innerhalb eines Jahres nach Genehmi-
gung des Verzichts nicht durchführbar, werden 
diese Pfarrerinnen und Pfarrer in den Warte-
stand versetzt. 
 
 (7) Kirchengesetzliche Regelungen der 
Gliedkirchen, die für die Versetzung und die 
Versetzung in den Wartestand engere Voraus-
setzungen vorsehen, können ganz oder teil-
weise beibehalten werden. 

 (8) Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes keine Versetzung 
in den Wartestand vorsieht, können von der 
Anwendung der Regelungen über den Warte-
stand ganz oder teilweise absehen. 
 

§ 119 
Bestehende Pfarrdienstverhältnisse 

 
 (1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
bestimmen sich die Rechtsverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer nach diesem Kir-
chengesetz. 
 
 (2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. 
 

§ 120 
Inkrafttreten 

 
 (1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evan-
gelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 
2011 in Kraft. 
 
 (2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung 
für die Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre 
Zustimmung erklärt haben. Für die Vereinigte 
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 
und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem 
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Zu-
stimmungen können bis zum 31. Dezember 
2012 erklärt werden. Den Zeitpunkt, zu dem 
dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt 
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land durch Verordnung. 
 

§ 121 
Außerkrafttreten 

 
 Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können dieses Kirchenge-
setz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft 
setzen. Für die Gliedkirchen der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 
kann das Außerkraftsetzen nur durch die Ver-
einigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands erklärt werden. Der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland stellt 
durch Verordnung fest, dass und zu welchem 
Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer 
Kraft getreten ist. 
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Kirchengesetz 
vom 17. November 2011 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Ordnung für das  

Diakonische Werk 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

(Diakoniegesetz) 
vom 25. April 1997 

in der Fassung vom 23. April 2009 
 

 Die Gesamtsynode hat das folgende Kir-
chengesetz erlassen, welches hiermit verkün-
det wird: 
 

Artikel 1 
 

 Das Kirchengesetz über die Ordnung für 
das Diakonische Werk der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Diakoniegesetz) vom 25. April 
1997 in der Fassung vom 23. April 2009 
(Gesetz- und Verordnungsblatt. Bd. 19 S. 103) 
wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Überschrift und dem Einleitungssatz 
wird der Klammerzusatz „(Synode evange-
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland)“ ersatzlos gestri-
chen. 

 

2. In § 1 Absätze 1 und 2 sowie Absatz 2 
Buchst. c und d; § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2, 
Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 1 und 2; § 3 Absatz 1 Satz 1, Absatz 
2 Satz 1 und 2 sowie Satz 2 Buchst. c und 
d, Absatz 3; § 4 Absatz 1 Satz 1 und 2, Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 Buchst. a, d, k und l;   
§ 5 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 
sowie § 6 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 
Satz 3 und 4 wird der Klammerzusatz 
„(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland)“ er-
satzlos gestrichen. 

 

3. § 3 Absatz 2 Satz 2 Buchst. e wird wie folgt 
neu gefasst: 

 

 „e. sicherstellen, dass alle Mitglieder ihrer 
Organe Kirchengemeinden von Mit-
gliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen oder Jüdischen Ge-
meinden angehören; die Mehrzahl der 
Organmitglieder soll Kirchengemeinden 
von Trägern (Abs. 1) oder Evangelisch-
altreformierten Kirchengemeinden an-
gehören,“ 

Artikel 2 
 
 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n  
 
 

Kirchengesetz 
vom 17. November 2011 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der 
Evangelisch-reformierten Kirche 

vom 23. April 1976 
in der Fassung vom 

20. Mai 2011 
 
 Die Gesamtsynode hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen, welches hiermit ver-
kündet wird: 
 

Artikel 1 
 
 Das Kirchengesetz über die Rechtsverhält-
nisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Evangelisch-reformierten Kirche vom 23. 
April 1976 in der Fassung vom 20. Mai 2011 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 182) 
wird wie folgt geändert: 
 
1. Nach § 2 wird folgender neuer § 3 einge-

fügt: 
 

„§ 3 
 
  (1) Für Beschäftigte als Lehrkräfte an 

allgemeinbildenden Schulen und berufsbil-
denden Schulen (Berufs-, Berufsfach- und 
Fachschulen) gelten die Sonderregelungen 
der Absätze 2 bis 4. 

 
  (2) Der Urlaub ist in den Schulferien zu 

nehmen. Wird die Lehrkraft während der 
Schulferien durch Unfall oder Krankheit 
arbeitsunfähig, so hat sie dies unverzüglich 
anzuzeigen. Die Lehrkraft hat sich nach 
Ende der Schulferien oder, wenn die 
Krankheit länger dauert, nach Wiederher-
stellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeitsleis-
tung zur Verfügung zu stellen. 

 
  (3) Für eine Inanspruchnahme der Lehr-

kraft während der den Urlaub in den Schul-
ferien übersteigenden Zeit gelten die Be-
stimmungen für die entsprechenden Beam-
ten. Sind entsprechende Beamte nicht vor-
handen, regeln dies die Betriebsparteien. 
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  (4) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf 
des Schulhalbjahres (31. Januar bzw. 31. 
Juli), in dem die Lehrkraft das 65. Lebens-
jahr vollendet hat.“ 

 
2. Der bisherige § 3 wird zu § 4. 
 

Artikel 2 
 
 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n  
 
 

Kirchengesetz 
vom 17. November 2011 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Anteile der 

Kirchengemeinden und Synodalverbände 
an der Landeskirchensteuer 

(Zuweisungsordnung) 
vom 18. November 2010 

 
 Die Gesamtsynode hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen, welches hiermit ver-
kündet wird: 
 

Artikel 1 
 
 Das Kirchengesetz über die Anteile der Kir-
chengemeinden und Synodalverbände an der 
Landeskirchensteuer (Zuweisungsordnung) 
vom 18. November 2010 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 19 S. 161) wird wie folgt geän-
dert: 
 
 § 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 2 
Anteile der Synodalverbände 

 
 (1) Die Anteile der Synodalverbände an 
der Landeskirchensteuer werden nach fol-
genden Maßstäben bemessen: 

 
 1. Ein Grundbetrag für jedes Gemeinde-

glied, 
 
 2. ein Betrag von 0,51 € für jedes Gemein-

deglied, der zweckgebunden ist für Auf-
wendungen, die dem Synodalverband 
für Maßnahmen zur Entlastung des Prä-
ses oder der Frau Präses entstehen. 
Die zweckgebundene Zuweisung ent-
fällt, wenn in dem Bereich des Synodal-

verbandes ein/eine Theologische/r Mit-
arbeiter/Mitarbeiterin tätig ist, dessen/
deren Dienstauftrag in der Entlastung 
des Präses/der Frau Präses besteht. 
Die zweckgebundene Zuweisung wird 
bei anderweitigen Personalentlastungs-
maßnahmen (z. B. Beauftragung) ent-
sprechend reduziert. 

 
  (2) Die für Kirchengemeinden geltenden 

Bestimmungen des § 1 Nr. 2 und 4 gelten 
für die Synodalverbände entsprechend.“ 

 
Artikel 2 

 
 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kirchengesetz vom 
17. November 2011 
zur Änderung des 
Kirchengesetzes 

über die Zustimmung zum 
Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, 

über die Ausführung des 
Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD 

sowie über die 
Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der Lippischen Landeskirche und der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
vom 20. Mai 2011 

 
 Die Gesamtsynode hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen, welches hiermit ver-
kündet wird: 
 

Artikel 1 
 
 Das Kirchengesetz über die Zustimmung 
zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, 
über die Ausführung des Verwaltungsgerichts-
gesetzes der EKD sowie über die Gemeinsa-
me Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Lippi-
schen Landeskirche und der Evangelisch-
reformierten Kirche vom 20. Mai 2011  
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 183) 
wird wie folgt neu gefasst: 
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Kirchengesetz 
über die Zustimmung und Ausführung des 

Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD 
(AG.VwGG.EKD) 

 
§ 1 

Zustimmung zum 
Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD 

 
 Die Evangelisch-reformierte Kirche stimmt 
dem Kirchengesetz über die Verwaltungsge-
richtsbarkeit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (Verwaltungsgerichtsgesetz der 
EKD - VwGG.EKD) vom 10. November 2010 
(ABl. EKD 2010 S. 320) zu. 
 

§ 2 
(Zu § 2 VwGG.EKD) 

 
 Als Verwaltungsgericht des ersten Rechts-
zuges wird das Verwaltungsgericht der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland bestimmt. 
 

§ 3 
(Zu § 18 VwGG.EKD) 

  
 (1) Die Erhebung der Klage zum Verwal-
tungsgericht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland setzt voraus, dass zuvor eine Wi-
derspruchs- bzw. Beschwerdeentscheidung 
des Moderamens der Gesamtsynode ergan-
gen ist. Widerspruch bzw. Beschwerde sind 
nur innerhalb eines Monats seit Bekanntgabe 
der angefochtenen Entscheidung zulässig. Die 
Klage muss innerhalb eines Monats nach Mit-
teilung der Widerspruchs- bzw. Beschwerde-
entscheidung des Moderamens der Gesamt-
synode erhoben werden. 
  
 (2) Der Widerspruch ist bei der Stelle ein-
zulegen, welche die angefochtene Entschei-
dung getroffen hat. Hilft diese Stelle dem Wi-
derspruch nicht ab, so ergeht ein Wider-
spruchsbescheid. Diesen erlässt das Modera-
men der Gesamtsynode. 
  
 (3) Die Klage ist ohne Widerspruchs- bzw. 
Beschwerdeverfahren zulässig, wenn das Mo-
deramen der Gesamtsynode entschieden hat 
oder Widerspruch bzw. Beschwerde durch 
Gesetz ausgeschlossen sind. 
 

§ 4 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen, 

Außerkrafttreten 
 

 (1) Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Juli 
2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Kirchenge-
setz über die Gemeinsame Verwaltungsge-
richtsbarkeit in der Lippischen Landeskirche 
und der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) (GVwGG) 

vom 14. November 2002 in der Fassung vom 
17. November 2005 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 18 S. 372) außer Kraft. 
 
 (2) Gerichtsanhängige Verfahren werden 
nach dem bisherigen Recht zu Ende geführt. 
 

Artikel 2 
 
 Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n  
 
 

Haushaltsgesetz 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

für das Rechnungsjahr 2012 
(01.01.2012 - 31.12.2012) 
vom 18. November 2011 

 
 Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Abs. 1 
des Kirchengesetzes über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen in 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Haus-
haltsordnung) vom 17. November 2005 in der 
Fassung vom 27. November 2008 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. Bd. 19, S. 86) das folgen-
de Haushaltsgesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 

 
§ 1 

Haushaltsplan  
 

 (1) Der Haushaltsplan (einschließlich Stel-
lenplan) der Evangelisch-reformierten Kirche 
für das Rechnungsjahr 2012 wird genehmigt 
und wie folgt festgestellt: 
 
 E i n n a h m e: 34.411.800,00 € 
 A u s g a b e: 34.411.800,00 € 
 
Darin enthalten:  Einzelplan 21 
     “Gesamtpfarrkasse” 
 
 Einnahme:     4.514.700,00 € 
 Ausgabe:    8.894.500,00 € 
 
     Einzelplan 32 
     “Landeskirchliche 
     Jugendarbeit” 
 
 Einnahme:         77.400,00 €   
 Ausgabe:       278.500,00 € 
 
 (2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnah-
me und Ausgabe werden im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt gegeben. 
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§ 2 
Haushaltsvermerke 

 
 (1) Die im Haushaltsplan mit “GD” versehe-
nen Titel sind innerhalb der betreffenden 
Gruppierungen und des Unterabschnitts 
gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfä-
higkeit weiterer Titel ergibt sich aus der ent-
sprechenden Anlage zum Haushaltsplan 
2012. 
 
 (2) Bei den mit “ED” versehenen Titeln be-
rechtigen Mehreinnahmen zu Mehrausgaben 
bei den jeweils entsprechenden Titeln. Auf die 
Anlage “Haushaltsvermerke” zum Haushalts-
plan 2012 wird verwiesen. 
 
 (3) Bei den mit “UE” gekennzeichneten Ti-
teln können nicht verbrauchte Mittel in das 
nächste Jahr übertragen werden. 
 

§ 3 
Mehreinnahmen, Minderausgaben 

 
 (1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben 
im Haushalt der Evangelisch-reformierten Kir-
che sind am Ende des Rechnungsjahres der 
Allgemeinen Haushaltsrücklage, Versorgungs-
rücklage oder einer landeskirchlichen Stiftung 
zuzuführen, soweit nicht durch Nachtrags-
haushalt anderes bestimmt wird. 
 
 (2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, 
soweit die Einnahmen die Ausgaben über-
schreiten, nicht den allgemeinen Haushalts-
rücklagen zuzuführen. Die Mehreinnahmen 
sind vielmehr am Schluss des Rechnungsjah-
res festzustellen und bei den Titeln des Haus-
haltsplanes für das folgende Rechnungsjahr 
nachzuweisen. 
 

§ 4 
Kassenkredite 

 
 Im Rechnungsjahr 2012 dürfen Kassenkre-
dite in Höhe bis zu insgesamt 2.550.000,00 € 
aufgenommen werden. 
 

§ 5 
Bürgschaften 

 
 Bürgschaften gemäß § 16 des Kirchenge-
setzes über das Haushalts- Kassen-, Rech-
nungs- und Prüfungswesen in der  Evange-
lisch-reformierten Kirche können bis zu einer 
Gesamthöhe von 250.000,00 € übernommen 
werden. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgeset-
zes 2012 der Evangelisch-reformierten Kirche: 
 

Zusammenstellung der Einzelpläne 2012 
Evangelisch-reformierte Kirche  

 

    Einnahmen Ausgaben 
    € € 

0100 Gesamtsynode                    0      119.900 
0200 Landeskirchen- 
 amt        740.200   2.572.900 
1100 Ausbildung kir- 
 chlicher Dienst                    0      227.500 
2100 Gesamtpfarr- 
 kasse      4.514.700   8.894.500 
2200 Versorgung      4.380.800 10.100.500 
3100 Kirchenmusi- 
 kalische Arbeit         136.900      327.300 
3200 Jugendarbeit           77.400      278.500 
6100 Publizistik           12.000      266.000 
6200 Öffentlichkeits- 
 arbeit                    0      123.800 
6300 Frauenarbeit             1.000        79.000 
6400 Gesamtkirch- 
 liche Aufgaben         128.100   4.061.900 
6500 Kostenbet.  
 Gesamtkirche           88.000   1.810.500 
8100 Vermögens- 
 verwaltung         298.700      859.500 
9100 Finanzver- 
 waltung    24.034.000   4.690.000 
     34.411.800 34.411.800 
 
 

Haushaltsgesetz 
des Diakonischen Werkes 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
für das Rechnungsjahr 2012 

(01.01.2012 - 31.12.2012) 
vom 18. November 2011 

 

 Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Abs. 1 
des Kirchengesetzes über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen in 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Haus-
haltsordnung) vom 17. November 2005 in der 
Fassung vom 27. November 2008 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 86) das folgen-
de Haushaltsgesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 

§ 1 
Haushaltsplan des Diakonischen Werkes 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
 

 (1) Der Haushaltsplan (einschließlich Stel-
lenplan) des Diakonischen Werkes der Evan-
gelisch-reformierten Kirche für das Rech-
nungsjahr 2012 wird genehmigt und wie folgt 
festgestellt: 
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 E i n n a h m e:   1.312.800 € 
 A u s g a b e:    1.312.800 € 
 

 (2) Die Ansätze des Einzelplanes in Ein-
nahme und Ausgabe werden im Gesetz- und 
Verordnungsblatt bekannt gegeben. 
 

§ 2 
Haushaltsvermerke 

 

 (1) Die im Haushaltsplan mit „GD“ versehe-
nen Titel sind innerhalb der betreffenden 
Gruppierungen gegenseitig deckungsfähig. 
Die Deckungsfähigkeit weiterer Titel  ergibt 
sich aus der entsprechenden Anlage zum je-
weiligen Haushaltsplan 2012. 
 

 (2) Bei den mit „ED“ versehenen Titeln be-
rechtigen Mehreinnahmen zu  Mehrausgaben 
bei den jeweils entsprechenden Titeln. Auf die 
Anlage „Haushaltsvermerke“ zum jeweiligen 
Haushaltsplan 2012 wird verwiesen. 
 

§ 3 
Mehreinnahmen, Minderausgaben 

 

 (1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben 
im Haushalt des Diakonischen Werkes werden 
über Titel 00.4110.00.9110 der allgemeinen 
Rücklage des Diakonischen Werkes zuge-
führt. 
 

 (2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, 
soweit die Einnahmen die Ausgaben über-
schreiten, nicht der allgemeinen Haushalts-
rücklage zuzuführen. Die  Mehreinnahmen 
sind vielmehr am Schluss des Rechnungsjah-
res festzustellen  und bei den Titeln des Haus-
haltsplanes für das folgende Rechnungsjahr 
nachzuweisen.  
 

§ 4 
Familienferienstätte Blinkfüer 

 

 Die Familienferienstätte wird gemäß § 53 
der Haushaltsordnung nach betriebswirtschaft-
lichen Grundsätzen verwaltet. Die Buchhal-
tung erfolgt nach den Regeln der kaufmänni-
schen Buchführung. Für die Familienferien-
stätte ist ein Wirtschaftsplan für 2012 aufge-
stellt und als Anlage dem Haushaltsplan bei-
gefügt. 
 

 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgeset-
zes 2012 des Diakonischen Werkes der Evan-
gelisch-reformierten Kirche: 
 

Zusammenstellung der Einzelpläne 2012 
Diakonisches Werk der 

Evangelisch-reformierte Kirche  
 

    Einnahmen Ausgaben 
    € € 

4100 Gesamtsynode      1.058.800   1.058.800 
4300 Konzessions- 
 abgabemittel         254.000      254.000 
       1.312.800   1.312.800 
 

 
Jahresrechnung 2010 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
 

 Nachdem die Berichte der Rechnungsprü-
fer zur Kenntnis genommen und die Titelüber-
schreitungen des Rechnungsjahres 2010 ge-
nehmigt wurden, stellt die Gesamtsynode  
gem. § 69 Abs. 1 Nr. 11 der Kirchenverfas-
sung die vom Landeskirchenamt gelegte Jah-
resrechnung der Gesamtsynodalkasse ein-
schließlich der Gesamtpfarrkasse für das 
Rechnungsjahr 2010 fest und beschließt mit 
Mehrheit die Entlastung des Moderamens der 
Gesamtsynode. 
 

 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n  
 
 

Jahresrechnung 2010 
des Diakonischen Werkes  

der Evangelisch-reformierten Kirche 
 

 Nachdem die Berichte der Rechnungsprü-
fer zur Kenntnis genommen wurden, stellt die 
Gesamtsynode gem. § 69 Abs. 1 Nr. 11 der 
Kirchenverfassung die vom Diakonischen 
Werk gelegte Jahresrechnung einschließlich 
des Jahresabschlusses der Familienferienstät-
te Blinkfüer für das Rechnungsjahr 2010 fest 
und beschließt mit Mehrheit die Entlastung 
des Diakonieausschusses. 
 

 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n  
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Anteile 
der Kirchengemeinden 
und Synodalverbände 

an der Landeskirchensteuer 2012 
 
 Die Gesamtsynode nimmt den folgenden 
Beschluss des Moderamens der Gesamtsyno-
de zur Kenntnis: 
 

 Gemäß § 3 Absatz 2 der Zuweisungsord-
nung in der ab dem 1. Januar 2012 geltenden 
Fassung wird beschlossen: 
 

 Der Grundbetrag für das Rechnungsjahr 
2012 beträgt: 
 

1. gemäß § 1 Nr. 1 der Zuweisungsordnung 
13,75 € für jedes Gemeindeglied, 

 

2. gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Zuweisungs-
ordnung 1,16 € für jedes Gemeindeglied. 

 

 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 
 
 
 

Beschluss 
der Gesamtsynode 

über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der Evangelisch-reformierten Kirche 

vom 17. November 2011 
 

 Die Gesamtsynode hat beschlossen: 
 

 Die Gesamtsynode genehmigt gem. § 84 
Abs. 2 Kirchenverfassung die vom Modera-
men der Gesamtsynode am 16. November 
2011 beschlossene Aufhebung des Kirchen-
vertrages zwischen der Lippischen Landeskir-
che und der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) über eine 
Gemeinsame Kirchliche Verwaltungsgerichts-
barkeit vom 8. Dezember 1980/14. Januar 
1981 in der Fassung vom 30. August/5. Sep-
tember 2005 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 
18 S. 376) zum 31. Dezember 2011. 
 

 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Nachwahl 
in den Diakonieausschuss 

 
 Die IV. Gesamtsynode hat auf ihrer Ta-
gung am 17. November 2011  
 
  Hilde, O t t e r, Weener 
 
in den Diakonieausschuss der Gesamtsynode 
nachgewählt. 
 
 L e e r, den 18. November 2011 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n 
 
 

Kirchenvertrag 
über die gemeinsame pastorale Begleitung 

und pfarramtliche Versorgung 
der Evangelisch-reformierten 

Kirchengemeinde Accum 
und der Evangelisch-reformierten 

Kirchengemeinde 
Dykhausen-Neustadtgödens 
vom 2./7./12. Dezember 2011 

 

Die Evangelisch-reformierte Kirchengemeinde 
Accum, vertreten durch den Kirchenrat 
 
und 
 
die Evangelisch-reformierte Kirchengemeinde 
Dykhausen-Neustadtgödens, vertreten durch 
den  Kirchenrat 
 
sowie 
 
die Evangelisch-reformierte Kirche, vertreten 
durch das Moderamen der Gesamtsynode 
 
und  
 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Olden-
burg, vertreten durch den Oberkirchenrat, 
 
schließen zur Regelung der pastoralen Beglei-
tung und pfarramtlichen Versorgung den fol-
genden Vertrag: 
 

§ 1 
Grundlegung 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirchenge-
meinde Accum und die Evangelisch-
reformierte Kirchengemeinde Dykhausen-
Neustadtgödens arbeiten – bei Wahrung ihrer 
rechtlichen Selbstständigkeit – im Bereich der 
pastoralen Begleitung und pfarramtlichen Ver-
sorgung zusammen.  
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 (2) Dieser Vertrag wird zunächst befristet 
auf fünf Jahre geschlossen. Zwischen der 
Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
Accum und der Evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde Dykhausen-Neustadtgödens 
sollen Verhandlungen und die Geltendma-
chung von Rechten und Pflichten vom Geist 
der Geschwisterlichkeit bestimmt sein. Macht 
einer der Vertragspartner geltend, wegen 
einer Änderung der bei Abschluss zu Grunde 
liegenden Verhältnisse am Vertrag nicht fest-
halten zu können, ist der andere zur Aufnah-
me freundschaftlicher Verhandlungen ver-
pflichtet. 
 
 (3) In der jeweiligen Kirchengemeinde 
nimmt der Kirchenrat die Leitung wahr. Diese 
umfasst die geistliche Leitung (Hirtenamt) und 
Aufsicht, die rechtliche Vertretung nach innen 
und außen und die wirtschaftliche Verwaltung. 
 

§ 2 
Pastorale Begleitung und 
pfarramtliche Versorgung 

 

 (1) Der/Die Pfarrstelleninhaber(in) der 
Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
Accum erhält im Rahmen der in Abs. 2 gere-
gelten pastoralen Begleitung und pfarramtli-
chen Versorgung der Evangelisch-reformier-
ten Kirchengemeinde Dykhausen-Neustadt-
gödens die Stellung eines/einer Pastoren/in 
der Evangelisch-reformierten Kirche mit den 
damit verbundenen Rechten und Pflichten. Die 
in Satz 1 genannte Stellung bezieht sich ins-
besondere auf seine pfarramtliche Tätigkeit 
sowie die Mitgliedschaft im Kirchenrat der 
Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
Dykhausen-Neustadtgödens. Besoldungs-, 
Versorgungs- und Beihilfeansprüche des 
Pfarrstelleninhabers der Evangelisch-refor-
mierten Kirchengemeinde Accum an die Evan-
gelisch-reformierte Kirche werden ausdrück-
lich ausgeschlossen; insoweit wird auf Abs. 3 
verwiesen. 
 
 (2) Die beteiligten Kirchengemeinden ha-
ben jeweils für sich Sorge für die Regelung 
der Urlaubs- und Vertretungsdienste zu tra-
gen.   
 
 (3) Die Evangelisch-reformierte Kirche be-
teiligt sich entsprechend des Anteils der Ge-
meindeglieder der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde Dykhausen-Neustadtgödens 
an der Gesamtzahl der in den Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinden Accum und 
Dykhausen-Neustadtgödens zu betreuenden 
Gemeindeglieder an der Besoldung und Ver-
sorgung des Pfarrstelleninhabers/der Pfarr-
stelleninhaberin der Evangelisch-Lutherischen 

Kirche in Oldenburg. Die Anzahl der Gemein-
deglieder wird jeweils zum 1. September eines 
jeden Jahres für ein Jahr festgestellt. Des 
Weiteren werden die für die Vertretung der 
Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
Dykhausen-Neustadtgödens entstandenen 
Dienstreisekosten erstattet. Der/Die Pfarrstel-
leninhaber(in) ist während seiner/ihrer Tätig-
keit bei der Evangelisch-reformierten Kirchen-
gemeinde Dykhausen-Neustadtgödens über 
die Rahmenverträge der Evangelisch-
reformierten Kirche versichert. 
 

§ 3 
Sonstige Kosten 

 
 Die Kosten für die laufende Verwaltung 
(Bürobedarf, Telefonkosten, Porto etc.) wer-
den von der Evangelisch-reformierten Kirchen-
gemeinde Accum und der Evangelisch-
reformierten  Kirchengemeinde Dykhausen-
Neustadtgödens entsprechend des § 2 Abs. 3 
Satz 1 und 2 getragen. Falls darüber hinaus 
Kosten entstehen, sind diese durch Belege 
nachzuweisen und dem Kostenverhältnis ent-
sprechend von der jeweiligen Kirchengemein-
de zu tragen.  
 

§ 4 
Beginn und Beendigung des Vertrages 

 
 (1) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2012 in 
Kraft und wird zunächst befristet auf fünf Jahre 
geschlossen.  
 
 (2) Nach Ablauf der Fünf-Jahres-Frist ver-
längert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, 
solange die derzeitige Pastorin oder der der-
zeitige Pastor der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde Accum Inhaber/in der dorti-
gen Pfarrstelle ist. Nach dem Ausscheiden der 
derzeitigen Pfarrstelleninhaberin oder des der-
zeitigen Pfarrstelleninhabers der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Accum wird 
über die Verlängerung des Vertrages in den 
Gremien der beiden Kirchengemeinden bera-
ten und beschlossen. Eine Beschlussfassung 
gegen die Mehrheit der Vertreter einer Kir-
chengemeinde ist unzulässig.  
 
 A c c u m, den 2. Dezember 2011 

 
Der Kirchenrat der 

Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde Accum 

 
H u i s k e n 

 

B ö r g m a n n 
 

H a r m s 
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 A c c u m, den 2. Dezember 2011 
 

Der Kirchenrat der 
Evangelisch-reformierten 

Kirchengemeinde 
Dykhausen-Neustadtgödens 

 
L e r c h e 

 
G e r d e s 

 
J ü r g e n s 

 
 L e e r, den 12. Dezember 2011  
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

D u in 
 

S c h m i d t 
 

A l l i n 
 
 O l d e n b u r g, den 7. Dezember 2011  
 

Der Oberkirchenrat 
 

F r i e d r i c h s 
 

J a n s s e n 
 

 
 

Kirchenvertrag 
vom 17. November 2011 

zur Änderung des 
Kirchenvertrages 

zwischen 
dem Bund Evangelisch-reformierter 

Kirchen in der 
Bundesrepublik Deutschland 

und 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

in Nordwestdeutschland 
vom 15. November 1986 

 
Der Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in 
Deutschland 
 
– vertreten durch den Präses im Auftrag des 
Moderamens – 
 
und 
 
die Evangelisch-reformierte Kirche (vormals 
Evangelisch-reformierte Kirche in Nordwest-
deutschland) 
 
– vertreten durch das Moderamen der Ge-
samtsynode – 
 
schließen den folgenden Kirchenvertrag: 

Artikel 1 
 
 Der Kirchenvertrag zwischen dem Bund 
Evangelisch-reformierter Kirchen in der Bun-
desrepublik Deutschland und der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 
vom 15. November 1986 wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. Artikel 7 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen. 
 
2. Artikel 9 Absatz 1 wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 
  „(1) Das als Anlage 2 beigefügte 

Schlussprotokoll gilt als Bestandteil dieses 
Kirchenvertrages.“ 

 
3. Der Wortlaut der Anlage 1 wird ersatzlos 

gestrichen. 
 
4. Der Wortlaut von § 12 der Anlage 2 wird 

ersatzlos gestrichen. 
 

Artikel 2 
 
 Dieser Kirchenvertrag tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 E m d e n, den 17. November 2011 
 

Der Präses des Moderamens 
 

S e n g e b u s c h 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

S c h m i d t 
 

Dr. W e u s m a n n 
 
 
 
 

Kirchenvertrag 
zwischen der 

Evangelisch-reformierten 
Gemeinde Braunschweig 

und 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

vom 17. November 2011 
 

Präambel 
 
Die Evangelisch-reformierte Gemeinde Braun-
schweig und die Evangelisch-reformierte Kir-
che sind auf synodalverbandlicher und ge-
samtkirchlicher Ebene freundschaftlich eng 
verbunden.  
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Diese enge freundschaftliche Bindung soll nun 
in der vollen synodalen Gemeinschaft aufge-
hen. Deshalb schließen 
 

die Evangelisch-reformierte Gemeinde Braun-
schweig, vertreten durch das Presbyterium, 
 

und 
 

die Evangelisch-reformierte Kirche, vertreten 
durch das Moderamen der Gesamtsynode, 
 

nachdem die Gemeindeversammlung der 
Evangelisch-reformierten Gemeinde Braun-
schweig und die Gesamtsynode der Evange-
lisch-reformierten Kirche der vollen synodalen 
Gemeinschaft zugestimmt haben, zur weiteren 
Ordnung der Rechtsverhältnisse und des Zu-
sammenwirkens den folgenden 
 

Kirchenvertrag: 
 

§ 1 
Volle Synodale Gemeinschaft 

 

 (1) Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig tritt der Evangelisch-
reformierten Kirche in voller synodaler Ge-
meinschaft mit allen Rechten und Pflichten als 
Kirchengemeinde bei, soweit dieser Kirchen-
vertrag nicht etwas anderes bestimmt. 
 

 (2) Das Ziel dieses Kirchenvertrages ist die 
vollständige Zugehörigkeit der Evangelisch-
reformierten Gemeinde Braunschweig zur 
Evangelisch-reformierten Kirche. Jede Ände-
rung des Vertrages oder der Anlagen erfolgt 
mit dem Ziel, den vollständigen Zusammen-
schluss im Sinne von Absatz 1 zu erreichen. 
 

§ 2 
Die Kirchengemeinde 

 

 (1) Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig gehört als Kirchengemeinde 
dem Synodalverband X und mit ihm der Evan-
gelisch-reformierten Kirche mit allen Rechten 
und Pflichten an, soweit dieser Kirchenvertrag 
keine abweichenden Regelungen trifft. 
 

 (2) Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig pflegt die Gemeinschaft mit 
dem Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in 
Deutschland. Die sich aus Absatz 1 ergeben-
den Pflichten sind vorrangig zu den Verpflich-
tungen der Evangelisch-reformierten Gemein-
de Braunschweig gegenüber dem Bund Evan-
gelisch-reformierter Kirchen in Deutschland. 

§ 3 
Bestand 

 

 Das Gebiet der Evangelisch-reformierten 
Gemeinde Braunschweig erstreckt sich auf 
das Gebiet des früheren Landes Braun-
schweig in den Grenzen vom 1. Januar 1945 
unter Berücksichtigung von in der Zwischen-
zeit getroffener kirchenrechtlicher Regelun-
gen. 
 

§ 4 
Zusammenarbeit 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig hat an den Aufgaben, Lasten, 
Angeboten und Einrichtungen der  Evange-
lisch-reformierten Kirche in gleichem Maße 
Anteil wie alle anderen Kirchengemeinden der 
Evangelisch-reformierten Kirche. 
 
 (2) Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
sind dem Vollzug der Zusammenarbeit durch 
unterschiedliche Traditionen und kirchenver-
tragliche Bindungen Grenzen gesetzt. Die Ver-
tragschließenden bleiben bemüht, die volle 
Zusammenarbeit schrittweise auf alle Lebens-
äußerungen der Evangelisch-reformierten Kir-
che zu erstrecken. 
 

§ 5 
Finanzielle Zusammenarbeit 

 

 (1) Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig erhält Landeskirchensteuer-
zuweisungen nach dem Kirchengesetz über 
die Anteile der Kirchengemeinden und Syno-
dalverbände an der Landeskirchensteuer 
(Zuweisungsordnung) vom 18. November 
2010 in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 (2) Für die Umsetzung der vollen synoda-
len Gemeinschaft im wirtschaftlichen Bereich 
gilt die Anlage 2 zu diesem Kirchenvertrag. 
 

§ 6 
Übergangsbestimmungen 

 

 (1) Die ersten allgemeinen Wahlen zum 
Presbyterium finden in der Evangelisch-
reformierten Gemeinde Braunschweig zeit-
gleich mit den nächsten allgemeinen Wahlen 
in den anderen Kirchengemeinden der Evan-
gelisch-reformierten Kirche statt. Bis dahin 
bleiben die nach bisherigem Recht gewählten 
Inhaber gemeindlicher Ämter im Amt. Im Ein-
zelfall notwendig werdende Nach- oder Ergän-
zungswahlen oder -berufungen werden nach 
den Bestimmungen der Kirchenverfassung 
vorgenommen. 
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 (2) Das Presbyterium wählt auf seiner ers-
ten Sitzung nach Inkrafttreten dieses Kirchen-
vertrages für den Rest der laufenden Amtszeit 
die Abgeordneten der Evangelisch-refor-
mierten Kirchengemeinde Braunschweig zur 
Synode des Synodalverbandes X. 
 

§ 7 
Weitere Vereinbarungen 

 

 (1) Änderungen dieses Kirchenvertrages, 
welche den in diesem Kirchenvertrag festge-
legten Bestand oder die Rechtslage der Evan-
gelisch-reformierten Gemeinde Braunschweig 
beeinträchtigen, bedürfen zu ihrem Inkrafttre-
ten der Zustimmung der Gemeindeversamm-
lung der Evangelisch-reformierten Gemeinde 
Braunschweig. 
 

 (2) Kirchenglieder, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Kirchenvertrages der Evangelisch-
reformierten Gemeinde Braunschweig ange-
hörten, gehören dieser auch weiterhin an. So-
fern Kirchenglieder der Evangelisch-
reformierten Gemeinde Braunschweig in das 
Gebiet einer anderen Kirchengemeinde der 
Evangelisch-reformierten Kirche ziehen, wer-
den sie Kirchenglieder dieser Gemeinde. Die 
Möglichkeit einer Umgemeindung gemäß § 8 
Abs. 6 Kirchenverfassung kann genutzt wer-
den.  
 

 (3) Für die Evangelisch-reformierte Ge-
meinde Braunschweig findet das EKD-
Mitgliedschaftsrecht Anwendung. Die Mitglie-
derverwaltung erfolgt mit dem Meldewesen-
verfahren der Evangelisch-reformierten Kirche 
durch das Kirchenamt in Zusammenarbeit mit 
der Evangelisch-reformierten Gemeinde 
Braunschweig. 
 

§ 8 
Auseinandersetzungen 

 

 (1) Dieser Kirchenvertrag ist unkündbar. 
 

 (2) Macht einer der Vertragschließenden 
geltend, infolge schwerwiegender Veränderun-
gen in den äußeren Umständen an einer oder 
mehreren Vereinbarungen dieses Kirchenver-
trages nicht mehr festhalten zu können, ist die 
andere Vertragschließende zur Aufnahme 
freundschaftlicher Verhandlungen verpflichtet. 
 

 (3) Für die Geltendmachung von Rechten 
und Pflichten aus diesem Kirchenvertrag ist 
die Kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit der 
Evangelisch-reformierten Kirche ausschließ-
lich zuständig. 

§ 9 
Vertragsbestandteile 

 
 Die Anlagen 1 und 2 zu diesem Kirchen-
vertrag sind Bestandteil dieses Kirchenvertra-
ges. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
 (1) Dieser Kirchenvertrag tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 

 (2) Gleichzeitig tritt die Vereinbarung zwi-
schen der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) und der 
Evangelisch-reformierten Gemeinde Braun-
schweig über die Zulassung von Umgemein-
dungen vom 11. Mai/19. Juni 1998 außer 
Kraft. 
 
 (3) Dieser Kirchenvertrag wird ohne die An-
lage 2 im Gemeindebrief der Evangelisch-
reformierten Gemeinde Braunschweig und im 
Gesetz- und Verordnungsblatt der Evange-
lisch-reformierten Kirche veröffentlicht. 
 
 E m d e n, den 17. November 2011 
 

Das Presbyterium der  
Evangelisch-reformierten Gemeinde 

Braunschweig 
 

K u h l m a n n 
 

Dr. D o l i n s c h e k 
 

R a s c h e 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

S c h m i d t 
 

Dr. W e u s m a n n 
 

Anlage 1: 
 

Gemeindestatut 
der 

Evangelisch-reformierten Gemeinde 
Braunschweig 

 
§ 1 

Name 
 
 Die Kirchengemeinde führt den Namen 
„Evangelisch-reformierte Gemeinde Braun-
schweig“. 
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§ 2 
Gemeindeorgane 

 
 Die Evangelisch-reformierte Gemeinde 
Braunschweig hat abweichend von § 37 der 
Kirchenverfassung keine Gemeindevertretung. 
Die Aufgaben der Gemeindevertretung wer-
den durch das Presbyterium wahrgenommen, 
sofern sie nicht auf die Gemeindeversamm-
lung übertragen wurden. 
 

§ 3 
Die Gemeindeversammlung 

 
 Neben den Aufgaben gemäß § 43 Absatz 1 
der Kirchenverfassung beschließt die Gemein-
deversammlung auch: 
 
1. über die Entgegennahme der Jahresrech-

nung und die Entlastung des Presbyte-
riums sowie die Feststellung des Haus-
haltsplanes, 

 
2. die Änderung des Gemeindestatutes. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
 (1) Diese Statut tritt mit dem Inkrafttreten 
des Kirchenvertrages zwischen der Evange-
lisch-reformierten Gemeinde Braunschweig 
und der Evangelisch-reformierten Kirche vom 
17. November 2011 in Kraft. 
 
 (2) Mit Inkrafttreten dieses Statutes tritt die 
Gemeindeordnung der Evangelisch-refor-
mierten Gemeinde Braunschweig vom 5. Sep-
tember 2004 außer Kraft. 
 
 

Kirchenvertrag 
zwischen der 

Evangelisch-Reformierten 
Gemeinde Göttingen 

und 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

vom  
17. November/8. Dezember 2011 

 

Präambel 
 
Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde Göt-
tingen und die Evangelisch-reformierte Kirche 
sind auf synodalverbandlicher und gesamt-
kirchlicher Ebene durch die Kirchenverträge 
vom 14./25. November 1986 und 8. April/16. 
Mai 1988 freundschaftlich eng verbunden.  
Diese enge freundschaftliche Bindung soll nun 
in der vollen synodalen Gemeinschaft aufge-
hen. Deshalb schließen, nachdem die Ge-
meindeversammlung der Evangelisch-

Reformierten Gemeinde Göttingen und die 
Gesamtsynode der Evangelisch-reformierten 
Kirche der vollen synodalen Gemeinschaft zu-
gestimmt haben, 
 
die Evangelisch-Reformierte Gemeinde Göt-
tingen, vertreten durch das Presbyterium, 
 
und 
 
die Evangelisch-reformierte Kirche, vertreten 
durch das Moderamen der Gesamtsynode, 
 
zur weiteren Ordnung der Rechtsverhältnisse 
und des Zusammenwirkens den folgenden 
 

Kirchenvertrag: 
 

§ 1 
Volle Synodale Gemeinschaft 

 
 (1) Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde 
Göttingen tritt der Evangelisch-reformierten 
Kirche in voller synodaler Gemeinschaft mit al-
len Rechten und Pflichten als Kirchengemein-
de bei, soweit dieser Kirchenvertrag nicht et-
was anderes bestimmt. 
 
 (2) Das Ziel dieses Kirchenvertrages ist die 
vollständige Zugehörigkeit der Evangelisch-
Reformierten Gemeinde Göttingen zur Evan-
gelisch-reformierten Kirche. Jede Änderung 
des Vertrages oder der Anlagen erfolgt mit 
dem Ziel, den vollständigen Zusammen-
schluss im Sinne von Absatz 1 zu erreichen. 
 

§ 2 
Die Kirchengemeinde 

 
 (1) Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde 
Göttingen gehört als Kirchengemeinde dem 
Synodalverband IX (Plesse) und mit ihm der 
Evangelisch-reformierten Kirche mit allen 
Rechten und Pflichten an, soweit dieser Kir-
chenvertrag keine abweichenden Regelungen 
trifft. 
 
 (2) Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde 
Göttingen pflegt die Gemeinschaft mit dem 
Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in 
Deutschland. Die sich aus Absatz 1 ergeben-
den Pflichten sind vorrangig zu den Verpflich-
tungen der Evangelisch-Reformierten Gemein-
de Göttingen gegenüber dem Bund Evange-
lisch-reformierter Kirchen in Deutschland. 
 

§ 3 
Bestand 

 
 Das Gebiet der Evangelisch-Reformierten 
Gemeinde Göttingen umfasst das am 1. Janu-
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ar 1987 ausgewiesene Gebiet der Stadt Göt-
tingen mit Ausnahme des Ortsteiles Deppolds-
hausen. 
 

§ 4 
Zusammenarbeit 

 
 (1) Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde 
Göttingen hat an den Aufgaben, Lasten, Ange-
boten und Einrichtungen der Evangelisch-
reformierten Kirche in gleichem Maße Anteil 
wie alle anderen Kirchengemeinden der Evan-
gelisch-reformierten Kirche. 
 
 (2) Im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
sind dem Vollzug der Zusammenarbeit durch 
unterschiedliche Traditionen Grenzen gesetzt. 
Die Vertragschließenden bleiben bemüht, die 
volle Zusammenarbeit schrittweise auf alle Le-
bensäußerungen der Evangelisch-reformierten 
Kirche zu erstrecken. 
 

§ 5 
Finanzielle Zusammenarbeit 

 
 (1) Die Evangelisch-Reformierte Gemeinde 
Göttingen erhält Landeskirchensteuerzu-
weisungen nach dem Kirchengesetz über die 
Anteile der Kirchengemeinden und Synodal-
verbände an der Landeskirchensteuer 
(Zuweisungsordnung) vom 18. November 
2010 in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 (2) Für die Umsetzung der vollen synoda-
len Gemeinschaft im wirtschaftlichen Bereich 
gilt die Anlage 2 zu diesem Kirchenvertrag. 
 

§ 6 
Übergangsbestimmungen 

 
 (1) Die ersten allgemeinen Wahlen zum 
Kirchenrat finden in der Evangelisch-
Reformierten Gemeinde Göttingen zeitgleich 
mit den nächsten allgemeinen Wahlen in den 
anderen Kirchengemeinden der Evangelisch-
reformierten Kirche statt. Bis dahin bleiben die 
nach bisherigem Recht gewählten Inhaber ge-
meindlicher Ämter im Amt. Im Einzelfall not-
wendig werdende Nach- oder Ergänzungs-
wahlen oder -berufungen werden nach den 
Bestimmungen der Kirchenverfassung vorge-
nommen. 
 
 (2) Die bisherigen Abgeordneten der Evan-
gelisch-Reformierten Gemeinde Göttingen zur 
Synode des Synodalverbandes IX (Plesse) 
bleiben für den Rest der laufenden Amtszeit 
im Amt. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 7 
Weitere Vereinbarungen 

 
 (1) Änderungen dieses Kirchenvertrages, 
welche den in diesem Kirchenvertrag festge-

legten Bestand der Evangelisch-Reformierten 
Gemeinde Göttingen beeinträchtigen, bedür-
fen zu ihrem Inkrafttreten der Zustimmung der 
Gemeindeversammlung der Evangelisch-
Reformierten Gemeinde Göttingen. 
 
 (2) Kirchenglieder, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Kirchenvertrages der Evangelisch-
Reformierten Gemeinde Göttingen angehör-
ten, gehören dieser auch weiterhin an. Sofern 
Kirchenglieder der Evangelisch-Reformierten 
Gemeinde Göttingen in das Gebiet einer an-
deren Kirchengemeinde der Evangelisch-
reformierten Kirche ziehen, werden sie Kir-
chenglieder dieser Gemeinde. Die Möglichkeit 
einer Umgemeindung gemäß § 8 Abs. 6 Kir-
chenverfassung kann genutzt werden.  
 

§ 8 
Auseinandersetzungen 

 
 (1) Dieser Kirchenvertrag kann nur im 
gegenseitigen Einvernehmen aufgehoben 
werden.  
 
 (2) Macht einer der Vertragschließenden 
geltend, infolge schwerwiegender Veränderun-
gen in den äußeren Umständen an einer oder 
mehreren Vereinbarungen dieses Kirchenver-
trages nicht mehr festhalten zu können, ist die 
andere Vertragschließende zur Aufnahme 
freundschaftlicher Verhandlungen verpflichtet. 
 
 (3) Für die Geltendmachung von Rechten 
und Pflichten aus diesem Kirchenvertrag ist 
die Kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit der 
Evangelisch-reformierten Kirche ausschließ-
lich zuständig. 
 

§ 9 
Vertragsbestandteile 

 
 Die Anlagen 1 und 2 zu diesem Kirchen-
vertrag sind Bestandteil dieses Kirchenvertra-
ges. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
 (1) Dieser Kirchenvertrag tritt am 1. Januar 
2013 in Kraft. 
 
 Gleichzeitig tritt der Kirchenvertrag zwi-
schen der Evangelisch-Reformierten Gemein-
de Göttingen und der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 
vom 15./24. November 1986 außer Kraft. 
 
 (2) Der Kirchenvertrag wird ohne die Anla-
ge 2 im Gemeindebrief der Evangelisch-
Reformierten Gemeinde Göttingen und im Ge-
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setz- und Verordnungsblatt der Evangelisch-
reformierten Kirche veröffentlicht. 
 
 G ö t t i n g e n, den 8. Dezember 2011 
 

Das Presbyterium der  
Evangelisch-Reformierten Gemeinde 

Göttingen 
 

R e h b e i n 
 

P e l t n e r 
 

F r i c k e m e i e r 
 
 E m d e n, den 17. November 2011 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

S c h m i d t 
 

Dr. W e u s m a n n 
 
 
Anlage 1: 
 

Gemeindestatut 
der 

Evangelisch-Reformierten 
Gemeinde Göttingen 

 
§ 1 

Name 
 
 Die Kirchengemeinde führt den Namen 
„Evangelisch-Reformierte Gemeinde Göttin-
gen“. 
 

§ 2 
Gemeindeorgane 

 
 Die Evangelisch-Reformierte Kirchenge-
meinde Göttingen hat abweichend von § 37 
der Kirchenverfassung keine Gemeindevertre-
tung. Die Aufgaben der Gemeindevertretung 
werden durch das Presbyterium wahrgenom-
men, sofern sie nicht auf die Gemeindever-
sammlung übertragen wurden. 
 

§ 3 
Die Gemeindeversammlung 

 
 (1) Die Gemeindeversammlung ist abwei-
chend von § 42 der Kirchenverfassung zwei-
mal jährlich einzuberufen. Die Gemeindever-
sammlung soll jeweils im Frühjahr und im 
Herbst einberufen werden. 
 
 (2) Neben den Aufgaben gemäß § 43 Ab-
satz 1 der Kirchenverfassung beschließt die 
Gemeindeversammlung auch: 

1. über die Entgegennahme der Jahresrech-
nung und die Entlastung des Presbyte-
riums sowie die Feststellung des Haus-
haltsplanes, 

 
2. die Änderung des Gemeindestatutes. 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
 (1) Dieses Statut tritt mit dem Inkrafttreten 
des Kirchenvertrages zwischen der Evange-
lisch-Reformierten Gemeinde Göttingen und 
der Evangelisch-reformierten Kirche vom 17. 
November 2011 in Kraft. 
 
 (2) Mit Inkrafttreten dieses Statutes tritt die 
Gemeindeordnung der Evangelisch-Refor-
mierten Gemeinde Göttingen vom 15. Oktober 
2008 außer Kraft. 
 
 

Kirchenvertrag 
zwischen der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
in Hamburg 

und der 
Evangelisch-reformierten Kirche 

vom 17. November 2011 
 

Präambel 
 
Die Evangelisch-reformierte Kirche in Hamburg 
hat ihre Wurzeln in der reformierten Gemeinde, 
die 1588 in Stade und 1602 in Altona gegrün-
det wurde. Christen aus den Niederlanden und 
Frankreich, die nach blutigen Protestantenver-
folgungen im 16. und 17. Jahrhundert ihre Hei-
mat verließen, haben das Leben dieser Ge-
meinde bestimmt.  
 
Unter dem Namen Evangelisch-reformierte Kir-
che in Hamburg haben sich die folgenden drei 
in Hamburg bestehenden reformierten Ge-
meinden am 29. Oktober 1975 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1976 zusammengeschlossen: 
 
 1. Deutsche Evangelisch-Reformierte Ge-

meinde in Hamburg, 
 2. Evangelisch-reformierte Gemeinde in 

Hamburg-Altona und 
 3. Französisch-Reformierte Gemeinde in 

Hamburg. 
 
Die Evangelisch-reformierte Gemeinde in 
Hamburg-Altona war Mitglied der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 
und ist am 18. April 1975 mit Zustimmung der 
synodalen Gremien aus der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 
ausgeschieden um in der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg aufzugehen. 
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Die Evangelisch-reformierte Kirche in Ham-
burg und die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Nordwestdeutschland (jetzt: Evangelisch-
reformierte Kirche) waren seit dem Zusam-
menschluss auf synodalverbandlicher und ge-
samtkirchlicher Ebene freundschaftlich ver-
bunden.  
 
Diese freundschaftliche Bindung soll nun in 
der vollen synodalen Gemeinschaft aufgehen. 
Deshalb schließen 
 
die Evangelisch-reformierte Kirche in Ham-
burg, vertreten durch den Kirchenrat, 
 
und 
 
die Evangelisch-reformierte Kirche, vertreten 
durch das Moderamen der Gesamtsynode, 
 
- nachdem die Gemeindeversammlung der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Hamburg 
und die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche der vollen synodalen Ge-
meinschaft zugestimmt haben - zur weiteren 
Ordnung der Rechtsverhältnisse und des Zu-
sammenwirkens den folgenden 
 

Kirchenvertrag: 
 

§ 1 
Volle Synodale Gemeinschaft 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg tritt der Evangelisch-reformierten 
Kirche in voller synodaler Gemeinschaft mit al-
len Rechten und Pflichten als Kirchengemein-
de bei, soweit dieser Kirchenvertrag nicht et-
was anderes bestimmt. 
 
 (2) Das Ziel dieses Kirchenvertrages ist die 
vollständige Zugehörigkeit der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg zur Evange-
lisch-reformierten Kirche. Jede Änderung des 
Vertrages oder der Anlagen 1 und 2 erfolgt mit 
dem Ziel, den vollständigen Zusammen-
schluss im Sinne von Absatz 1 zu erreichen. 
 

§ 2 
Die Kirchengemeinde 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg gehört als Kirchengemeinde dem 
Synodalverband VIII und mit ihm der Evange-
lisch-reformierten Kirche mit allen Rechten 
und Pflichten an, soweit dieser Kirchenvertrag 
keine abweichenden Regelungen trifft. 
 
 (2) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg pflegt die Gemeinschaft mit dem 
Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in 
Deutschland. Die sich aus Absatz 1 ergeben-

den Pflichten gehen im Falle eines Wider-
spruchs mit den sich aus diesem Absatz, Satz 
1, ergebenden Verpflichtungen vor. 
 

§ 3 
Gemeindestatut 

 
 Mit dem Inkrafttreten dieses Kirchenvertra-
ges tritt das Gemeindestatut gemäß § 50 der 
Kirchenverfassung für die Evangelisch-
reformierte Kirche in Hamburg vom 13. No-
vember 2011 in der in der Anlage 1 zu diesem 
Kirchenvertrag niedergelegten Fassung in 
Kraft. 
 

§ 4 
Zusammenarbeit 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg hat an den Aufgaben, Lasten, 
Angeboten und Einrichtungen der Evange-
lisch-reformierten Kirche in gleichem Maße 
Anteil wie alle anderen Kirchengemeinden, 
soweit Anlage 2 zu diesem Kirchenvertrag 
nicht etwas anderes bestimmt. 
 
 (2) Im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
sind dem Vollzug der Zusammenarbeit durch 
unterschiedliche Traditionen und kirchenver-
tragliche Bindungen Grenzen gesetzt.  
 
 (3) Änderungen der Anlage 2 bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit übereinstimmender Be-
schlüsse des Konsistoriums der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg und des Mo-
deramens der Gesamtsynode sowie der Be-
kanntmachung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt. 
 

§ 5 
Kirchensteuer 

 
 (1) In Anlehnung an den Kirchensteuerbe-
schluss der Evangelisch-reformierten Kirche 
erhebt die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg einen Kirchenbeitrag von allen Kir-
chengliedern, die gemäß Mitgliederverzeichnis 
bereits vor dem 1. Januar 2012 Kirchenglied 
der Evangelisch-reformierten Kirche in Ham-
burg waren. 
 
 (2) Die Evangelisch-reformierte Kirche er-
hebt die Kirchensteuer von allen Kirchenglie-
dern, die nach dem 31. Dezember 2011 Kir-
chenglied der Evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde Hamburg geworden sind.  
 

§ 6 
Weitere Vereinbarungen 

 
 (1) Änderungen dieses Kirchenvertrages, 
welche den in diesem Kirchenvertrag 
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festgelegten Bestand der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg beein-
trächtigen, bedürfen zu ihrem Inkrafttreten der 
Zustimmung der Gemeindeversammlung der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Hamburg. 
 
 (2) Kirchenglieder die vor dem Inkrafttreten 
dieses Kirchenvertrages der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg angehörten, 
gehören dieser auch weiterhin an. Sie sind 
gleichzeitig Glieder der Evangelisch-
reformierten Kirche. Sofern Kirchenglieder der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Hamburg 
in das Gebiet einer anderen Kirchengemeinde 
der Evangelisch-reformierten Kirche ziehen, 
werden sie Kirchenglieder dieser Gemeinde. 
Die Möglichkeit einer Umgemeindung gemäß 
§ 8 Absatz 6 Kirchenverfassung kann genutzt 
werden.  
 
 (3) Für die Evangelisch-reformierte Kirche 
in Hamburg findet das EKD-Mitglied-
schaftsrecht Anwendung. Die Mitglieder-
verwaltung erfolgt mit dem Melde-
wesenverfahren der Evangelisch-reformierten 
Kirche durch das Kirchenamt in Zusammen-
arbeit mit der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Hamburg. 
 
 (4) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg trennt innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Kirchenvertrages den 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb des Alten-
hofes rechtlich von der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg ab, sodass 
keine vermögensrechtlichen Rückgriffs-
möglichkeiten in das übrige Vermögen der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Hamburg 
mehr bestehen.  
 

§ 7 
Übergangsbestimmungen 

 

 (1) Die ersten allgemeinen Wahlen zum 
Kirchenrat finden in der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg zeitgleich mit 
den nächsten allgemeinen Wahlen in den 
anderen Kirchengemeinden der Evangelisch-
reformierten Kirche statt. Bis dahin bleiben die 
nach bisherigem Recht gewählten Inhaber Kir-
chengemeindlicher Ämter im Amt. Im Einzelfall 
notwendig werdende Nach- oder Ergänzungs-
wahlen oder -berufungen werden nach den 
Bestimmungen der Kirchenverfassung vorge-
nommen. 
 
 (2) Die bisherigen Abgeordneten der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Hamburg 
zur Synode des Synodalverbandes VIII 
bleiben für den Rest der laufenden Amtszeit 
im Amt. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 8 
Auseinandersetzungen 

 

 (1) Dieser Kirchenvertrag kann nur im 
gegenseitigen Einvernehmen aufgehoben 
werden.  
 

 (2) Macht einer der Vertragschließenden 
geltend, infolge schwerwiegender Verän-
derungen in den äußeren Umständen an 
Vereinbarungen dieses Kirchenvertrages nicht 
mehr festhalten zu können, ist die andere Ver-
tragschließende zur Aufnahme freund-
schaftlicher Verhandlungen verpflichtet. 
 

 (3) Für die Geltendmachung von Rechten 
und Pflichten aus diesem Kirchenvertrag ist 
die Kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit der 
Evangelisch-reformierten Kirche ausschließ-
lich zuständig. 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 

 (1) Die Anlagen 1 und 2 zu diesem 
Kirchenvertrag sind Bestandteile dieses 
Kirchenvertrages. 
 

 (2) Dieser Kirchenvertrag tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 

 (3) Gleichzeitig tritt der Kirchenvertrag zwi-
schen der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Hamburg und der Evangelisch-reformierten 
Kirche in Nordwestdeutschland vom 15./30. 
März 1977 in der Fassung vom 1./28. März 
2000 außer Kraft. 
 

 E m d e n, den 17. November 2011 
 

Der Kirchenrat der  
Evangelisch-reformierten Kirche 

in Hamburg 
 

B u d a c k 
 

H o l t z 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

S c h m i d t 
 

Dr. W e u s m a n n 
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Anlage 1: 
 

Statut 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

in Hamburg 
 

§ 1 
Die Gemeinde 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg ist ein Glied der Kirche Jesu Christi. 
Sie will teilnehmen an dem Dienst, den 
Christus in der Welt tut. Sie lässt sich leiten 
durch das Wort der Heiligen Schrift Alten und 
Neuen Testaments. Sie hört dabei auf das 
Bekennen ihrer Vorfahren im Glauben und ist 
sich ihrer Verantwortung für Gegenwart und 
Zukunft bewusst.  
 
 (2) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg gehört als Kirchengemeinde der 
Evangelisch-reformierten Kirche mit allen 
Rechten und Pflichten an, soweit dieses Statut 
keine abweichenden Regelungen trifft. 
 
 (3) Die Gemeinde führt den Namen 
„Evangelisch-reformierte Kirche in Hamburg“. 
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in der Freien und Hansestadt 
Hamburg. 
 

§ 2 
Bestand 

 
 Das Gebiet der Evangelisch-reformierten 
Kirche in Hamburg umfasst das Gebiet der 
Freien und Hansestadt Hamburg.  
 

§ 3 
Kirchenmitgliedschaft 

 
 (1) Die Zugehörigkeit zur Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg als einer Kir-
chengemeinde der Evangelisch-reformierten 
Kirche regelt sich im Rahmen des von der 
Evangelischen Kirche in Deutschland gesetz-
ten Kirchenmitgliedschaftsrechts. 
 
 (2) Gemeindeglieder sind alle Evangelisch-
reformierten (Konfessionsmerkmal „fr“ und 
„rf“), die im Bereich der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg ihren Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Im 
Übrigen gilt § 6 Abs. 2 des Kirchenvertrages 
vom 17. November 2011. 
 

§ 4 
Gemeindeversammlung 

 
 (1) Die Gemeindeversammlung im Sinne 
des § 43 der Kirchenverfassung ist oberstes 
Entscheidungsgremium der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg. 

 (2) Die Gemeindeversammlung wählt die  
Kirchenältesten und die Pfarrer und Pfarrerin-
nen. 
 

§ 5 
Konsistorium 

 
 (1) In der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Hamburg werden die Rechte und Pflichten 
der Gemeindevertretung vom Konsistorium 
wahrgenommen. 
 
 (2) Das Konsistorium besteht aus allen am-
tierenden und ehemaligen Mitgliedern des Kir-
chenrates, die diesem mindestens 6 Jahre an-
gehört haben. 
 
 (3) Die Mitgliedschaft im Konsistorium en-
det durch Ausscheiden aus der Gemeinde 
oder Niederlegung des Amtes. 
 
 (4) Die Mitglieder des Konsistoriums sind in 
besonderer Weise verpflichtet, am Leben der 
Gemeinde aktiv teilzunehmen. Sie dürfen die 
Übernahme kirchlicher Aufgaben im Sinne von 
§ 9 Absatz 2 der Kirchenverfassung nur ableh-
nen, wenn sie einen zwingenden Hinderungs-
grund dartun. 
 
 (5) Neben den Aufgaben, die gemäß der 
Kirchenverfassung und anderer Kirchengeset-
ze der Gemeindevertretung zusammen mit 
dem Kirchenrat übertragen sind, ist das Kon-
sistorium zuständig 
 
1. für die Bildung des Wahlaufsatzes bei der 

Pfarrerwahl, 
 
2. für die Entscheidung über den Einspruch 

bei dieser Wahl.  
 
3. für die Bestellung der Rechnungsprüfer, 
 
4. für die Mitwirkung bei der Versetzung der 

Pfarrerinnen und Pfarrer in den Ruhestand, 
bei der Entlassung der Pfarrerinnen und 
Pfarrer sowie für die Regelung der Neben-
folgen,  

 
5. für das Widerspruchsrecht nach § 69 Ab-

satz 2 der Kirchenverfassung gegen die 
Einführung von der Gesamtsynode be-
schlossener neuer Agenden, Gesangbü-
cher und Lehrpläne. 

 
 (6) Das Konsistorium ist bei Anwesenheit 
von der Hälfte seiner Mitglieder, unter ihnen 
zumindest ein beschlussfähiger Kirchenrat, 
beschlussfähig (§ 40 der Kirchenverfassung).  
 
 (7) Über Gegenstände, die nicht auf der 
Tagesordnung stehen, kann nur ein Beschluss 
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gefasst werden, wenn keiner der Anwesenden 
widerspricht. 
 
 (8) Auf Antrag von 5 Mitgliedern ist das 
Konsistorium innerhalb von drei Wochen nach 
Antragseingang zu einer außerordentlichen 
Sitzung einzuberufen. Der Antrag muss die 
Gegenstände der Tagesordnung für die einzu-
berufende Versammlung enthalten.  
 

§ 6 
Der Kirchenrat 

 
 (1) In besonderer Weise ist der Kirchenrat 
für die Leitung und Verwaltung der Gemeinde 
unter dem Wort Gottes verantwortlich. 
 
 (2) In seiner Verantwortung wacht der Kir-
chenrat darüber, dass die Gemeinde ihren 
Auftrag wahrnimmt. Er sorgt dafür, dass die 
Gemeinde ihre Verpflichtungen erfüllt und ihre 
Rechte wahrt. Er nimmt alle Angelegenheiten 
wahr, soweit sie nicht einem anderen Organ 
zugewiesen sind. 
 
 (3) Wahlen zum Kirchenrat finden alle zwei 
Jahre statt. Jeweils ein Drittel der 
Kirchenratsmitglieder wird neu gewählt. 
 
 (4) Die Amtszeit eines Kirchenratsmitglieds 
beträgt sechs Jahre; unmittelbare Wiederwahl 
ist nur einmal zulässig.  
 
 (5) Der Kirchenrat wählt sich jeweils nach 
den Wahlen zum Kirchenrat von den in der 
Gemeindeversammlung gewählten Mitgliedern 
in geheimer Wahl eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden (Präses des Kirchenrates) und 
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen 
stellvertretenden Vorsitzenden (Kassahalter 
des Kirchenrates).  
 
 (6) Neben den Mitgliedern nach § 11 Kir-
chenverfassung gehört der Verwaltungsleiter 
oder die Verwaltungsleiterin der Kirchenkanz-
lei mit beratender Stimme dem Kirchenrat an. 
 
 (7) In seine Ausschüsse kann der Kirchen-
rat auch Mitglieder berufen, die nicht dem Kir-
chenrat angehören. 
 
 (8) Zur Vorbereitung der Sitzungen des Kir-
chenrates wird ein Geschäftsführender Aus-
schuss gebildet. Ihm gehören an die oder der 
Präses, die Kassahalterin oder der Kassahal-
ter, die vorsitzende Pfarrerin oder der vorsit-
zende Pfarrer sowie die Verwaltungsleiterin 
oder der Verwaltungsleiter. 
 
 (9) Der Geschäftsführende Ausschuss trägt 
dafür Sorge, dass die Beschlüsse der kirchen-
leitenden Gremien ausgeführt werden. 

§ 7 
Inkrafttreten, Änderungen 

 
 (1) Dieses Gemeindestatut tritt zu dem 
Zeitpunkt in Kraft, zu dem in der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg die Kirchen-
verfassung und das Recht der Evangelisch-
reformierten Kirche in Kraft treten. Gleichzeitig 
tritt in der Evangelisch-reformierten Gemeinde 
Hamburg die bisherige Kirchenordnung vom 7. 
Juni 2009 außer Kraft. 
 
 (2) Änderungen dieses Statuts können nur 
im Wege des § 50 der Kirchenverfassung vor-
genommen werden. 
 
 
Anlage 2: 
 

§ 1 
Finanzielle Beteiligung 

 
 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg beteiligt sich gemäß § 4 Absatz 1 
des Kirchenvertrages an der Gesamtsynodal-
kasse 
 
a) mit einem Beitrag in Höhe von 12 vom 

Hundert ihres Kirchenbeitragsaufkommens 
nach § 5 Abs. 1 des Kirchenvertrages, 

 
b) durch die Übertragung der Kirchen-

steuererhebung nach § 5 Absatz 2 des 
Kirchenvertrages auf die Evangelisch-
reformierte Kirche. 

 
 (2) Der Beitrag gemäß Absatz 1 Buchst. a) 
ist mit monatlichen Abschlagszahlungen zu 
leisten. Nach Abschluss eines jeden 
Kalenderjahres erfolgt eine Schlussab-
rechnung und die Schlusszahlung für das 
entsprechende Kalenderjahr wird fällig. 
 
 (3) Sobald die Evangelisch-reformierte Kir-
che in Hamburg die Besoldungs- und Versor-
gungslasten gem. § 2 nicht mehr aus ihren 
laufenden Kirchenbeitragsaufkommen finan-
zieren kann, gehen diese vollständig auf die 
Evangelisch-reformierte Kirche über. Die 
Evangelisch-reformierte Kirche in Hamburg 
führt dann abweichend von Absatz 1 Buchst. 
a) ihr vollständiges Kirchenbeitragsaufkom-
men an die Evangelisch-reformierte Kirche ab 
und erhält im Gegenzug Landeskirchensteuer-
zuweisungen nach dem Kirchengesetz über 
die Anteile der Kirchengemeinden und Syno-
dalverbände an der Landeskirchensteuer 
(Zuweisungsordnung) vom 18. November 
2010 in der jeweils gültigen Fassung. 
 
 (4) Das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 3 wird durch übereinstimmenden 
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Beschluss des Konsistoriums  der  Evange-
lisch-reformierten Kirche in Hamburg und des 
Moderamens der Gesamtsynode festgestellt. 
Die Evangelisch-reformierte Kirche in Ham-
burg kann die Besoldungs- und Versorgungs-
lasten gemäß § 2 auch ohne Vorliegen der in 
Absatz 3 Satz 1 genannten Voraussetzungen 
auf die Evangelisch-reformierte Kirche über-
tragen; Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1 
gelten dann entsprechend. 
 

 (5) Im Falle des Absatzes 3 und 4 ist die 
Evangelisch-reformierte Kirche berechtigt, den 
Stelleninhabern der Evangelisch-reformierten 
Kirche in Hamburg zusätzliche Aufgaben im 
Bereich der Gesamtkirche sowie des Synodal-
verbandes VIII zu übertragen.  

 

§ 2 
Pfarrbesoldung und -versorgung 

 

 (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche in 
Hamburg beteiligt sich an der Gesamtpfarr-
kasse der Evangelisch-reformierten Kirche. Im 
Einzelnen gilt hierfür Folgendes: 
 

1. Die Evangelisch-reformierte Kirche berech-
net und zahlt im Auftrag der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg aus der 
Gesamtpfarrkasse an die Inhaber der 
Pfarrstellen der Evangelisch-reformierten 
Kirche in Hamburg die persönlichen Bezü-
ge (Besoldung, Versorgung, Sonderzuwen-
dungen, Beihilfen in Geburts-, Krankheits- 
und Sterbefällen, Unterstützungen und 
Umzugskosten). Die Evangelisch-
reformierte  Kirche stellt hierfür  Besol-
dungs-, Versorgungs- und Jubiläums-
dienstalter sowie Dienstwohnungswerte 
fest und haftet hinsichtlich ihrer Zahlungen 
gegenüber dem Finanzamt für die richtige 
Berechnung der öffentlichen Abgaben wie 
ein Arbeitgeber. Gegenüber den Inhabern 
der Pfarrstellen kann die Evangelisch-
reformierte Kirche in Hamburg die Über-
nahme der Zahlungspflicht durch die Ge-
samtpfarrkasse nicht geltend machen. 

 

2. Die Evangelisch-reformierte Kirche in Ham-
burg gibt der Evangelisch-reformierten Kir-
che die zur richtigen Errechnung der per-
sönlichen Zahlungen erforderlichen Anga-
ben und erstattet monatlich die Auslagen 
der Gesamtpfarrkasse für sämtliche per-
sönlichen Bezüge mit Ausnahme laufender 
Versorgungsbezüge. Als Beitrag zu den 
Versorgungsaufwendungen zahlt die Evan-
gelisch-reformierte Kirche in Hamburg für 
jeden bei ihr in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis Stehenden einen Betrag 

zum Aufbau einer Deckungsrücklage. Die 
Deckungsrücklage wird als Rückdeckungs-
versicherung bei einer Versicherung orga-
nisiert, bei der die Evangelisch-reformierte 
Kirche auch die in ihren Diensten stehen-
den Inhaber öffentlich-rechtlicher Beschäf-
tigungsverhältnisse versichert hat. Die Hö-
he des rückzudeckenden Betrages ist auf 
eine Vollversorgung auszurichten. 
Die Evangelisch-reformierte Kirche in Ham-
burg erstattet der Evangelisch-reformierten 
Kirche monatlich die von ihr aufgewandten 
Beträge für die Rückdeckungsversicherung 
der im Dienste der Evangelisch-
reformierten Kirche in Hamburg stehenden 
öffentlich-rechtlichen Bediensteten. Not-
wendig werdende Einmalbeträge im Zu-
sammenhang mit Sonderentwicklungen 
des Dienstverhältnisses werden der Evan-
gelisch-reformierten Kirche in Hamburg ge-
sondert in Rechnung gestellt und sind von 
dieser innerhalb von drei Monaten nach 
Rechnungsstellung zu begleichen. 

 

3. Die Berechnung und Zahlung der Besol-
dung, Versorgung, Sonderzuwendungen, 
Beihilfen in Geburts-, Krankheits- und Ster-
befällen, Unterstützungen und Umzugskos-
ten erfolgt für die Inhaber der Pfarrstellen 
der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Hamburg nach den Bestimmungen, die je-
weils für die Bezüge der aus der Gesamt-
pfarrkasse besoldeten und versorgten Mit-
arbeiter der Evangelisch-reformierten Kir-
che gelten. 

 

4. Die Gesamtpfarrkasse der Evangelisch-
reformierten Kirche ist zu keinen Leistun-
gen für Versorgungsempfänger verpflichtet, 
die vor Inkrafttreten des Kirchenvertrages 
zwischen der Evangelisch-reformierten Kir-
che in Hamburg und der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutsch-
land vom 15./30. März 1977 aus dem akti-
ven Dienstverhältnis ausgeschieden sind. 

 

 (2) Die in Absatz 1 für die Inhaber der 
Pfarrstellen der Evangelisch-reformierten Kir-
che in Hamburg getroffene Regelung gilt ent-
sprechend für den Inhaber einer Beamten-
Stelle des allgemeinen kirchlichen Verwal-
tungsdienstes. Die Bewertung der Planstelle 
und die Eingruppierung des Stelleninhabers 
richten sich nach den Beschlüssen des Kir-
chenrates der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Hamburg, wobei die jeweils für Kirchenbe-
amte der Evangelisch-reformierten Kirche gel-
tende Besoldungsordnung zu Grunde zu legen 
ist. An die Stelle der Gesamtpfarrkasse tritt in 
diesem Fall die Gesamtsynodalkasse. 
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Vereinbarung 
zwischen der 

Lippischen Landeskirche 
und der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
über die gegenseitige Kooperation 

bei der Pfarrstellenbesetzung 
vom 16./19. September 2011 

 
zwischen der  
 
Lippischen Landeskirche, Leopoldstraße 27 in 
32756 Detmold 
 

- vertreten durch den Landeskirchenrat - 
 
und der  
 
Evangelisch-reformierten Kirche, Saarstraße 6 
in 26789 Leer 
 
- vertreten durch das Moderamen der Gesamt-
synode - 
 

 Die beteiligten Landeskirchen einigen sich 
auf folgende Grundsätze zur Besetzung von 
Pfarrstellen: 
 
1. Pastorinnen und Pastoren, die in einer der 

beiden Kirchen eine Pfarrstelle innehaben, 
können sich in der jeweils anderen Landes-
kirche um eine Pfarrstelle bewerben. 

 
2. Bewerbungen auf Pfarrstellen sind in der 

Lippischen Landeskirche an den Landes-
kirchenrat, in der Evangelisch-reformierten 
Kirche an das Moderamen der Gesamtsy-
node zu richten. 

 
Die Kirchenämter sind jeweils befugt, die 
Eignung der Bewerberinnen und Bewerber 
zu überprüfen und einzelne Bewerbungen 
zurückzuweisen. Sie können Einsicht in die 
Personalakten der Bewerberinnen und Be-
werber nehmen. 

 
3. Es soll darauf geachtet werden, dass auf 

längere Sicht die Zahl der in die eine oder 
andere Richtung wechselnden Pastorinnen 
und Pastoren etwa gleich bleibt. In diesem 
Rahmen werden vorübergehende Über-
hänge von bis zu einer Übernahme als 
möglich angesehen. 

 
4. Die beteiligten Landeskirchen informieren 

sich gegenseitig über ausgeschriebene 
Pfarrstellen. Die Ausschreibungen sind in 
ortsüblicher Weise bekannt zu machen. 

 
5. Diese Vereinbarung kann von beiden Par-

teien mit einer Frist von 6 Monaten zum 

Jahresende gekündigt werden. Verpflich-
tungen zur Übernahme nach Ziff. 3 dieser 
Vereinbarung bleiben von der Kündigung 
unberührt. 

 
 D e t m o l d, den 16. September 2011 
 

Der Landeskirchenrat 
 

Dr. S c h i l b e r g 
 

T r e s e l e r 
 
 Le e r, den 19. September 2011 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

S c h m i d t 
 

D u i n 
 

A l l i n 
 

 
Rechtsverordnung 

vom 16. November 2011 
zur Änderung der Rechtsverordnung 

(Friedhofsverwaltungsordnung) 
Ausführungsbestimmungen des 

Moderamens der Gesamtsynode zum 
Kirchengesetz über die Verwaltung 

der Friedhöfe im Bereich 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

vom 10. Oktober 2007 
in der Fassung vom 
17. November 2010 

 

 Aufgrund von § 11 des Kirchengesetzes 
über die Verwaltung der Friedhöfe im Bereich 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) vom 15. Mai 2007 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 S. 12) er-
lässt das Moderamen der Gesamtsynode die 
folgende Rechtsverordnung: 
 

Artikel 1  
 

 Die Rechtsverordnung (Friedhofsverwal-
tungsordnung) Ausführungsbestimmungen 
des Moderamens der Gesamtsynode zum Kir-
chengesetz über die Verwaltung der Friedhöfe 
im Bereich der Evangelisch-reformierten Kir-
che (Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) vom 10. 
Oktober 2007 in der Fassung vom 17. Novem-
ber 2010 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 19 
S. 168) wird wie folgt geändert: 
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1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Rechtsverordnung zur Ausführung des 
Kirchengesetzes über die Verwaltung der 
Friedhöfe im Bereich der Evangelisch-
reformierten Kirche (Friedhofsverwaltungs-
ordnung)“ 

 
2. Der Wortlaut von § 1 Absatz 3 wird ersatz-

los gestrichen. 
 
3. Der Wortlaut von Anlage 2 wird ersatzlos 

gestrichen. 
 
4. In Anlage 5 werden in II Nr. 2 Buchst. a) 

Absatz 3 die Wörter „Gesteinsbrocken,“ 
und „Fotografien,“ ersatzlos gestrichen. 

 
Artikel 2 

 
 Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
L e e r, den 16. November 2011 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

S c h m i d t 
 
 

Zur Besetzung freigegebene Stellen 
 
 Die zum 1. Dezember 2011 vakant wer-
dende Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde A u r i c h wird zur Wieder-
besetzung freigegeben. Der Dienst umfasst 
die pastorale Versorgung der Gemeinde mit 
einem Dienstumfang von 75 % sowie die 
Krankenhausseelsorge der Ubbo-Emmius-
Klinik mit einem Dienstumfang von 25 %. 
 
 Die Freigabe erfolgt mit der Maßgabe, 
dass nur Theologinnen oder Theologen auf 
den Wahlaufsatz genommen werden können, 
die derzeit in einem hauptamtlichen Dienstver-
hältnis zur Evangelisch-reformierten Kirche 
stehen und denen die Anstellungsfähigkeit in 
der Evangelisch-reformierten Kirche zuerkannt 
wurde. Ebenso können Theologinnen oder 
Theologen auf den Wahlaufsatz genommen 
werden, die derzeit in einem Anstellungsver-
hältnis zu einer Kirchengemeinde oder einem 
Synodalverband der Evangelisch-reformierten 
Kirche stehen. 
 
 Bewerber und Bewerberinnen können ihre 
Gesuche innerhalb von 14 Tagen vom Er-
scheinen dieses Blattes ab beim Kirchenpräsi-
denten einreichen, sofern sie nicht unmittelbar 
mit dem Kirchenrat der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Aurich in Ver-
bindung treten wollen.  

 Die zum 1. Februar 2012 vakant werdende 
Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde M e c k l e n b u r g / B ü t -
z o w  wird zur Wiederbesetzung freigegeben 
 
 Die Freigabe erfolgt mit der Maßgabe, 
dass nur Theologinnen oder Theologen auf 
den Wahlaufsatz genommen werden können, 
die derzeit in einem hauptamtlichen Dienstver-
hältnis zur Evangelisch-reformierten Kirche 
stehen und denen die Anstellungsfähigkeit in 
der Evangelisch-reformierten Kirche zuerkannt 
wurde. Ebenso können Theologinnen oder 
Theologen auf den Wahlaufsatz genommen 
werden, die derzeit in einem Anstellungsver-
hältnis zu einer Kirchengemeinde oder einem 
Synodalverband der Evangelisch-reformierten 
Kirche stehen. 
 
 Bewerber und Bewerberinnen können ihre 
Gesuche innerhalb von 14 Tagen vom Er-
scheinen dieses Blattes ab beim Kirchenpräsi-
denten einreichen, sofern sie nicht unmittelbar 
mit dem Kirchenrat der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Mecklenburg/
Bützow in Verbindung treten wollen.  

___ 
 
 Die zum 1. Februar 2012 vakant werdende 
Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde L i n g e n wird zur Wiederbe-
setzung freigegeben 
 
 Die Freigabe erfolgt mit der Maßgabe, 
dass nur Theologinnen oder Theologen auf 
den Wahlaufsatz genommen werden können, 
die derzeit in einem hauptamtlichen Dienstver-
hältnis zur Evangelisch-reformierten Kirche 
stehen und denen die Anstellungsfähigkeit in 
der Evangelisch-reformierten Kirche zuerkannt 
wurde. Ebenso können Theologinnen oder 
Theologen auf den Wahlaufsatz genommen 
werden, die derzeit in einem Anstellungsver-
hältnis zu einer Kirchengemeinde oder einem 
Synodalverband der Evangelisch-reformierten 
Kirche stehen. 
 
 Bewerber und Bewerberinnen können ihre 
Gesuche innerhalb von 14 Tagen vom Er-
scheinen dieses Blattes ab beim Kirchenpräsi-
denten einreichen, sofern sie nicht unmittelbar 
mit dem Kirchenrat der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Lingen in Ver-
bindung treten wollen.  
 
 

Personalnachrichten 
 
 In den Ruhestand wurde versetzt: 
 
   Pastor  
   Alfred  B l e c k m a n n 
   mit Ablauf des 30. November 2011 



305 

 In den Ruhestand wurde versetzt: 
 
   Pastor 
   Reinhard  U t h o f f 
   mit Ablauf des 30. November 2011 
 
 In den Pfarrdienst der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde H o l t h u s e n 
wurde eingeführt: 
 
   Pastorin 
   Jana M e t e l e r k a m p 
   am 27. November 2011 
   in Holthusen 
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